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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8. Juli 1998

zur Erklärung der Vereinbarkeit eines Zusammenschluûvorhabens mit dem Gemeinsamen
Markt und der Funktionsweise des EWR-Abkommens

(Sache IV/M. 1069 Ð WorldCom/MCI)

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1998) 1887 endg.)

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/287/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROP¾ISCHEN
GEMEINSCHAFTEN Ð

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2
Buchstabe a),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des
Rates vom 21. Dezember 1989 über die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschlüssen (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2), insbeson-
dere auf Artikel 8 Absatz 2,

gestützt auf die Entscheidung der Kommission vom
3. März 1998, in dieser Sache ein Verfahren einzulei-
ten,

gestützt auf die Stellungnahme des Beratenden Aus-
schusses für Unternehmenszusammenschlüsse (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 20. November 1997 haben WorldCom, Inc.
(¹WorldComª) und MCI Communications Cor-
poration (¹MCIª) gemeinsam ein Vorhaben
gemeldet, das den Zusammenschluû der beiden
Unternehmen gemäû Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe a) der Verordnung (EWG)
Nr. 4064/89 (¹der Fusionskontrollverordnungª)
vorsieht. Da die Vereinbarung vor dem 1. März
1998 geschlossen wurde, wurde die Fusionskon-
trollverordnung in der Fassung vor der mit der
Verordnung (EG) Nr. 1310/97 vorgenommenen
¾nderung angewandt.

(2) Am 18. Dezember 1997 teilte die Kommission
den Parteien mit, daû weitere Angaben zur Ver-
vollständigung der Anmeldung erforderlich seien
und daû die Fristen bis zum Eingang dieser
Angaben verlängert würden. Am 3. Februar
1998 wurden die erforderlichen Angaben von
den Parteien vorgelegt und die Anmeldung von
der Kommission für vollständig erklärt.

(3) Mit Entscheidung vom 11. Dezember 1997 und
24. Februar 1998 hat die Kommission die Ver-
längerung der Frist gemäû Artikel 7 Absatz 2
und Artikel 18 Absatz 2 der Fusionskontrollver-
ordnung bis zum Erlaû einer endgültigen Ent-
scheidung in dieser Sache angeordnet.

(1) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 1; berichtigte Fassung im
ABl. L 257 vom 21.9.1990, S. 13.

(2) ABl. L 180 vom 9.7.1997, S. 1.
(3) ABl. C 122 vom 4.5.1999.
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(4) Am 3. März 1998 kam die Kommission nach
Prüfung der Anmeldung zu dem Ergebnis, daû
die Fusionskontrollverordnung auf dieses Vor-
haben anzuwenden war und daû ernsthafte
Bedenken hinsichtlich seiner Vereinbarkeit mit
dem Gemeinsamen Markt bestanden. Sie
beschloû deshalb, ein Verfahren gemäû Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe c) der Fusionskontrollver-
ordnung einzuleiten.

I. DIE PARTEIEN

(5) WorldCom und MCI sind börsennotierte US-
amerikanische Telekommunikationsunterneh-
men. WorldCom erbringt Geschäfts- und Privat-
kunden vermittelte und festgeschaltete inter-
nationale Sprach- und Datenkommunikations-
dienste im Orts- und Fernverkehr (einschlieûlich
Internet-Diensten, die überwiegend über ihre
Tochtergesellschaften UUNet, ANS, CNS und
GridNet erbracht werden), ¹800ª-Dienste, Ruf-
und Debetkartendienste. Es hat eine Reihe von
Tochtergesellschaften in verschiedenen europäi-
schen Ländern und errichtet gegenwärtig Glas-
faserverbindungen in mehreren europäischen
Hauptstädten. MCI erbringt Geschäfts- und Pri-
vatkunden eine Palette integrierter Dienste ein-
schlieûlich Fernverkehrs- und Funkdienste, örtli-
che Personenrufdienste, Nachrichtenübermitt-
lung, Informationsdienste, Auslagerungsdienste
und fortgeschrittene weltweite Kommunikati-
onsdienste einschlieûlich Internet.

II. DAS VORHABEN

(6) Gemäû einer Vereinbarung vom 9. November
1997 zwischen WorldCom und MCI (¹der Fusi-
onsvereinbarungª) soll MCI mit TC Investments
Corp., Delaware, einer direkten Tochtergesell-
schaft im Alleinbesitz von WorldCom, ver-
schmolzen werden. Für jede MCI-Stammaktie
erhält der Inhaber ein Bezugsrecht für eine
bestimmte Anzahl von WorldCom-Stammaktien,
während für jede MCI-Stammaktie der Klasse A
im Eigentum von British Telecommunications
plc (¹BTª) der Inhaber das Recht auf Barver-
gütung in US-Dollar in einer zu vereinbarenden
Höhe erhält. TC Investments Corp. wird unter
dem Namen ¹MCI Communications Corporati-
onª fortbestehen, während der Name von
WorldCom in ¹MCI WorldComª umgewandelt
wird.

(7) Auûerdem wird MCI seine Stimmrechte (ein-
schlieûlich seiner Aktionärsstimmrechte) an dem
Gemeinschaftsunternehmen (¹GUª) Concert mit
BT im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zusam-
menschluûvorhabens verlieren, während MCI

seine Beteiligung an Concert innerhalb eines
Zeitraums von bis zu 127 Tagen nach dem
Inkrafttreten veräuûern wird. Daraufhin wird
seine Beziehung zu Concert auf eine nicht-
ausschlieûliche Vertriebshändlervereinbarung
beschränkt sein.

III. DER ZUSAMMENSCHLUSS

(8) Das in Randnummer 6 beschriebene Vorhaben
stellt einen Zusammenschluû im Sinne von
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a) der Fusionskon-
trollverordnung dar.

IV. GEMEINSCHAFTSWEITE BEDEUTUNG

(9) Nach Anpassungen zur Berücksichtigung der
Umsätze, die den seit den jeweils letzten geprüf-
ten Bilanzen erworbenen oder veräuûerten
Unternehmen zuzuweisen sind, beläuft sich der
Weltumsatz von WorldCom im Jahr 1996 auf
mehr als 4 Mrd. ECU, während der Weltumsatz
von MCI für diesen Zeitraum 14 Mrd. ECU
übertrifft.

(10) Die Ermittlung des gemeinschaftsweiten Umsat-
zes gemäû der Fusionskontrollverordnung erfor-
dert eine räumliche Zuteilung des Umsatzes. Es
gibt verschiedene Verfahren, um die von Tele-
fongesellschaften mit ihren Diensten auûerhalb
ihres Stammlandes erzielten Einnahmen zuzutei-
len. Nach sämtlichen möglichen Varianten erzie-
len WorldCom und MCI einen gemeinschafts-
weiten Umsatz von jeweils mehr als 250 Mio.
ECU. Auûerdem erzielen beide nicht mehr als
zwei Drittel ihres gemeinschaftsweiten Umsatzes
innerhalb ein und desselben Mitgliedstaats. Der
Zusammenschluû ist somit von gemeinschafts-
weiter Bedeutung im Sinne von Artikel 1 der
Fusionskontrollverordnung.

V. ZUSAMMENARBEIT MIT ANDEREN
WETTBEWERBSBEHÖRDEN

(11) Das Zusammenschluûvorhaben WorldCom/MCI
wurde unter anderem auch der Antitrust-Divi-
sion des amerikanischen Justizministeriums
gemeldet. Die Parteien haben Erklärungen
unterzeichnet, damit die amerikanischen Stellen
und die Kommission Informationen austauschen
können, die den beiden Behörden von den Par-
teien vorgelegt wurden. Mehrere Unternehmen,
die auf parallele Ermittlungen beider Behörden
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erwidert hatten, haben darin eingewilligt, daû
sie diese Informationen austauschen, oder mach-
ten beiden Behörden dieselben Ausführungen.

(12) Bei der Untersuchung und Bewertung des
Zusammenschluûvorhabens kam es zu einer
engen Zusammenarbeit zwischen den beiden
Behörden einschlieûlich Meinungsaustausch
über den Bewertungsrahmen, abgestimmte
Informationsersuchen, Teilnahme amerikani-
scher Beamter bei den Anhörungen und gemein-
same Zusammenkünfte und Verhandlungen mit
den Parteien.

VI. VEREINBARKEIT MIT DEM GEMEINSAMEN
MARKT

A. ÜBERTRAGUNGS- UND INTERNETDIENSTE

(13) Nach Auffassung der Parteien entsprechen die
sachlich relevanten Märkte zur Beurteilung die-
ses Falles den in vorangehenden von der Kom-
mission behandelten Fällen einschlieûlich BT/
MCI (I) (4), Atlas (5) Phoenix/Global One (6),
Uniworld (7) und Unisource (8) zugrunde geleg-
ten relevanten Märkten. Die Parteien haben vor-
gebracht, daû gemäû diesen Definitionen Über-
schneidungen lediglich in folgenden drei rele-
vanten Produktmärkten bestünden: Telekom-
munikationsdienste an Unternehmen (einschlieû-
lich Sprach- und Datenpakete unter Verwen-
dung von z. B. X25-, Frame Relay- und Inter-
net-Protokollen (globale virtuelle Privatnetze,
gebührenfreie ausgewählte Kartendienste, ein-
fache Wiederverkaufsdienste und festgeschaltete
Übertragung)), Reisendendienste einschlieûlich
vorbezahlte Dienste, Rufkarten- und Mehrwert-
dienste sowie Übertragungsdienste.

(14) Den von den Parteien vorgelegten Datenanga-
ben war zu entnehmen, daû ihr gemeinsamer
Marktanteil bei Reisendendiensten und Kom-
munikationsdiensten an Unternehmen bei jeder
Definition der räumlich relevanten Märkte
wenige Prozentpunkte nicht übersteigen würde.
Nachfragen bei Dritten bestätigten die Annah-
me, daû mögliche Überschneidungen auf diesen
beiden Märkten nicht als bedenklich für den
Wettbewerb anzusehen wären.

1. Übertragungsdienste

(15) In der Entscheidung Unisource wurden folgende
Dienste in den Markt der Übertragungsdienste
einbezogen: Vermietung von Übertragungskapa-
zität und Bereitstellung damit verbundener
Dienste an dritte Telekommunikations-Verkehrs-
übertrager und Diensteanbieter. Die wichtigsten
Dienste waren dabei: vermittelte und fest-
geschaltete Transitdienste, Verkehrsdrehkreuze
und Wiederverkaufsdienste an Diensteanbieter
ohne eigene internationale Telekommunikati-
onseinrichtungen. Da jedoch der gemeinsame
Marktanteil der Parteien nicht groû genug wäre,
um Wettbewerbsbedenken aufzuwerfen (nach-
stehend erörtert), kann die Frage der genauen
Marktdefinition offenbleiben.

2. Die internetbezogenen Dienste

(16) In einer groûen Anzahl der Erwiderungen von
Dritten auf die ersten Nachfragen der Kommis-
sion wurde die Auffassung vertreten, daû die
internetbezogenen Dienste als von den allgemei-
nen Datenkommunikationsdiensten getrennter
Markt oder Reihe von Märkten zu definieren
seien. Auch die zusammengetragenen Informa-
tionen deuten darauf hin, daû es sich bei dem
Internet nicht um einen einzigen Markt, sondern
eine Reihe von Märkten handelt. Vor der Erör-
terung der Marktdefinition ist es angezeigt, die
Funktionsweise des Internets zu erläutern.

i) Das Internet

(17) Das ¹Internetª wurde ursprünglich in den Ver-
einigten Staaten als ein Instrument der Zusam-
menschaltung einzelner lokaler Computernetze
z. B. von Forschungseinrichtungen von Univer-
sitäten oder der Regierung errichtet. Die Ver-
bundstruktur wurde unter Nutzung des Fern-
sprechkabelnetzes mit Unterstützung der ame-
rikanischen Regierung insbesondere der Natio-
nal Science Foundation (NSF) entwickelt. Das
Ziel der Zusammenschaltung bestand darin, die
einzelnen Netze, d. h. die einzelnen Hauptrech-
ner innerhalb jedes Netzes, in die Lage zu ver-
setzen, miteinander zu kommunizieren. (Der
Begriff ¹Netzª besagt nichts über die jeweilige
Gröûe und wird auf Systeme angewandt, die
von kleinen lokalen Netzen z. B. in einem Büro-
gebäude mit nur einem Dutzend Endgeräten bis
zu raumgreifenden Systemen internationaler
oder weltweiter Zusammenschaltungen mit Tau-
senden von Anschlüssen reichen.)

(4) Sache IV/34.857, ABl. L 223 vom 27.8.1994, S. 36.
(5) Sache IV/35.337, ABl. L 239 vom 19.9.1996, S. 23.
(6) Sache IV/35.617, ABl. L 239 vom 19.9.1996, S. 57.
(7) Sache IV/35.738, ABl. L 318 vom 20.11.1997, S. 24.
(8) Sache IV/35.830, ABl. L 318 vom 20.11.1997, S. 1.
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(18) Die Netze können nach verschiedenen Normen
betrieben werden. Die Fähigkeit, Daten in ver-
ständlicher Form zwischen Netzen wie dem
Internet zu versenden und zu empfangen, ist nur
gegeben, wenn sämtliche Daten gemäû gemein-
sam vereinbarter Protokolle ausgetauscht wer-
den, von denen das TCP/IP-Protokoll (transfer
control protocol/Internet protocol) das wichtig-
ste ist. Innerhalb eines Netzes können Daten
zwar mit einem örtlichen Protokoll übertragen
werden, doch der Internet-Verkehr mit auûen-
stehenden Netzen muû über das TCP/IP-Format
erfolgen.

(19) Die auf diese Weise ausgetauschten Daten beste-
hen aus elektronischen Mitteilungen, die in ein-
zelne Datenpakete aufgeteilt getrennt durch das
System geleitet werden. Jedes Datenpaket ent-
hält die Weiterleitungsangaben für die zu passie-
renden Vermittlungseinrichtungen. Die Pakete
werden bei ihrer Ankunft am Zielort, d. h.
einem anderen Endgerät im Internet, wieder
zusammengesetzt, so daû die Nachricht vom
Benutzer gelesen werden kann. Besteht eine
direkte Schaltung zwischen zwei Netzen, so
können die Daten direkt vom Ursprungs- zum
Zielnetz versandt werden; ist dies nicht der Fall,
müssen die Datenpakete Zwischennetze passie-
ren. Die Vermittlungseinrichtungen sind so aus-
gerüstet, daû sie die Adresse auf den durchrei-
senden Datenpaketen lesen und sie an den näch-
sten Schaltpunkt auf ihrer Reise weiterleiten
können.

(20) Die über Internet versandten Daten können ver-
schiedene Formen annehmen, z. B. als Postwei-
terleitung (elektronische Postsendungen zwi-
schen zwei Endbenutzern des Internets) oder als
Dateiweiterleitung (Weiterleitung von Dateien
entweder zwischen zwei Endbenutzern oder von
einem allgemein zugänglichen Ort an einen End-
benutzer). Im Anschluû an die Entwicklung des
Internet wurde das World Wide Web aufgebaut.
Hierbei handelt es sich um das vereinbarte For-
mat Hyper-Text Markup Language (HTML) für
die Anzeige und Verknüpfung von Daten auf
dem Internet. Mittels Internet-Adressen haben
die Benutzer Zugang zu sogenannten ¹Web
sitesª, die unter Verwendung von HTML Daten
und Informationen darstellen, anhand deren
man Dienstleistungen erwerben oder mit ande-
ren Benutzern auf derselben Seite kommunizie-
ren kann. Die Benutzung des Internets wird
ständig fortentwickelt, gegenwärtig wird daran
gearbeitet, unter Verwendung des Internet-Pro-
tokolls Sprachtelefon- und Fernkopierdienste zu
ermöglichen.

(21) Die Verschaltung innerhalb und zwischen den
Netzen erfolgt in der Regel über herkömmliche
Fernmeldekabel oder Glasfasern. Die physische

Grundlage der meisten Internet-Netze sind im
wesentlichen die herkömmlichen Fernsprechver-
mittlungsnetze, deren Kabel auch den Datenver-
kehr übertragen können. Die Internet-Daten-
pakete werden jedoch üblicherweise nicht über
die öffentlichen Vermittlungsnetze, sondern ent-
weder über private Mietleitungen oder unter
Verwendung der von den Telefonbetreibern
angebotenen schnellen Paketvermittlungsdienste
wie Frame relay, X25 oder der asynchronen
Übermittlung ATM im ¹virtuellen Netzª über-
tragen. Die Zusammenschaltungspunkte sind
mit besonderen Schaltern und Leitweglenkern
ausgestattet, welche die Internet-Pakete erken-
nen und entlang dem richtigen Weg zum näch-
sten Knotenpunkt lenken können. Internet-
Nachrichten können auch über die herkömm-
lichen öffentlichen Fernsprechvermittlungsnetze
durch Modems an den Eingangs- und Ausgangs-
punkten des Vermittlungsnetzes geleitet werden,
doch das Erfordernis, eine Vermittlungsleitung
für die Dauer einer Verbindung insbesondere im
Fernverkehr freizuhalten, verringert die wirt-
schaftlichen Vorteile der Nutzung der paketver-
mittelten Datenübertragung beträchtlich. Mit
der zunehmenden Nachfrage nach Internet-Da-
tenverkehr ist die Nutzung der Einrichtungen
des Sprachtelefondienstes zurückgegangen. Bei
der Errichtung neuer und der Umrüstung beste-
hender Übertragungsnetze werden zunehmend
Kabel einer hohen Übertragungskapazität unter
Berücksichtigung der Internet-Erfordernisse ver-
legt.

(22) Anfänglich hatte das Internet eine eindeutig
hierarchische Struktur, bei der die Ortsnetze z. B.
von Universitäten an Regionalnetze angeschlos-
sen waren, die wiederum mit der von der ame-
rikanischen Wissenschaftsstiftung betriebenen
Zentralverbindungseinheit (¹backboneª) über
weite Strecken verbunden waren. Die Daten
wurden ähnlich wie bei der herkömmlichen
Fernsprechvermittlung übertragen. Dabei wurde
der Datenverkehr, der von den Ortsnetzen nicht
übertragen werden konnte, an ein regionales
Netz weitergeleitet, und, falls sie nicht von dem
regionalen Netz oder einem anderen angeschlos-
senen Ortsnetz weitergeleitet werden konnten,
an die Zentralverbindung gesandt. Nachdem die
Daten den Zusammenschaltungspunkt auf der
Zentralverbindung passiert hatten, haben sie
ihre Reise über die regionalen und Ortsnetze
zur Endadresse fortgesetzt.

ii) Kommerzieller Betrieb des Internets

(23) Nachdem die amerikanische Wissenschaftsstif-
tung Mitte der 90er Jahre ihre Unterstützung
des Internets aufgegeben hatte, wurde die

L 116/4 4.5.1999Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



Bereitstellung der Fernverkehrsanschlüsse, die
das Internet möglich gemacht haben, von Pri-
vatunternehmen übernommen. Einige der
ursprünglichen regionalen Netze stellten ihren
Betrieb auf eine geschäftliche Grundlage und
wurden zu Internet-Diensteanbietern, d. h. sie
boten zahlenden Benutzern Zugangsdienste auf
geschäftlicher Grundlage an. Andere Privat-
unternehmen traten in diesen Markt ein und
führten ihm neue Geschäftskunden und Privat-
benutzer zu. Das Internet vergröûerte sich mit
jedem neuen Anschluû. Nachdem sich die
Nationale Wissenschaftsstiftung zurückgezogen
hatte, war das Internet nicht mehr als eine
durch eine Zentralverbindung verbundene Netz-
hierarchie, sondern vielmehr als eine Reihe von
an verschiedene Zentralverbindungen ange-
schlossenen Netzen anzusehen, die unterein-
ander verbunden werden muûten, wenn die
unabhängigen Netze oder Diensteanbieter in der
Lage sein sollten, weiterhin Datenverkehr unter-
einander auszutauschen.

(24) Die Zusammenschaltung zwischen den Zentral-
verbindungen erfolgte zuerst über die nationalen
Zugangspunkte (NAP), die von der Forschungs-
stiftung ursprünglich als öffentliche Verknüp-
fungspunkte ausgelegt wurden. Ein NAP
bestand aus einem Gebäude oder Raum in
einem Gebäude, der die Vermittlungs- und Wei-
terleitungsausrüstungen enthielt, an die die
Betreiber ihre Netze anschlieûen und mit den
anderen im NAP vorhandenen Netzen zusam-
menschalten konnten. Die physische Verbindung
zwischen dem Netz und dem NAP wurde in der
Regel durch eine Kabelverbindung zwischen
dem NAP und dem nächsten geeigneten Netz-
knoten an einer Stelle des jeweiligen Netzes her-
gestellt. Die ursprünglichen Zugangspunkte
wurden sehr bald durch andere auf Initiative
der Zentralverbindungsbetreiber eingerichtete
Verbindungsstellen ersetzt. Diese zweite Genera-
tion der Verbindungsstellen, bei denen es sich
technisch nicht um NAP im eigentlichen Sinne
handelt, werden durch Abkürzungen wie z. B.
MAE-East oder MAE-West (MAE gleich Metro-
politan Area Exchange) oder CIX (Commercial
Internet Exchange) bezeichnet. Im wesentlichen
üben sie jedoch die Funktion eines NAP aus.
Mit der Ausweitung des Internets wurden
Zugangspunkte auch auûerhalb der Vereinigten
Staaten errichtet. Die groûe Mehrzahl der beste-
henden öffentlichen Zusammenschaltungsstellen
ermöglicht die bilaterale Zusammenschaltung
zwischen Diensteanbietern und anderen Benut-
zern, wobei jedoch nicht die Verpflichtung zur
Zusammenschaltung mit einem bestimmten
Diensteanbieter an der nationalen Zugangsstelle
besteht.

(25) Bei der gegenwärtigen Betriebsweise des Inter-
nets ist der Endverbraucher entweder ein Com-

puterbenutzer, der die Internet-Dienste für
geschäftliche oder private Zwecke nutzt, oder
ein Ortsnetz, wie z. B. das interne Datennetz
eines groûen Unternehmens oder einer akademi-
schen oder öffentlichen Einrichtung. Unabhän-
gig von der Konfiguration des Endbenutzer-
systems erfolgt der Zugang zum Internet in der
Regel durch die Inanspruchnahme der Zugangs-
dienste eines Diensteanbieters.

(26) Eine physische Verbindung ist erforderlich zwi-
schen einem Zugangspunkt bzw. Knoten auf
dem Netz des Diensteanbieters und dem Endge-
rät/den Endgeräten oder der Verbindungsstelle
auf dem Netz des Endbenutzers. Vom Dienste-
anbieter wird diese physische Verbindung nor-
malerweise nicht angeboten. Sie erfolgt in der
Regel nach Bedarf über das öffentliche Fern-
sprechvermittlungsnetz (als sogenannter ¹An-
wählzugangª) oder, für Groûabnehmer, die
einen dauerhaften Zugang benötigen, über eine
dauerhaft zugeordnete teilnehmereigene Schal-
tung (oder ihre virtuelle Entsprechung), die
auch als ¹festgeschalteter Zugangª bezeichnet
wird. Die Nutzung des öffentlichen Vermitt-
lungsnetzes erfordert den Einsatz von Modems
an jedem Ende des Teiles der das öffentliche
Netz passierenden Leitung. Eine teilnehmer-
eigene Schaltung für den festgeschalteten
Zugang kann von dem Diensteanbieter oder
dem Teilnehmer bereitgestellt, aber auch bei
einer örtlichen Telefongesellschaft und jeder mit
den erforderlichen Faserkabeln ausgestatteten
Einrichtung hinzugemietet werden.

(27) Die Zugangspunkte zum Diensteanbieter, sei es
als Modem-Anschlüsse oder festgeschaltete
Zugangsanschlüsse, werden als ¹Präsenzpunkteª
(POP) bezeichnet. Im Fall des Anwählzugangs
entspricht den Präsenzpunkten in der Regel eine
Telefonnummer in der Vermittlungsstelle. Übli-
cherweise bietet der Diensteanbieter beim
Anwählzugang den Teilnehmern die Möglichkeit
an, ihre Verbindung zu den Präsenzpunkten zu
Ortsgesprächtarifen herzustellen. Deshalb unter-
hält der Diensteanbieter in der Regel Präsenz-
punkte in allen Ortsvermittlungsbereichen, über
die er seine Dienste anbietet, oder er bietet Fern-
gesprächsdienste gebührenfrei bzw. zu Ortstari-
fen an (letztere werden zuweilen als virtuelle
Präsenzpunkte bezeichnet). Im Fall des fest-
geschalteten Zugangs ist der Präsenzpunkt der
Punkt, an dem der Teilnehmer den Kabel-
anschluû herstellen muû, um Zugang zum Netz
des Diensteanbieters zu erlangen.

(28) Die Hauptfunktion des Diensteanbieters besteht
darin, seinem Kunden den Zugang zum Internet
herzustellen (Internet-Anschluûfähigkeit). Dazu
muû er den Datenverkehr bedienen, der vom
Kunden stammt und für ihn bestimmt ist. Die
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vom Kunden an den Diensteanbieter gesandten
Daten können entweder an demselben Netz
abgewickelt werden, sofern sie für einen ande-
ren an diesem Netz angeschlossenen Teilnehmer
bestimmt sind (sogenannter interner Datenver-
kehr), oder an ein anderes Netz weitergeleitet
werden (externer Datenverkehr). Bei den mei-
sten Netzen muû der überwiegende Teil des Ver-
kehrs an ein anderes Netz zur Zustellung weiter-
geleitet werden. Verfügt das Ursprungsnetz über
einen Direktanschluû mit dem Netz, auf dem
sich der Zielkunde befindet, so kann der Daten-
verkehr zwischen den beiden Netzen direkt
stattfinden. Sind die beiden Netze jedoch nicht
direkt zusammengeschaltet, müssen Mittel und
Wege gefunden werden, den Verkehr über ein
oder mehrere zwischengeschaltete Netze zu lei-
ten, über die der Zugang zu dem Zielnetz
schlieûlich hergestellt werden kann. Der durch
zwischengeschaltete Netze laufende Verkehr
wird auch als Transitverkehr bezeichnet. Mit
jedem Zwischennetz, durch das der Verkehr
geleitet wird, erhöht sich das Risiko des Paket-
verlustes und der Staubildung. Deshalb ist es
wichtig, die Anzahl der ¹Sprüngeª zu begren-
zen, die eine Nachricht zurücklegen muû.

(29) Die Parteien haben vorgebracht, daû die Anzahl
der Sprünge, die eine Nachricht zurücklegen
muû, nicht von der Anzahl der zu passierenden
Netze, sondern der Architektur der jeweiligen
Netze abhänge. So kann eine Nachricht, die nur
durch ein Netz läuft, mehr Sprünge zurücklegen
als eine Nachricht, die durch mehrere Netze
nacheinander gelenkt wird. Ausschlaggebend für
den Diensteanbieter ist, daû er zwar die Anzahl
der internen Sprünge in seinem eigenen Netz
durch eine entsprechende Netzarchitektur kon-
trollieren, jedoch keine Kontrolle über die
Anzahl der Sprünge in den externen Netzen, mit
denen er kommuniziert, ausüben kann. Ein
Netz, das seine Wettbewerbsfähigkeit einbüût,
weil die Anzahl der internen Verbindungen
unangemessen hoch oder seine Kapazität unzu-
reichend ist, kann diesen Nachteil ausgleichen.
Hängt dieses Netz bei seiner Internet-Anschluû-
fähigkeit von anderen ab und muû auf Transit-
dienste zurückgreifen, so wird diese Fähigkeit
erheblich eingeschränkt.

iii) Zusammenschaltung

(30) Die Optionen für die physische Zusammen-
schaltung von Netzen sind relativ beschränkt.
Entweder vereinbaren zwei Diensteanbieter die
direkte Zusammenschaltung miteinander, oder
eine Gruppe von Anbietern einigt sich auf eine
mehrseitige Zusammenschaltung an einem
gemeinsamen Punkt. Die mehrseitige Zusam-
menschaltung wurde wiederholt versucht (ins-

besondere bei der kommerziellen Internet-Ver-
mittlung CIX), ist jedoch kein allgemein befolg-
tes Modell geworden.

(31) Für die Diensteanbieter gibt es vier unterschied-
liche Modelle zur Aufteilung der Kosten und
Risiken der Zusammenschaltung. Die entspre-
chenden Vereinbarungen sehen entweder die
beschränkte oder die unbeschränkte Weiterlei-
tung des Verkehrs über eine Schnittstelle vor,
wobei in jedem Fall die Option besteht, den
Datenaustausch gebührenfrei oder auf Zah-
lungsgrundlage durchzuführen. In der Praxis
wird bei der groûen Mehrzahl der heute
gebräuchlichen Zusammenschaltungen auf eines
dieser beiden Modelle zurückgegriffen, sei es in
Form einer Gegenzugvereinbarung, die keine
Gebühren jedoch Beschränkungen bei der Art
des auszutauschenden Datenverkehrs vorsieht,
oder als Transitvereinbarungen, die keine
Beschränkungen bei der Datenverkehrsart,
jedoch die Entrichtung von Gebühren beinhal-
ten.

a) Gegenzugvereinbarungen (Peering)

(32) Die einzelnen Gegenzugvereinbarungen weisen
zwar Unterschiede bei den Bedingungen auf,
sehen doch gewöhnlich vor, daû ein Netzebetrei-
ber A (ISP A) sämtlichen Datenverkehr der Kun-
den des Netzebetreibers B (ISP B) entgegen-
nimmt, der auf dem Netz von A abgewickelt
werden soll. Im Gegenzug verpflichtet sich B,
sämtlichen von den Kunden von A stammenden
und für sein Netz bestimmten Verkehr abzuwik-
keln. Jede Partei zahlt in der Regel die Kosten
für das ¹Rückholenª, womit die Verbindung
vom nächsten Knoten ihres Netzes zum Punkt
der Zusammenschaltung mit dem Gegenzug-
partner gemeint ist, sowie ihre eigenen Kosten
im Zusammenhang mit der Zusammenschal-
tung.

(33) Diese Gegenzugvereinbarungen werden in der
Regel auf der Grundlage ¹Berechnen und ein-
behaltenª getroffen, was bedeutet, daû keine
Seite für den über die Schnittstelle laufenden
Verkehr Gebühren in Rechnung stellt. Um die
Teilnehmer am Miûbrauch einer derartigen Ver-
einbarung zu hindern, ist es üblich, die Gegen-
zugvereinbarung so zu begrenzen, daû kein
Datenverkehr, der für Dritte bestimmt ist oder
von Dritten stammt (d. h. Transitverkehr), auf
den Partner abgeladen werden kann. So kann,
wenn A eine Gegenzugvereinbarung mit B,
jedoch nicht mit C hat, und B eine solche Ver-
einbarung mit C hat, A seine Gegenzugverein-
barung mit B nicht dazu nutzen, B zu veranlas-
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sen, seinen Datenverkehr an C weiterzuleiten.
Ebenso ist A nicht verpflichtet, von B an ihn
gerichteten und von C stammenden Datenver-
kehr entgegenzunehmen.

(34) Bis in jüngste Zeit fand der Gegenzugverkehr
überwiegend an Netzzugangspunkten oder an
Zusammenschaltungsstellen der öffentlichen
Netze statt. Die Regeln über die Form der
Zusammenschaltung unterschieden sich in ihren
Einzelheiten je nach Netzzugangspunkt, doch in
den meisten Fällen (mit Ausnahme von Com-
mercial Internet Exchange) ist kein Benutzer
eines Zugangspunktes berechtigt bzw. verpflich-
tet, sich mit einem anderen Benutzer an diesem
Punkt zusammenzuschalten. Deshalb muû an
den meisten Zugangspunkten jeder Benutzer
eine zweiseitige Gegenzugvereinbarung mit
jedem anderen Benutzer an diesem Punkt, mit
dem er Datenverkehr austauschen möchte, ein-
gehen. In der Regel muû ein Diensteanbieter,
der Zentralverbindungsdienste erbringen möch-
te, sich mit anderen Betreibern einer Zentralver-
bindung an mehreren Zugangspunkten zusam-
menschalten. Das Erfordernis der Zusammen-
schaltung an mehrfachen Zugangspunkten hat
mit der steigenden Verkehrsnachfrage an einzel-
nen Zugangspunkten erheblich zugenommen,
ebenso sind Stau und Verzögerung an den
Zugangspunkten Alltag geworden.

(35) Um derartige Probleme zu vermeiden, haben
groûe Anbieter damit begonnen, eigene, d. h.
direkte Zusammenschaltungspunkte zu errich-
ten, an denen zweiseitige Verbindungen mit
einem anderen Diensteanbieter hergestellt wer-
den. Dadurch können einige der mit der Mehr-
fachbelegung der Zugangspunkte verbundenen
Probleme gelöst werden, gleichzeitig entsteht
jedoch eine getrennte von den Zugangspunkten
unabhängige Klasse von Diensteanbietern, die
unter etwas anderen Bedingungen als ihre von
den Zugangspunkten abhängigen Wettbewerber
tätig sind.

(36) Bei jeder Gegenzugvereinbarung ist vor dem
Hintergrund des anhaltenden Wachstums der
Internet-Nachfrage davon auszugehen, daû
wenigstens einer der beiden Teilnehmer auf
beständigen technischen und Kapazitätsverbes-
serungen der Verbindung als Preis für die Auf-
rechterhaltung der Vereinbarung besteht. Die
Fortführung einer Vereinbarung kann in groûem
Maûe von der Bereitwilligkeit abhängen, auf die
Wünsche der anderen Partei hinsichtlich der
Verwaltung der Verbindung einzugehen. Dazu
zählt unter anderem die Bereitschaft, die Kosten
für die Verbesserung der Kapazität oder der
technischen Merkmale zu tragen. Zunehmend
werden auch von dem gröûeren oder technisch
überlegenen Netzbetreiber vor dem Eingehen

einer Gegenzugvereinbarung bestimmte Min-
destnormen hinsichtlich der Netzqualität, des
Verkehrsflusses und der technischen Unterstüt-
zung verlangt. Einige der gröûeren Dienstean-
bieter haben Leitlinien veröffentlicht, in denen
sie ihre Bedingungen für eine Gegenzugverein-
barung offen darlegen. Die endgültige Entschei-
dung über das Eingehen einer Vereinbarung
hängt jedoch von geschäftlichen Erwägungen
ab. Deshalb können diese Leitlinien nur ange-
ben, welche Bedingungen ein Diensteanbieter
bereit ist einzugehen.

(37) Die Gegenzugvereinbarungen wurden stets als
ein Mittel der Kosteneinsparung und der Ver-
meidung von Abrechnungen angesehen, weshalb
in vielen Zugangspunkten Abrechnungsverein-
barungen untersagt sind. Deshalb gehen die
Diensteanbieter abrechnungsfreie Gegenzugver-
einbarungen oder ¹Kunde/Erbringerª-Verein-
barungen oder Transitvereinbarungen ein. Befin-
den sich die Netze in einer gleichgewichtigen
Verhandlungsstellung, gibt es wenig Anreiz, um
für eine Gegenzug-Verbindung Gebühren zu ver-
langen bzw. zu bezahlen. Diese Unterscheidung
zeigt erste Anzeichen eines Aufbrechens, da die
gröûten Netze damit beginnen, entweder den
Netzen, den sie eine gebührenfreie Gegenzugver-
einbarung verweigern, die Gebührenabrechnung
als Alternative zum Transit anzubieten, oder
sehr strenge Bedingungen aufzuerlegen, die für
die kleineren Netze kostenmäûig die gleiche
Wirkung haben. Bei einer eindeutig ungleichen
Verhandlungsstellung kann ein groûer Dienste-
anbieter nicht daran gehindert werden, entwe-
der ein Entgelt für seine Gegenzugleistungen zu
verlangen, oder Bedingungen aufzuerlegen, die
einer Vergütungszahlung entsprechen. In einem
solchen Vertragsverhältnis kann nich mehr von
¹Gegenzugª die Rede sein, da die Kostenstruk-
tur des zur Bezahlung verpflichteten Dienstean-
bieters in einem gewissen Maûe von dem über-
legenen Anbieter diktiert wird, was auf den
Erwerb von Zusammenschaltungsleistung hin-
ausläuft.

b) Transitdienste

(38) In die Definition des Kundendatenverkehrs bei
der üblichen Form einer Gegenzugvereinbarung
ist der Verkehr einzubeziehen, der nicht nur von
den Endbenutzerkunden eines Gegenzugpartners
stammt, sondern auch von Kunden, die selbst
Diensteanbieter sind (im folgenden auch als
¹abhängige Diensteanbieterª bzw. ¹abhängige
Netzeª bezeichnet). Die Tatsache, daû Daten-
verkehr von abhängigen Netzen über eine
Gegenzug-Schnittstelle ausgetauscht werden
kann, erlaubt es einem Diensteanbieter, über die
Gegenzugvereinbarung ¹Transitdiensteª auf
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geschäftlicher Grundlage einem Kunden oder
einem abhängigen Netz anzubieten. Der Dien-
steanbieter kann seinen eigenen und den Ver-
kehr des Kunden über eine Gegenzug-Schnitt-
stelle weiterleiten, und dieser kann nicht nur
direkt an die Endbenutzer am Netz auf der
anderen Seite der Gegenzug-Schnittstelle, son-
dern auch an Kunden abhängiger Netze dieses
Gegenzugpartners zugestellt werden.

(39) Der Begriff ¹Transitª hat in diesem Zusammen-
hang eine leicht abweichende Bedeutung. In vie-
len Wirtschaftszweigen wird er verwendet,
wenn Waren einem Zwischenträger zur Zustel-
lung an einen Dritten anvertraut werden. Der
sogenannte Transitverkehr auf dem Internet ver-
bringt die meiste Zeit mit dem Aufstieg oder
Abstieg in aufeinanderfolgenden Hierarchien,
die durch vertikale Kunden/Anbieter-Beziehun-
gen miteinander verknüpft sind. Eine horizon-
tale Bewegung zwischen Netzen, die nicht in
einem Abhängigkeitsverhältnis zueinander ste-
hen, erfolgt nur, wenn der Datenverkehr eine
Gegenzug-Schnittstelle passiert, was in der
Regel nur einmal während seiner Reise stattfin-
det. Der Erwerb einer Transitleistung könnte
deshalb auch als die Berechtigung eines Dienste-
anbieters umschrieben werden, seinen Verkehr
zur Vermittlung über eine Gegenzug-Schnitt-
stelle genauso wie den Netzverkehr des Tran-
siterbringers behandeln zu lassen.

(40) Die Internet-Anschluûfähigkeit ist somit eine
Dienstleistung, die auf jeder Ebene der Dienste-
anbieterhierarchie gekauft und verkauft werden
kann. Ein Diensteanbieter, der sich am Markt
etablieren möchte, kann nicht daran gehindert
werden, die Anschluûfähigkeit anzubieten, die
er über eine Kundenbeziehung mit einem über-
legenen Netz erlangt hat (wenn auch der über-
wiegende Teil seiner gewinnbringenden Tätig-
keiten aus der Erbringung von Mehrwert- oder
Online-Diensten zusätzlich zu seinem Anschluû-
dienstangebot bestehen mag). Sämtlicher Ver-
kehr nach und von seinen Kunden muû über
das transitherstellende Netz laufen. Derartige
Diensteanbieter werden als Wiederverkäufer
bezeichnet.

iv) Die Struktur des Internets

a) Die Spitzennetze

(41) Wenn auch die Diensteanbieter für die Bereit-
stellung von Transitdiensten sich an die jeweils
gröûeren Diensteanbieter wenden können, sind
dieser Weitergabe natürliche Grenzen gesetzt.

Datenverkehr, der auf eine jeweils höhere
Netzeebene weitergegeben wird, gelangt schlieû-
lich bei einem Diensteerbringer an, der sich an
keine höhere Ebene wenden kann und entweder
die Zuständigkeit für die Zustellung des Ver-
kehrs über Gegenzug-Schnittstellen übernehmen
oder den Verkehr nichtzugestellt zurücksenden
muû. Diese Netze bzw. die entsprechenden
Diensteanbieter werden im folgenden als ¹Spit-
zennetzeª oder ¹Spitzendiensteanbieterª be-
zeichnet.

(42) Um ein Spitzennetz zu haben, sind Gegenzugver-
einbarungen mit allen anderen Spitzennetzen für
einen Diensteanbieter eine notwendige Voraus-
setzung. Wenn es im Internet die vier Spitzen-
netze A, B, C und D gibt, kann A Datenverkehr
an B, C oder D weiterleiten, weil er mit jedem
der übrigen drei Spitzenanbieter eine getrennte
Gegenzugvereinbarung eingegangen ist. Jeder
Kunde von A kann darüber hinaus die Zustel-
lung seines Datenverkehrs an B, C oder D und
natürlich auch an A erhalten. Diejenigen Dien-
steanbieter auf jeder Ebene, die keine Gegenzug-
vereinbarung mit A, B, C und D eingegangen
sind, können die volle Anschluûfähigkeit nur
anbieten, wenn sie Transitleistungen direkt oder
indirekt über einen zwischengeschalteten Dien-
steanbieter von wenigstens einem der genannten
vier Anbieter erwerben.

(43) Wenn die Spitzennetze nicht die letzte Zustän-
digkeit für die Zustellung des gesamten Weiter-
leitungsverkehrs von den untergeordneten Net-
zen übernehmen würden, wäre auch kein einzel-
ner Diensteanbieter dafür zuständig, so daû die
Datenpakete in endlosen Schleifenbewegungen
gefangen wären. Die Stellung der Spitzendien-
steanbieter unterscheidet sich somit von der
sämtlicher untergeordneter Diensteanbieter. Ihr
Vorteil besteht darin, daû sie nicht auf eine
bezahlte Zusammenschaltung in Form von
Transitdiensten zurückgreifen müssen, um die
vollständige Anschluûfähigkeit anbieten zu kön-
nen (es gibt jedoch Fälle, wo die gröûten Netze
in geringem Umfang Transitleistungen erwer-
ben, z. B. wenn sie mit der Übernahme eines
Diensteanbieters eine Transitvereinbarung mitü-
bernommen haben). Die Spitzendiensteanbieter
können ihre Stellung nur behaupten, wenn sie
ihre Gegenzugvereinbarungen mit allen übrigen
Spitzennetzen aufrechterhalten. Sind sie dazu
nicht in der Lage, können sie keine flächendek-
kenden Dienste anbieten und steigen in den
Rang eines Diensteanbieters mit begrenzten
Gegenzugvereinbarungen ab.

(44) Der Zwang, die volle Anschluûfähigkeit nur
über Gegenzugvereinbarungen gewährleisten zu
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können, könnte als eine schwere Belastung der
Spitzennetze angesehen werden, da anzunehmen
wäre, daû sie mit sämtlichen neu errichteten
Netzen Gegenzugvereinbarungen schlieûen müû-
ten, um ihren Kunden die volle Anschluûfähig-
keit im Internet weiterhin gewährleisten zu kön-
nen. Die Verhandlungsmacht liegt jedoch auf
Seiten der Spitzennetze, da das Recht auf
Zugang zu den gröûeren Netzen für die Kunden
der kleineren Netze wesentlich wertvoller ist als
umgekehrt. Die Zusammenschaltung mit einem
groûen Netz verschafft einem kleinen Dienste-
anbieter die Möglichkeit, seinen Kunden
Anschlüsse an Tausende von Internet-Sites anzu-
bieten, während die Kunden der groûen Netze
lediglich einen geringen Zugewinn beim Zugang
zu nicht mehr als einigen Dutzend oder Hunder-
ten neuer Sites erhalten. Deshalb ist das gröûere
Netz in der Lage, die Bedingungen für die
Zusammenschaltung festzusetzen. Normaler-
weise wird ein neuer, kleiner Diensteanbieter
keine Gegenzugvereinbarung mit einem Spitzen-
netz schlieûen können und deshalb gezwungen
sein, Transitdienste von einem Spitzennetz zu
erwerben. Um ihre Stellung zu halten, müssen
die Spitzennetze Gegenzugvereinbarungen ledig-
lich mit ähnlich gestellten Netzen eingehen,
wobei sie davon ausgehen können, damit den
Zugang auch zu sämtlichen neuen Diensteanbie-
tern zu erlangen.

(45) Während in der Frühzeit des Internets die
Gegenzugvereinbarungen groûzügig gehandhabt
wurden, werden die gröûeren Netze immer vor-
sichtiger bei der Gewährleistung des Zugangs
der kleineren Netze auf einer abrechnungsfreien
Gegenzug-Grundlage, die den Kunden des klei-
neren Netzes eine gebührenfreie Benutzung
ermöglicht. Deshalb wird, insbesondere wenn es
sich um eine Direktverbindung mit den Spitzen-
netzen handelt, von den kleineren Diensteanbie-
tern, die eine Zusammenschaltung mit den gro-
ûen Netzen anstreben, häufig verlangt, daû sie
eine Reihe von Voraussetzungen erfüllen, bevor
eine Gegenzugvereinbarung in Betracht gezogen
wird. Auch können Anträge auf Gegenzugver-
einbarung verweigert werden, wobei jedoch den
Diensteanbietern gewöhnlich angeboten wird,
Kunden anstelle von Gegenzugpartnern zu wer-
den. Diese können es durchaus ablehnen,
direkte Kunden eines Spitzennetzes zu werden,
und beschlieûen, die Leistungen über einen Wie-
derverkäufer zu erwerben. Angesichts der
Schwierigkeiten für die kleineren Netze, eine
Gegenzugvereinbarung mit den Spitzennetzen
eingehen zu können, wird die Anzahl der Dien-
steanbieter, die den Rang eines Spitzennetzes
einnehmen, relativ klein gehalten. Dadurch
ergibt sich eine hierarchische Struktur, an deren
Spitze Diensteanbieter mit zunehmend gröûeren
und räumlich sich ausdehnenden Netzen stehen,
die Transitdienste für kleinere, ortsgebundene
Diensteanbieter erbringen, die nicht in der Lage

sind, Datenverkehr ohne fremde Hilfe weiter-
zuleiten.

(46) Es ist zu bedenken, daû sämtliche Spitzennetze,
die eine wesentliche Übertragungsfunktion aus-
üben, in erheblichem Maûe vertikal integriert
sind. Zu ihren Kunden zählen Benutzer ebenso
wie Wiederverkäufer. Für die abhängigen Dien-
steanbieter ist die Erlangung des Zugangs zu
den Spitzennetzen wichtig, um Zugang nicht
nur zu den anderen abhängigen Netzen, sondern
auch zum Kundenstamm des Spitzennetzes zu
erlangen.

b) Zweitrangige Diensteanbieter

(47) Zwischen den Extremformen der Spitzendienste-
anbieter mit ausschlieûlichen Gegenzugverein-
barungen und den Wiederverkäufern von Tran-
sitdiensten gibt es eine Zwischenstufe von Dien-
steanbietern, deren Gegenzugvereinbarungen
nicht ausreichen, um damit die Anschluûfähig-
keit zu gewährleisten, weshalb sie Transitdienste
von zumindest einem anderen Spitzennetz zur
Ergänzung erwerben. Diese im folgenden als
¹zweitrangigª bezeichneten Diensteanbieter bie-
ten ihren Kunden eine Mischung aus wiederver-
kauften Transitdiensten und ihren eigenen im
Rahmen von Gegenzugvereinbarungen erlangten
Anschluûdiensten an. Angesichts der Notwen-
digkeit, Transitdienstleistungen zu erwerben,
kann mit zweitrangigen Gegenzugvereinbarun-
gen lediglich ein Leitweg nachvollzogen werden,
der über die Transitdienste eines Spitzennetzes
ebenso erreicht werden könnte.

(48) Ein Diensteanbieter kann aus einer Vielzahl von
Gründen, wie unter anderem Bequemlichkeit
oder Kosteneinsparung, zweitrangige Gegenzug-
vereinbarungen eingehen. So kann es z. B. für
zwei benachbarte oder sich überschneidende
Diensteanbieter sinvoller sein, ihren Datenver-
kehr direkt auszutauschen, als ihn über Hun-
derte oder Tausende von Kilometern durch
andere Netze zu versenden. Es gibt jedoch
Gründe, die eine direkte Querverbindung zur
zweitbesten Lösung gegenüber der Verwendung
eines Transitdienstes machen, wie z. B. die feh-
lende Bereitschaft oder das Unvermögen einer
der Parteien, die anfallenden Kosten zu tragen
oder die Verbindung in angemessener und zuver-
lässiger Verfassung aufrechtzuerhalten. Ein wei-
terer Grund können aufsichtsrechtliche oder
sonstige Hindernisse sein, die dem Zugang zu
physischen Anlagen oder der Erlaubnis zur
Zusammenschaltung bei zumutbaren oder auch
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hohen Kosten im Wege stehen. Obwohl es unlo-
gisch erscheinen mag, kann es in diesen Fällen
einfacher und billiger sein, ortsbestimmten Ver-
kehr über einen entfernten Anbieter von Transit-
diensten zu versenden, obwohl die Daten eine
wesentlich weitere Entfernung zurücklegen müs-
sen. Gegenwärtig trifft dies auf einen Gutteil
des innereuropäischen Internet-Verkehrs zu, der
in erheblichem Umfang über amerikanische
Netze zwischengeleitet wird.

(49) Andere zweitrangige Gegenzugvereinbarungen
sind auf Umstände zurückzuführen, die nicht
mehr gegeben sind, weil sich z. B. das Kräftever-
hältnis zwischen zwei zuvor gleich groûen Net-
zen ungleichgewichtig entwickelt hat, wobei
aber das Gegenzug-Verhältnis erhalten wird.
Beim Zusammentragen von Angaben im Verlauf
der Kommissionsuntersuchung hat sich gezeigt,
daû bei einer Reihe von zweitrangigen Dienste-
anbietern, deren Gegenzugvereinbarung mit
Spitzennetzen fortbestehen, offenbar nicht mehr
die technischen Netzkriterien gegeben sind, die
von Neuzugängern für eine Gegenzugverein-
barung als Voraussetzung gefordert werden. Die
feindselige Reaktion der Öffentlichkeit auf den
Versuch von UUNet, im Jahr 1997 seine Gegen-
zugvereinbarung mit einer Reihe von zweitran-
gigen Diensteanbietern zu beenden, läût ver-
muten, daû diesen Entscheidungen nicht allein
wirtschaftliche Erwägungen zugrunde liegen
[¼] (*). Für zweitrangige Diensteanbieter kann
es aus Marketinggründen nützlich sein, eine
öffentliche Gegenzugvereinbarung mit einem
der Spitzennetze einzugehen, selbst wenn sie aus
technischen oder wirtschaftlichen Gründen
überwiegend auf Transitdienste zurückgreifen
müssen, um ihre Dienstleistung mit der erforder-
lichen Geschwindigkeit, Qualität und Zuverläs-
sigkeit erbringen zu können.

(50) In ihrer Erwiderung auf die Mitteilung der
Beschwerdepunkte haben die Parteien dieser
Auffassung vom Internet als einer hierarchi-
schen Struktur widersprochen. Demnach sei das
Internet ursprünglich in nichthierarischer Weise
konzipiert worden, um die strategischen Schwä-
chen einer Netzarchitektur zu vermeiden, die
mit zentralisierten und hierarchischen, abgestuf-
ten Verschaltungsstrukturen einhergehen. Dabei
ist zu bedenken, daû diese Einwände vor der
kommerziellen Betriebsweise des Internets in
ihrer jetzigen Form gemacht wurden. Weder die
gegenwärtige Betriebsweise des Internets, noch
seine Weiterentwicklung sind eine getreue Ent-
sprechung des mit dem Forschungsvorhaben
ursprünglich verfolgten Ansatzes.

v) Wirtschaftliche Gegenüberstellung der Tran-
sitvereinbarungen und der gebührenfreien
Gegenzugvereinbarungen

(51) Das zuweilen vorgebrachte Argument, bei den
gebührenfreien Gegenzugvereinbarungen han-
dele es sich um eine kostenfreie Option zu den
mit Gebühren verbundenen Transitvereinbarun-
gen, trifft nicht ganz zu. Die Unterzeichner einer
Gegenzugvereinbarung haben für die Kapital-
kosten der Herstellung der Verbindung und
anschlieûend die Kundendienst- und Wartungs-
kosten für den störungsfreien Vertrieb der Ver-
bindung aufzukommen. Die Höhe dieser Kosten
und der Kosten der Transitleistungen hängt von
den Umständen ab, unter denen der jeweilige
Diensteanbieter tätig ist, und dem Preis für den
Erwerb der Transitdienste.

(52) Bei dem Eingehen einer gebührenfreien Gegen-
zugvereinbarung möchten die Teilnehmer sicher-
gehen, daû sie nicht durch einen ungleichge-
wichtigen Verkehrsfluû über die Gegenzug-
Schnittstelle benachteiligt werden. Im Gegensatz
zu der herkömmlichen auf Gebühren beruhen-
den öffentlichen Fernsprechvermittlung, bei der
ein unausgewogener Verkehr für den Teilneh-
mer, bei dem ein Nettodatenfluû entsteht, finan-
ziell von Vorteil ist, stellt der über eine Gegen-
zug-Schnittstelle empfangene Verkehr einen
Kostenfaktor dar, der den Teilnehmergebühren
anzulasten ist. Es besteht kein kurzfristiger
finanzieller Anreiz darin, einem Nettoungleich-
gewicht im Datenverkehr zuzustimmen. Der
Vorteil einer Gegenzugvereinbarung besteht dar-
in, daû die Diensteanbieter die Verkehrslast auf-
einander abwälzen können. Die Tatsache, daû
der Netzverkehr ein kostenverursachender und
kein einnahmenerbringender Faktor ist, wird
aus den unterschiedlichen Verkehrsmanagement-
strategien der groûen Netze ersichtlich, die
bestrebt sind, die aktiven und passiven Ver-
kehrszeiten der kleineren Gegenzugpartner im
Netz möglichst gering zu halten. Die groûen
Netze pflegen es zur Bedingung einer Gegenzug-
vereinbarung zu machen, daû sich die kleinen
Netze an mehreren Punkten querschalten, damit
das gröûere Netz die Daten zu dem kürzest gele-
genen Ausgang und damit auf der kürzest mög-
lichen Entfernung an das kleinere Netz weiter-
geben kann.

(53) Die Gegenzugvereinbarungen haben jedoch
auch Vorteile. Bei einem unausgewogenen
Datenverkehr macht kein Partner Gewinne mit
der Abwicklung überschüssiger Einwegdaten-
ströme, während beide Seiten die Erfassung,
Berechnung und Beitreibung von Gebühren ver-
meiden können. Doch selbst bei der Berücksich-
tigung der Kosten für die Zusammenschaltung
kann das Eingehen einer groûen Anzahl von

(*) Teile der vorliegenden Entscheidung wurden so abgefaût,
daû vertrauliche Angaben nicht offengelegt werden; diese
Teile stehen in eckigen Klammern und sind durch ein *
gekennzeichnet.
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Gegenzugvereinbarungen kostengünstiger als
der Erwerb von Transitleistungen sein.

(54) Da eine unausgewogene Gegenzugvereinbarung
für das kleinere von zwei Netzen wesentlich
vorteilhafter ist, sind die groûen Diensteanbieter
nunmehr bestrebt, die gebührenfreie Netzbenut-
zung durch die kleinen Diensteanbieter mög-
lichst einzuschränken. Deshalb errichten sie
zunehmend Hindernisse in ihren Gegenzugver-
einbarungen, mit denen die Kunden der Transit-
dienste daran gehindert werden sollen, sich zu
eigenständigen Spitzenanbietern zu entwickeln.
Eine solche Vorgehensweise hindert jedoch die
Diensteanbieter nicht daran, ungeachtet ihrer
verkündeten Politik flexibel auf Gegenzug-
anträge zu reagieren.

(55) Auch der Erwerb von Transitleistungen hat
seine Vorteile. Dadurch können die Kapitalauf-
wendungen für den Bau von Anlagen und die
Risiken vermieden werden, die mit der Aus-
handlung von Querverbindungsvereinbarungen
verbunden sind. Auûerdem kann es sinnvoller
sein, Transitleistungen direkt von einem Spitzen-
netz mit der damit verbundenen Qualität,
Geschwindigkeit und Zuverlässigkeit zu erwer-
ben und nicht auf die veralteten zweitrangigen
Gegenzug-Verbindungen zurückgreifen zu müs-
sen.

(56) Die Ermittlung der jeweiligen Kosten hat sich
als schwierig erwiesen, da sie von den Umstän-
den abhängt, unter denen der jeweilige Teilneh-
mer tätig ist. So kann es für einen Telefonbetrei-
ber mit einem relativ umfangreichen Glasfaser-
netz kostengünstiger sein, sich durch Gegenzug-
vereinbarungen an einen Spitzendiensteanbieter
anzuschlieûen, anstatt für Transitleistungen
bezahlen zu müssen.

(57) Man könnte annehmen, daû es für einen Dien-
steanbieter, der Transitleistungen erwerben
muûte, am vorteilhaftesten wäre, seine zweit-
rangigen Gegenzugvereinbarungen weitest-
gehend zu nutzen und an den Transiterbringer
nur den Verkehr zu leiten, den er über seine
eigenen Gegenzug-Schnittstellen nicht versenden
kann. Theoretisch müûte ihn dies in die Lage
versetzen, Transitleistungen nur in geringem
Umfang erwerben zu müssen. Wenn dem Dien-
steanbieter relativ hohe (und unvermeidbare)
Kosten für eine Transitvereinbarung entstehen,
der die angenommene Datenübertragung der
installierten Verbindung und nicht die tatsäch-
liche Verwendung zugrunde liegt, können zweit-
rangige Gegenzugvereinbarungen wenig mehr
als das anbieten, was die Transitverbindung
bereits geleistet hat, und damit einen eher sym-
bolischen als tatsächlichen Wert haben.

B. MARKTDEFINITION

1. Produktmärkte

i) Zugangsdienste vom Zentralrechner zum
Präsenzpunkt

(58) Erstes und letztes Glied in der Kette ist die Lei-
tung zwischen den Zentralrechnern (bzw. den
Zugangspunkten im Fall eines Privatnetzes) und
dem nächsten Präsenzpunkt seines Diensteanbie-
ters. Wie bereits erwähnt wird die Verbindung
entweder über das öffentliche Vermittlungsnetz
oder eine festgeschaltete Teilnehmerleitung her-
gestellt. Diese Verbindung wird vom Dienstean-
bieter in der Regel nicht geliefert, kann jedoch
auf Antrag des Kunden bereitgestellt werden.
Im Fall des Anwählzugangs greift der Kunde
gewöhnlich auf die Dienste einer Telefongesell-
schaft zurück. Beim festgeschalteten Zugang
gibt es eine Reihe von Optionen wie die Selbst-
erbringung oder das Mieten einer Leitung bei
einer Telefongesellschaft oder einem anderen
derartige Dienste anbietenden Versorger oder
sogar von dem Diensteanbieter.

(59) Die Wettbewerbsbedingungen auf dieser Stufe
unterscheiden sich von der Stufe des Dienstean-
bieters oder einer weiter vorgelagerten Stufe.
Die für die Internet-Nutzung erworbenen Tele-
fondienste sind von den Telefondiensten nicht
unterscheidbar, die für eine andere Form des
Ortsschleifen-Telefonverkehrs erworben werden.
Der festgeschaltete Zugang besteht im wesentli-
chen aus der Bereitstellung einer Kabelverbin-
dung, eine Dienstleistung, die von Telefongesell-
schaften, aber auch von anderen Unternehmen
erbracht werden kann, die Leitungen vermieten
oder die erforderlichen Kapazitäten aufbauen
können. Keiner der von der Kommission ange-
sprochenen Marktteilnehmer vertrat die Auffas-
sung, daû die relevanten Märkte auf dieser Stufe
durch den Zusammenschluû beeinträchtigt wür-
den, weshalb dieser Frage nicht weiter nach-
gegangen wurde.

ii) Internet-Zugangsdienste

(60) Von den Parteien wurde ursprünglich vor-
gebracht, daû die Internet-Dienste durch andere
Formen der Datenübertragungsdienste ersetzt
werden könnten. Diese Auffassung erscheint
nicht wohlbegründet. Die Kunden erwerben
einen Internet-Zugangsdienst in der Erwartung,
daû sie damit andere Benutzer des Internets
erreichen können. Die Bereitstellung spezifischer
Datenübertragungseinrichtungen von Endbenut-
zer zu Endbenutzer unter Verwendung anderer
Datenprotokolle könnte die Kunden zwar in die
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Lage versetzen, eine begrenzte Anzahl anderer
Kunden zu erreichen, die auf dieselben Daten-
protokolle zurückgreifen, sie könnte aber nicht
den dauerhaften, ungehinderten Zugang zu
sämtlichen Internet-Benutzern ermöglichen, der
jedoch der Hauptzweck des Erwerbs dieser
Dienstleistung ist. Deshalb wäre der Internet-
Zugangsdienst nicht im spürbaren Maûe durch
andere Datenübertragungsdienste substituierbar.

(61) Ein Internet-Diensteanbieter gewährleistet den
Grundzugang in Form der nötigen Hardware
und Software sowie der Kundenunterstützung,
der Netzkonfiguration und der Abrechnungs-
dienste, die erforderlich sind, damit der Kunde
seinen Internet-Zugang nutzen kann.

iii) Umfassende Internet-Anschluûfähigkeit auf
der Spitzenebene

(62) Bei den Anbietern von Internet-Zugangsdiensten
kann es sich um mehr oder weniger stark ver-
tikal integrierte Spitzennetze, um zweitrangige
Diensteanbieter mit Gegenzugvereinbarungen
oder um Wiederverkäufer handeln. Zur Markt-
definition ist zu ermitteln, ob die Diensteanbie-
ter bei der Erbringung derselben Anschluûdien-
ste miteinander im Wettbewerb stehen oder ob
es innerhalb dieses Segments getrennte, enger zu
definierende Märkte gibt.

(63) In der Praxis kann es sich kein Diensteanbieter
leisten, sein Anschluûangebot auf Zuwachs zu
errichten, da seine Kunden erwarten, ihre Nach-
richten an alle Stellen des Internets unverzüglich
versenden und von dort empfangen zu können.
Die Grenzen, die dem Versuch entgegenstehen,
dies über bilaterale Gegenzugvereinbarungen zu
erreichen, wurden bereits erwähnt. Sie sind
erheblich und ergeben sich aus den Kapitalinve-
stitionen für die Anschlüsse, der Aushandlung
Tausender von einzelnen Zusammenschaltungs-
vereinbarungen, der Gefahr eines Fehlschlags
der Verhandlungen usw. Der Anschluû muû des-
halb von einem Anbieter erlangt werden, der
das gesamte Internet zu angemessenen Normen
hinsichtlich Qualität, Geschwindigkeit und
Zuverlässigkeit direkt oder indirekt erreichen
kann.

(64) Die von den einzelnen Diensteanbietern
erbrachten Anschluûdienste unterscheiden sich
in jedem Einzelfall voneinander. Jedes Anschluû-
angebot besteht aus einer Mischung von direk-
tem Zugang zu den unmittelbar an den Dienste-
anbieter angeschlossenen Kunden und den Kun-
den untergeordneter Netze sowie der Zusam-
menschaltung mit den Netzen anderer Dienste-
anbieter, deren Kunden und untergeordneten

Netzen. Die Zusammenschaltung kann sowohl
Transit- als auch Gegenzugdienste umfassen.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daû ein
kleiner Diensteanbieter überwiegend oder voll-
ständig auf Transitdienste, und ein groûer Dien-
steanbieter auf interne Verbindungen oder
Gegenzugvereinbarungen zurückgreift. Damit
hängen Inhalt und Preis der Anschluûleistung
eines Diensteanbieters von Faktoren wie der
Gröûe seines Netzes und den Merkmalen seiner
Beziehungen mit anderen Netzen ab. Auch hin-
sichtlich der Qualität kann es Unterschiede bei
den Anschluûleistungen geben, da ein Netz, des-
sen Leitweglenkung mehrere Sprünge erfordert,
nicht dieselbe Qualitätshöhe anbieten kann wie
ein Netz, das Nachrichten mit sehr wenigen
Sprüngen zustellen kann. So kann es eine Substi-
tuierbarkeit beim Leistungsangebot verschiede-
ner Netze geben, sofern sie einen gleichwertigen
Dienstestandard gewährleisten können. Diese
Substituierbarkeit ist jedoch nicht bei Netzen
gegeben, die sich bei der Qualität ihrer Leistun-
gen erheblich unterscheiden.

(65) Nur die Spitzendiensteanbieter sind in der
Lage, die vollständige Internet-Anschluûfähig-
keit eigenständig zu gewährleisten. Dieses Ver-
mögen wird im folgenden als ¹Spitzen-ª oder
umfassende Internet-Anschluûfähigkeit bezeich-
net. Zweitrangige Diensteanbieter mögen in der
Lage sein, ihre eigene auf Gegenzugvereinbarun-
gen beruhende Anschluûfähigkeit (die ¹zweit-
rangigeª Anschluûfähigkeit) anzubieten, müssen
diese jedoch durch Transitdienste ergänzen. Die
Wiederverkäufer können nur eine wiederver-
kaufte Anschluûfähigkeit anbieten, wobei es
sich je nach Ursprung um eine Mischung aus
erst- und zweitrangiger Anschluûfähigkeit han-
deln kann.

(66) Die von den Spitzennetzen angebotenen Dienste
sind danach unterscheidbar, ob die Anschluû-
fähigkeit ausschlieûlich über Gegenzugverein-
barungen zwischen diesen Spitzennetzen oder
intern hergestellt wird. Sollten sich die Spitzen-
netze in einem eigenen Markt befinden, müûte
nachgewiesen werden, daû weder die zweitran-
gigen Diensteanbieter mit Gegenzugvereinbarun-
gen, noch die Wiederverkäufer in der Lage sind,
dem Verhalten der Spitzennetze spürbar ent-
gegenzuwirken und sie an einer unabhängigen
Vorgehensweise zu hindern.

(67) Wenn die Spitzennetze den Preis ihrer Internet-
Anschluûfähigkeit z. B. um 5% erhöhen, müû-
ten die Kosten der Wiederverkäufer grundsätz-
lich um denselben Betrag steigen und an die
Kunden weitergegeben werden. Deshalb kann
von den reinen Wiederverkäufern kein wett-
bewerblicher Gegendruck auf die von den Spit-
zennetzen verlangten Preise ausgeübt werden.
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(68) Die Lage der zweitrangigen Diensteanbieter mit
Gegenzugvereinbarungen stellt sich anders dar.
Im Gegensatz zu den alleinigen Wiederverkäu-
fern sind sie nicht vollständig abhängig von den
Preisen, die von den Spitzennetzen verlangt wer-
den. Bei ihrer Palette von Gegenzugvereinbarun-
gen mit anderen gleichgestellten Diensteanbie-
tern oder mit einigen der Spitzennetze kann eine
begrenzte Substituierbarkeit dadurch gegeben
sein, daû sie Zugang zu einigen Internet-Seiten
haben, ohne die Netze der Spitzendiensteanbie-
ter passieren zu müssen, wobei jedoch Lücken
in ihrem Erfassungsbereich entstehen. Je gröûer
der Erfassungsbereich der Gegenzugverein-
barungen, desto wahrscheinlicher ist die Fähig-
keit eines zweitrangigen Diensteanbieters, die
Erfassung zu gewährleisten. So ist z. B. bei fünf
gleichgroûen Spitzennetzen ein zweitrangiger
Partner, der Gegenzugvereinbarungen mit vier
dieser Netze unterhält, besser in der Lage, einen
wettbewerblichen Gegendruck auszuüben, als
ein Diensteanbieter, der mit lediglich einem die-
ser Spitzennetze eine Gegenzugvereinbarung
hat. Auf keinen Fall kann jedoch die Anschluû-
fähigkeit, die ein zweitrangiger Diensteanbieter
mit Gegenzugvereinbarung anbieten kann, als
ein ausreichender Ersatz für die erstrangige
Anschluûfähigkeit eines Spitzennetzes gelten,
um demselben Markt zugeordnet werden zu
können.

(69) Zweitrangige Diensteanbieter mit Gegenzugver-
einbarungen, die eine vollständige Anschluû-
fähigkeit gewährleisten möchten, können es
nicht umgehen, weiterhin Transitleistungen von
den Spitzennetzen zu erwerben, weshalb ihre
Kostenbasis von den Preisen der Spitzennetze
entsprechend abhängig ist. Es gibt keine Nach-
weise dafür, daû die Kunden einen begrenzten
Zugang als Ersatz für eine vollständige Dienst-
leistung hinnehmen würden, weshalb eine Preis-
erhöhung von zwischen 5 und 10% wahrschein-
lich nicht ausreichen würde, um sie zu einem
Anbieterwechsel zu bewegen. Wenn man unter
Annahme der Monopoltheorie davon ausgehen
würde, daû die Spitzennetze als Einheit handeln,
wäre kein Anbieter in der Lage, deren Angebot
durch eine gleichwertige Dienstleistung zu erset-
zen. Sollten hingegen sämtliche Spitzendienste-
anbieter ihre Transitquerverbindungsgebühren
um beispielsweise 5% erhöhen, so könnten die
Diensteanbieter auûerhalb dieser Gruppe weiter-
hin einen wettbewerblichen Gegendruck aus-
üben, indem sie auf ihre Gegenzugvereinbarun-
gen mit einigen der Spitzennetze zurückgreifen,
um sich den Auswirkungen der Erhöhung der
Transitgebühren zu entziehen. In Erwiderung
auf diese Herausforderung ihrer Preiserhöhungs-
strategie könnten die Spitzennetze jedoch für
jegliche Zusammenschaltung im Rahmen von
Gegenzug- oder Transitvereinbarungen Gebüh-
ren erheben. In einem solchen Fall könnten die
zweitrangigen Diensteanbieter angesichts ihrer

schwächeren Verhandlungsstellung keinen wett-
bewerblichen Gegendruck ausüben.

(70) Der sachlich relevante Markt für die Tätigkeit
der Parteien des Zusammenschluûvorhabens ist,
wie vorstehend erläutert, somit der Markt der
Bereitstellung von umfassender Internet-An-
schluûfähigkeit der Spitzenebene.

iv) Veränderung der Marktdefinition

(71) Der Begriff des ¹Spitzennetzesª entspricht inso-
fern nicht mehr den tatsächlichen Gegebenhei-
ten, als einige der Anbieter, die offenbar in der
Lage sind, als Spitzennetze aufzutreten, für
einige oder sämtliche ihrer Gegenzugverein-
barungen Gebühren entrichten müssen. Andere
Gegenzugvereinbarungen würden heutzutage
nicht mehr eingegangen werden, weshalb deren
Zuordnung zu den Spitzennetzen fragwürdig
erscheinen mag. Deshalb könnte die Anzahl der
Unternehmen, die tatsächlich in der Lage wären,
einen wettbewerblichen Gegendruck auszuüben,
kleiner sein, als aufgrund der Definition der
Spitzennetze zu erwarten wäre.

(72) Seit einigen Jahren ist der Verkehrsumfang im
Internet stark gewachsen. Es waren erhebliche
Kapazitätserweiterungen erforderlich, nicht um
Wettbewerbsvorteile zu erlangen, sondern um
eine angemessene Dienstequalität hinsichtlich
Geschwindigkeit und Zuverlässigkeit angesichts
der zunehmenden Beanspruchung und damit
Staubildung zu gewährleisten. Die Schwierigkei-
ten liegen nicht bei den hinzukommenden
Benutzern, sondern den neuen Anwendungen
wie z. B. der Videoübertragung, die hohe
Ansprüche an die Bandbreitennutzung stellt. Die
Kapazität der gröûten Kabel in den gröûten
Netzen wurde in sehr kurzer Zeit erheblich
erweitert. Die Spitzenverbindungen, die früher
mit T1-Kabeln einer Kapazität bzw. Geschwin-
digkeit von 1 544 000 Bits je Sekunde (1,544
Mbps) hergestellt wurden, verwenden nunmehr
DS-3- oder T3-Kabel von 45 Mbps, während in
den meisten der groûen Zentralverbindungen in
Kürze OC-3-Kabel einer Kapazität von
155 Mbps und sogar OC-12-Kabel einer Kapa-
zität von 622 Mbps eingesetzt werden. Netze,
die sich in ihrer technischen Entwicklung und
Kapazität nicht fortentwickelt haben, sind
zurückgefallen. Diese Netze, die einmal in der
Lage gewesen sind, eine erstrangige umfassende
Anschluûfähigkeit gemäû den damaligen Nor-
men anbieten zu können, haben diese Fähigkeit
zum Teil verloren.
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(73) Bis in die jüngste Zeit konnte eine Gegenzugver-
einbarung an öffentlichen Zugangspunkten mit
anderen Diensteanbietern, die an diesen
Zugangspunkten ausreichend vertreten waren,
einem Diensteanbieter den Rang eines Spitzen-
netzes sichern. Mit der zunehmenden Staubil-
dung an den Zugangspunkten sind die groûen
Anbieter dazu übergegangen, eigene Gegenzug-
vereinbarungen in einer bestimmten Entfernung
zu den Zugangspunkten einzugehen. Die Tatsa-
che, daû die gröûten Diensteanbieter weiterhin
Gegenzugvereinbarungen sowohl an den
Zugangspunkten als auch gleichzeitig privat
untereinander eingehen, muû keine Auswirkun-
gen auf die Marktdefinition haben. Sollte jedoch
den kleineren Diensteanbietern, deren Gegen-
zugvereinbarungen auf die Zugangspunkte
beschränkt sind, von den gröûten Netzen das
Eingehen gebührenfreier privater Gegenzugver-
einbarungen verweigert werden, wären diese
kleineren Anbieter nicht mehr in der Lage, als
Spitzennetze aufzutreten und würden deshalb
aus der Marktdefinition fallen. Da sich dieser
Vorgang in einem frühen Stadium befindet, soll
die gewählte Marktdefinition nicht in Vorweg-
nahme zukünftiger Entwicklungen eingeengt
werden; bei der Bewertung der Marktmacht der
Parteien muû die Tatsache, daû diese Entwick-
lung wahrscheinlich eintreten wird, jedoch als
maûgeblicher Faktor berücksichtigt werden.

v) Die Erwiderungen der Parteien

(74) In ihrer Erwiderung auf die Mitteilung der
Beschwerdepunkte und bei der Anhörung haben
die Parteien der Auffassung widersprochen, daû
es sich bei dem Internet um eine hierarchische
Struktur handele. Nach ihrer Auffassung könnte
jeder Diensteanbieter einer von einem aus sämt-
lichen Spitzennetzen bestehenden Monopolisten
vorgenommenen Preiserhöhung entgehen, indem
er seinen Verkehr über zweitrangige Gegenzug-
vereinbarungen umleitet und die Reichweite die-
ser Vereinbarungen falls erforderlich ausweitet.
Demnach könnte gemäû den Parteien jeder
Diensteanbieter sich mit jedem anderen Dienste-
anbieter zwischenschalten und damit das Erfor-
dernis umgehen, auf die Spitzennetze zur Ver-
vollständigung seiner Anschluûfähigkeit zurück-
greifen zu müssen.

(75) Von dritter Seite wurde jedoch angeführt, daû
es sehr unwahrscheinlich wäre, die Preiserhö-
hung durch ein solches Vorgehen uneinträglich
machen zu können. Der Kunde eines Dienstean-
bieters, der die umfassende Internet-Anschluû-
fähigkeit auf der Spitzenebene durch den
Erwerb von Transitleistungen von einem der
Spitzennetze anstrebt, könnte nicht die Preis-
erhöhung eines angenommenen Monopolisten

umgehen, indem er diese Transitleistung bei
einer anderen Quelle bezieht, da keine andere
Quelle verfügbar wäre. Ein Versuch, die Preis-
erhöhung durch den Aufbau von Netzen zweit-
rangiger Gegenzugverbindungen zu umgehen
(was die Voraussetzung dafür wäre, daû ein
zweitrangiger Diensteanbieter Transitleistungen
anbieten könnte), wäre praktisch unmöglich
und würde auf jeden Fall erhebliche Transakti-
onskosten verursachen, da Schaltkreiskapazitä-
ten entweder zu den privaten Gegenzugpunkten
oder den öffentlichen Vermittlungseinrichtungen
installiert werden müûten. So wird auch in
Abschnitt 3.1 des Berichtes der Experten der
Parteien mit dem Titel ¹Competition on the
Internet: The impact of the MCI/WorldCom
mergerª bei der Gegenüberstellung der Gegen-
zugvereinbarungen mit dem Erwerb von Tran-
sitleistungen eingeräumt, daû ¹¼ die Aufrecht-
erhaltung einer groûen Anzahl direkter Gegen-
zugquerverbindungen zu kostenaufwendig sein
könnte. Ein kleines Netz kann daran interessiert
sein, nur über eine beschränkte Anzahl direkter
Zusammenschaltungen zu verfügen und die
umfassende Internet-Anschluûfähigkeit durch
den Erwerb von Transitleistungen bei einem
anderen Netz herzustellen.ª Selbst für die grö-
ûeren Diensteanbieter, die keine Spitzenanbieter
sind, wären derartige Verbindungen bei ihrem
jeweiligen Datenverkehrsumfang nicht kosten-
günstig, da eine groûe Anzahl von Verbindun-
gen hergestellt werden müûte, und wahrschein-
lich mehr, als ein Diensteanbieter wirksam
würde verwalten können. Auûerdem müûte
jeder Diensteanbieter, mit dem Verbindungen
hergestellt werden müûten, d. h. die übrigen
Diensteanbieter, bei denen es sich nicht um Spit-
zennetze handelt, jeweils nur sehr geringe
Anteile des gesamten Internetverkehrs abwik-
keln (nach Angaben von Dritten würde ein
Diensteanbieter auûerhalb der Spitzengruppe
nicht mehr als 2% des Verkehrs kontrollieren)
und würden die Kosten für die Installierung der
erforderlichen Kapazitätsverbindungen für einen
Diensteanbieter die Kosten einer Preiserhöhung
zwischen 5 und 10% für die Transitleistungen
eines angenommenen Monopolisten übertreffen.
Auûerdem wurde darauf hingewiesen, daû die
Errichtung dieser Verbindungen die Koordinie-
rung einer Vielzahl von Marktteilnehmern erfor-
dern, zu technischen Leistungsverlusten führen
und einen erheblichen Zeitraum in Anspruch
nehmen würde.

(76) Selbst wenn ein Diensteanbieter mit Erfolg ein
Netz zweitrangiger Gegenzugvereinbarungen
aufbauen könnte, könnte es doch nicht die
direkt an den angenommenen Monopolisten
angeschlossenen Kunden erreichen. Der Zugang
zu diesen Kunden ist jedoch ein wesentlicher
Bestandteil bei der Herstellung der umfassenden
Internet-Anschluûfähigkeit. Jeglicher Versuch
der Herstellung einer alternativen Anschluû-
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fähigkeit auf der Grundlage eines aus zweitran-
gigen Gegenzugverbindungen bestehenden Net-
zes, der die Netze des angenommenen Mono-
polisten nicht einbezieht, könnte nicht die
umfassende Internet-Anschluûfähigkeit gewähr-
leisten und wäre kein wirtschaftlicher Ersatz für
die von den bestehenden Spitzennetzen angebo-
tene Anschluûfähigkeit.

(77) Die Parteien haben dies offenbar selbst erkannt,
da sie eingeräumt haben, daû selbst wenn eine
zweitrangige Gegenzugverbindung nur einen
Teilersatz darstellt, die Verwendung zweitrangi-
ger Gegenzugverbindungen die Abhängigkeit
eines Diensteanbieters von dem von einem ange-
nommenen Monopolisten bereitgestellten Tran-
sitdienst verringern und ihn in die Lage verset-
zen würde, die Auswirkungen einer Preiserhö-
hung von zwischen 5 und 10% zu umgehen. Sie
wiesen jedoch darauf hin, daû der angenom-
mene Monopolist Transitgebühren, die nicht
verbrauchsempfindlich wären (sofern das nicht
bereits geschieht), festsetzen und damit den
Anreiz für einen Diensteanbieter verringern
könnte, den Verkehr weg von den Spitzenanbie-
tern zu verlagern, wodurch die Wirksamkeit der
zweitrangigen Gegenzugvereinbarungen selbst
als ein teilweiser und sehr beschränkter Ersatz
zunichte gemacht würde.

2. Die räumlich relevanten Märkte

i) Dienste an Unternehmen und Reisende

(78) Auf den beiden von den Parteien ursprünglich
angegebenen Märkten der Dienste an Unterneh-
men und an Reisende wären die gemeinsamen
Marktanteile der Parteien nicht ausreichend, um
Wettbewerbsbedenken auf nationaler oder einer
weitergefaûten Ebene aufzuwerfen. Es ist des-
halb nicht erforderlich, die räumlichen Märkte
der Dienste an Unternehmen und an Reisende
zu definieren.

ii) Übertragungsdienste

(79) In ihrer Entscheidung Unisource hatte die Kom-
mission festgestellt, daû sowohl das Angebot
von als auch die Nachfrage nach Übertragungs-
diensten ihrem Wesen nach wenigstens grenz-
übergreifend regional sind. Die räumliche Nähe
zwischen dem Erwerber und dem Anbieter von
vermittelter Transitkapazität ist für die vermit-
telten Transitdienste ziemlich unerheblich, weil
sie von den Betreibern entweder als Ersatz für
den Betrieb eigener internationaler Verbindun-

gen oder zur Bewältigung von Verkehrsspitzen
auf diesen Verbindungen genutzt werden.
Ebenso wird bei festgeschalteten Transitdiensten
die Weiterleitungskapazität auf Kabel- oder
Satellitengrundlage über dritte Länder angebo-
ten. Schlieûlich ist die Nutzung von Drehkreuz-
diensten eine Alternative zum Eingehen einer
unbegrenzten Anzahl zweiseitiger Vereinbarun-
gen mit einzelnen Betreibern. Die räumlich rele-
vanten Märkte für die Bewertung dieses Vor-
habens erstrecken sich bei den Übertragungs-
diensten auf Europa und transatlantisch auf die
Vereinigten Staaten.

iii) Internet-Dienste

(80) Die Definition der verschiedenen räumlichen
Märkte für Internet-Dienste hängt von der
jeweiligen Betrachtungsebene ab. Die physische
Verbindung vom Endbenutzer zum Dienstean-
bieter, sei es über das Anwählen oder einen fest-
geschalteten Zugang, kann nur auf örtlicher
Ebene hergestellt werden und ist in der Regel
nicht Bestandteil des Leistungsangebots der
Diensteanbieter. Derartige Verbindungen kön-
nen von der jeweiligen Telefongesellschaft oder
einem anderen Anbieter mit den entsprechenden
Kabelausrüstungen hergestellt werden. Die
räumlichen Märkte sind auf dieser Ebene somit
regional bzw. national, je nach Umfang des
Kabelnetzes. Da die Parteien in Europa jedoch
keine starke Stellung bei der Erbringung dieser
Ortsschleifendienste haben, kann die Definition
dieser räumlichen Märkte offen bleiben.

(81) Die Diensteanbieter, die bei der Bereitstellung
von Internet-Zugangsdiensten an Endbenutzer
im Wettbewerb zueinander stehen, sind zum
Teil auf regionalen und zum Teil auf nationalen
Märkten tätig. Bei einigen Diensteanbietern
handelt es sich um kleine örtlich ausgerichtete
Unternehmen. Da sich die groûen Unternehmen
bei ihrer Wahl des Diensteanbieters auch inter-
national orientieren, bemühen sich die Dienste-
anbieter bei dieser Art von Kunden um eine
internationale Vermarktung dieser Dienstleistun-
gen.

(82) Durch die groûen Diensteanbieter, die häufig
auf internationaler Ebene tätig sind, erhält das
Internet zunehmend eine internationale Prä-
gung. Bei den bisher vorhandenen Spitzennetzen
handelt es sich um Unternehmen, deren
Geschäfte von den Vereinigten Staaten aus
betrieben werden und die allein in der Lage
sind, die Transitdienste zu sämtlichen Teilen des
Internets anzubieten. Dies steht im Gegensatz
zum herkömmlichen Sprachtelefondienst, bei
dem sich die Betreiber in der Regel auf ein
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Gebiet beschränkt und den ihr Gebiet passieren-
den Verkehr weitergeleitet haben. Die Bedingun-
gen, zu denen die Diensteanbieter weltweit tätig
sein können, hängen davon ab, wie sie von die-
sen Diensteanbietern direkte oder indirekte
Transitdienste erhalten können. Es handelt sich
hierbei um vertikal hochintegrierte Unterneh-
men. So unterhält UUNet z. B. Einzelhandels-
Tochtergesellschaften in mehreren europäischen
Ländern. Eine Erhöhung der Preise für den
Zugang zu den Spitzennetzen würde sich somit
auf die Verbraucher in sämtlichen Teilen der
Welt auswirken. Es handelt sich deshalb um
einen weltumspannenden Markt.

(83) In ihrer Erwiderung auf die Beschwerdepunkte
machten die Parteien geltend, daû die Definition
des räumlich relevanten Marktes fehlerhaft sei,
da die Diensteanbieter nicht unbedingt ihre
Anschluûfähigkeit aus der Gruppe der Spitzen-
netze erhalten müûten. Die Definition der räum-
lich relevanten Märkte durch die Parteien steht
jedoch in engem Zusammenhang zu ihren
Ansichten über die Produktmarktdefinition und
stimmt nicht mit dem für die Zwecke dieser
Entscheidung definierten Produktmarkt überein.

C. WETTBEWERBLICHE WÜRDIGUNG

1. Übertragungsdienste

(84) Die Stellung auf dem Markt der Übertragungs-
dienste kann unter Zugrundelegung der europäi-
schen und transatlantischen Übertragungskapa-
zität gewürdigt werden.

(85) In Europa befindet sich nach den Angaben der
Parteien rund 95% der Kapazität in Händen
der bestehenden Telefongesellschaften. Während
WorldCom Netze zwischen einzelnen europäi-
schen Städten aufgebaut hat, ist MCI in Europa
nicht als Anbieter von Kapazität spürbar vertre-
ten. Das geplante Vorhaben wirft in dieser Hin-
sicht deshalb keine Wettbewerbsbedenken auf.

(86) In bezug auf die transatlantische Kapazität
haben die Parteien angegeben, daû ihr gemein-
samer Anteil an der anzunehmenden Kapazität
in den Vereinigten Staaten 23% betragen wür-
de, was sie zum zweitgröûten Kapazitätanbieter
nach AT&T mit 29% machen würde. Die Ver-
hältnisse bei der Kontrolle über die Kapazitäten
würden sich mit der für Mitte 1998 erwarteten
Einführung der transatlantischen Kabel wie
Gemini (an dem WorldCom beteiligt ist)
ändern, wenn eine Zunahme des Anteils von
WorldCom an der verfügbaren Kapazität anzu-

nehmen sein wird. Es bestehen jedoch Pläne für
das Verlegen weiterer Kabel, so daû die Vorteile,
die WorldCom gegenwärtig durch die Verfügung
über die Kapazitäten auf seinem neuen Kabel
genieûen mag, wahrscheinlich sehr bald
geschmälert werden.

2. Internet-Zugangsdienste

(87) Die Parteien haben vorgebracht, daû auf der
Diensteanbieter-Einzelhandelsstufe erheblicher
Wettbewerb herrsche und die Marktzutritts-
schranken niedrig seien. Dieser Behauptung
wurde von anderen Marktteilnehmern in ihren
Erwiderungen auf die Auskunftsersuchen nicht
widersprochen. Es wurde jedoch darauf hinge-
wiesen, daû es sich bei den Diensteanbietern,
die gegen den nachgeordneten Zweig der ver-
tikal integrierten Kapazitätserbringer im Wett-
bewerb stehen, im wesentlichen um Wiederver-
käufer der Anschluûleistungen handelt, die von
den Anbietern in einer vorgelagerten Stufe der
Angebotskette erbracht werden. Bei der Analyse
wurden deshalb diejenigen Märkte in den Mit-
telpunkt gerückt, in denen beide Parteien tätig
sind, insbesondere der Markt der umfassenden
Internet-Anschluûfähigkeit auf der Spitzenebe-
ne.

3. Die umfassende Internet-Anschluûfähigkeit
auf der Spitzenebene

(88) Bei ihren ursprünglichen Angaben über ihre
Tätigkeiten im Internet-Sektor sind die Parteien
bei den Marktanteilen davon ausgegangen, daû
ein Diensteanbieter, der im Besitz eigener Kabel-
einrichtungen ist, Erbringer einer Zentralverbin-
dung sei und daû die meisten Internet-Dienste-
anbieter, die über Einrichtungen dieser Art ver-
fügen, als Betreiber einer Zentralverbindung
anzusehen seien. Gestützt auf eine Hochrech-
nung beruhend auf Zahlenangaben zum US-
amerikanischen Markt, die in einem Bericht von
Frost & Sullivan für das Jahr 1996 enthalten
waren, legten sie einen Wert von rund 4,7 Mrd.
USD für den Marktumfang des Jahres 1997
zugrunde, weshalb auf dieser Grundlage ihre
Einkünfte aus den Internet-Grundzugangsdien-
sten (ohne Mehrwertdienste) einen Anteil von
20% am Gesamtmarkt nicht überschritten hät-
te.

(89) Die Kommission kann dieser Marktdefinition
bzw. diesem Verfahren zur Ermittlung des
Marktanteils nur mit Schwierigkeit folgen. Eine
Definition, in der die Diensteanbieter den
Betreibern einer Zentralverbindung gleichgestellt
werden, erscheint als zu weit gegriffen, da sie

L 116/16 4.5.1999Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



die Unterscheidung zwischen einem kleinen orts-
gestützten Wiederverkäufer von Leistungen an
Ortskunden und den groûen multinationalen
Spitzennetzen verwischt. Die Parteien behaupte-
ten, daû es unmöglich gewesen wäre, die
Marktanteile auf einer anderen Grundlage als
der von ihnen gewählten zu ermitteln, da keine
veröffentlichten Daten verfügbar gewesen wären
und es Schwierigkeiten bei der Definition der
Betreiber einer Zentralverbindung gegeben
habe.

(90) Trotz der angeblichen Definitionsschwierigkei-
ten haben sich einige Kommentatoren darum
bemüht, Marktstudien anhand dieser Informa-
tionen oder der von ihnen zusammengetragenen
Angaben zu erstellen. Diese ergaben für die an
dem Zusammenschluû Beteiligten eine wesent-
lich stärkere Marktstellung als den eigenen
Angaben der Parteien zu entnehmen war, was
vermuten läût, daû sie in der Lage sein könnten,
einen wesentlichen Teil des Internets zu kontrol-
lieren. Trotz der Unterschiede bei den ange-
wandten Methoden gelangte man in sämtlichen
Fällen zu der Schluûfolgerung, daû mit der
Zusammenlegung der Netze der Fusionsparteien
ein Unternehmen mit einem sehr hohen Markt-
anteil entstehen würde.

(91) Von seiten der Kunden und Wettbewerber wur-
den im Verlauf der Nachforschungen eine Reihe
von Bedenken erhoben. So sagte z. B. ein Unter-
nehmen, das Anschluûfähigkeit von den Fusi-
onsparteien erwirbt, folgendes aus: ¼ ¹mit dem
Zusammenschluû würde sich die Anzahl der
glaubwürdigen alternativen Diensteanbieter auf
drei verringern. Ohne zuverlässige alternative
Anbieterquellen könnten Kunden wie [Name
der Firma gestrichen] in übermäûige Abhängig-
keit von wenigen Anbietern geraten, was zu
einem Verlust an Leistungsqualität ¼ und
einem nach oben gerichteten Preisdruck führen
würde.ª Ein anderes in der Erbringung von
Internet-Dienstleistungen tätiges Unternehmen
sagte aus, daû der Zusammenschluû ¹zu uner-
wünschten Bedingungen bei der Bereitstellung
von Internet-Diensten im Gemeinsamen Markt
führen könnte, auf dem die neue Unternehmens-
einheit eine marktbeherrschende Stellung ein-
nehmen würdeª. Ein drittes Unternehmen führte
aus, daû ¹die Zusammenlegung von zwei der
weltweit führenden Internet-Zentralverbin-
dungsanbieter ein marktbeherrschendes Unter-
nehmen schafft, was den Wettbewerb auf der
Internet-Backbonestruktur spürbar beeinträchti-
gen könnte. Zusammen könnten diese Unter-
nehmen bis zu 55% des Internet-Zentralverbin-
dungsverkehrs kontrollieren.ª

(92) In ihren Auslassungen vor der Federal Commu-
nications Commission (FCC) führte die Sprint

Corporation am 13. März 1998 aus, daû,
gestützt auf die von Boardwatch Magazine
zusammengetragenen Daten, die neue Einheit
WorldCom/MCI nach dem Zusammenschluû
rund 55% sämtlicher Verbindungen haben wür-
de. In dem Bericht der Maloff Gruppe vom
Oktober 1997 wird davon ausgegangen, daû die
neue Einheit rund 68% der Internet-Einkünfte
auf sich vereinen würde, die über die Zentral-
verbindungen von WorldCom und MCI laufen.
In seinen ¾uûerungen vor der FCC nannte Bell
Atlantic Marktanteile der fusionierenden Partei-
en, gestützt auf Presseberichte, einer Gröûenord-
nung von 60% und schätzte die gemeinsamen
Marktanteile unter Zugrundelegung der Anteile
der Leitwegtabellen verwendenden Kundenleit-
wege auf 58%. In ihrer Aussage vor der FCC
hat die GTE-Gruppe den gemeinsamen Markt-
anteil der fusionierenden Parteien auf 47% der
gesamten Bandbreite, gestützt auf die Angaben
in der Zeitschrift Boardwatch, angegeben. Diese
Aussagen stehen sämtlich in scharfem Wider-
spruch zu den auf den Einnahmen beruhenden
Angaben der Parteien, die von einem gemein-
samen Marktanteil von rund 20% ausgehen.

(93) In ihrer Erwiderung auf die Beschwerdepunkte
haben die Parteien erläutert, daû [30Ð40%](*)
der 400 Spitzen-Web-Sites an MCI und weitere
[40Ð50%](*) an WorldCom angeschlossen
sind. Von den an MCI angeschlossenen
[30Ð40%](*) seien [5Ð15%](*) ausschlieûlich
an MCI angeschlossen, während weitere
[0Ð10%](*) sowohl WorldCom als auch MCI,
jedoch keinen anderen Anbieter benutzten.
Ebenso sind [40Ð50%](*) von den an World-
Com angeschlossenen [5Ð15%](*) ausschlieû-
lich an WorldCom angeschlossen, während
[0Ð10%](*) nur auf MCI und WorldCom
zurückgreifen. Dies bedeutet, daû [15Ð25%](*)
der 400 Spitzen-Web-Sites ausschlieûlich an die
fusionierende Einheit angeschlossen wären.
Wenn man annimmt, daû alle übrigen Web-Sites
an wenigstens drei Spitzennetze angeschlossen
sind, hätten WorldCom/MCI einen Anteil an
diesem Geschäft von [35Ð45%](*).

(94) Schlieûlich sagte der betriebliche Direktor von
WorldCom in einem Zeitungsinterview, daû
¹das Vorhandensein eines groûen Netzes eine
hohe Zutrittsschranke für die Wettbewerber
seiª (9).

(95) Das Fehlen einschlägiger Offenlegungspflichten
in bezug auf die Internet-Einkünfte der Dienste-
anbieter und eindeutiger Berichtsverpflichtungen

(9) Washington Post vom 29. September 1997.
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für die erstellten Daten bedingen, daû es keine
zuverlässige öffentlich verfügbare Schätzung der
Gröûe sowohl des Internet-Sektors insgesamt als
auch der einzelnen Teilsektoren gibt. Es gab
Meinungsverschiedenheiten in der Frage der
zutreffenden Einheiten für die Messung des
Marktanteils und der zugrunde zu legenden
Marktmacht. Den von Dritten gemachten
Bemerkungen war zu entnehmen, daû in der
Industrie keine Einigkeit über eine verbindliche
Meûgröûe herrscht, wobei man sich jedoch
darin einig war, daû bei Zugrundelegung von
mehr als einer Bezugsgröûe ein einigermaûen
zutreffendes Bild erstellt werden könnte. In eini-
gen Bemerkungen wurde die Auffassung vertre-
ten, daû eine Mischung aus Einnahmenkennzif-
fer und Verkehrsfluû das aussagekräftigste Bild
ergeben könnte.

(96) Die Kommission hat deshalb ihre eigenen Unter-
suchungen unternommen und Daten zusammen-
getragen, die eine genauere Ermittlung der
Marktgröûe und des Marktanteils, insbesondere
der fusionierenden Parteien, ermöglichen wür-
den.

i) Mögliche Verfahren der Marktanteils-
ermittlung

(97) Neben den im folgenden eingehender erörterten
Bezugsgröûen Einnahmen und Verkehrsfluû
wurden auch Daten zu anderen möglichen Meû-
gröûen, wie z. B. Gesamtkapazität der Zu-
sammenschaltungsverbindungen, Anzahl der
erreichbaren Adressen, Anzahl der Präsenz-
punkte und die für den Verkehrsaustausch tat-
sächlich verwendeten Bandbreiten, zusammen-
getragen und erwogen, ob auf dieser Grundlage
aussagefähige Schluûfolgerungen gezogen wer-
den konnten.

(98) Die Gröûe der installierten Kapazitätsverbin-
dungen (von den Kunden zu den Diensteanbie-
tern, von den Diensteanbietern zu den öffent-
lichen und privaten Gegenzug-Stellen) könnte
einen Anhaltspunkt für das Potential eines Net-
zes hinsichtlich Leistungsfähigkeit und Gröûe
unter der Voraussetzung erbringen, daû Kapazi-
täten nur dann erworben und installiert werden,
wenn die berechtigte Erwartung besteht, sie
auch tatsächlich zu nutzen. Die zugänglichen
Datenangaben reichten nicht aus, um verbindli-
che Schluûfolgerungen ausschlieûlich anhand
der Kapazitätsangaben ziehen zu können. Die
verfügbaren Angaben zu den Kapazitätsverbin-
dungen insgesamt, d. h. den Verbindungen zwi-
schen dem Netz und seinen Kunden sowie den
öffentlichen und privaten Gegenzugpartnern

und Anbietern von Transitleistungen, lassen
jedoch erkennen, daû die Parteien [¼](*) des
Anteils am Markt der Spitzennetze auf sich ver-
einen würden.

(99) Beim Adreûraum wurde deutlich, daû die neue-
ren Netze oder Kunden in gröûerem Maûe auf
Mechanismen zurückgreifen könnten, um die
Anzahl der angegebenen Leitwegeingänge und
Adressen zu beschränken, und daû eine höhere
Anzahl angegebener Adressen auf ein veraltetes
Netz schlieûen lassen könnte. Auûerdem war
unklar, in welchem Maûe die erwidernden
Unternehmen bei der Angabe ihrer Adressen-
anzahlen und Leitwegeingänge den Bereich
zugrunde legten, den sie aufgrund ihrer
Anschluûfähigkeit insgesamt (d. h. einschlieûlich
zugekaufter Transitleistung) erfassen konnten.
Es entstand allgemein der Eindruck, daû sich
die meisten Netze in der Lage sahen, eine voll-
ständige Anschluûfähigkeit auf dem einen oder
anderen Weg gewährleisten zu können, und daû
die Anzahl der angegebenen Adressen keine aus-
sagefähige Meûgröûe für die Gröûe oder Stärke
eines Netzes darstellt.

(100) Hinsichtlich der Teilnehmerzahl hatte es sich als
schwierig erwiesen, die Anzahl der tatsächlichen
Benutzer zu ermitteln. So kann z. B. bei einem
Netz mit einer hohen Anzahl von Unterneh-
mensteilnehmern eine geringe Anzahl von Ein-
zelteilnehmern gegeben sein, wobei jedoch jeder
einzelne Unternehmenskunde sein eigenes inter-
nes Netz mit einer Vielzahl angeschlossener
Benutzer haben kann. Somit war es unwahr-
scheinlich, daû sich in der Teilnehmerzahl die
tatsächliche Stärke eines Netzes widerspiegeln
würde. ¾hnliche Definitionsschwierigkeiten
ergaben sich bei dem Versuch, Daten auf der
Grundlage der Anzahl der einzelnen Websites
zugrunde zu legen, da sich diese in ihrem Bedeu-
tungsgrad erheblich unterscheiden, was bei einer
einfachen Zählung nicht zum Ausdruck kom-
men kann. Deshalb wurde nicht der Versuch
unternommen, diese Daten in die Schluûfolge-
rungen einflieûen zu lassen.

(101) Hinsichtlich der Präsenzpunkte wurde die Auf-
fassung vertreten, daû zumindest grundsätzlich
ein Zusammenhang zwischen der Netzgröûe
und der Anzahl der Präsenzpunkte bestehe, da
ein Zentralverbindungsanbieter einen Präsenz-
punkt entwickeln würde, um eine kritische
Anzahl von Kunden erreichen zu können. So
gab z. B. ein Wettbewerber an, daû die neu ent-
stehende Einheit über schätzungsweise 48%
aller Präsenzpunkte in den Vereinigten Staaten
verfügen würde. In einigen Erwiderungen wurde
jedoch die Anzahl der Präsenzpunkte den weni-
ger zuverlässigen Verfahren zur Ermittlung der
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Netzgröûe zugeordnet, da die Anzahl in einem
gewissen Maûe eher von der Systemarchitektur
als der Netzgröûe abhängen könnte. Wenn auch
die Anzahl der Präsenzpunkte in einer bestimm-
ten Region der Teilnehmerzahl entsprechen
mag, so könnte die Anzahl der Teilnehmer allein
genommen keine hinreichende Kennzahl für die
Netzgröûe abgeben (es kann z. B. ein Netz eine
groûe Anzahl von wenig nutzenden Teilnehmern
bei vielen Präsenzpunkten haben, während in
einem anderen Netz einer relativ geringen
Anzahl von verwendungsstarken Teilnehmern
eine geringe Anzahl von Präsenzpunkten gegen-
überstehen mag).

ii) Ermittlung der Spitzennetze

(102) In einer Vielzahl der Erwiderungen auf die
Nachfragen der Kommission wurden die vier
Internet-Diensteanbieter WorldCom-Gruppe,
MCI, Sprint und die GTE/BBN-Gruppe als in
einer den übrigen Diensteanbietern überlegenen
Stellung befindlich bezeichnet. Eine Auswertung
der Daten über die Einkünfte aus dem Internet-
Zugang und den Verkehrsfluû (nachstehend ein-
gehender dargelegt) ergab keine eindeutige Tren-
nungslinie zwischen den kleineren Mitgliedern
dieser Vierergruppe und den nächstgröûeren
Diensteanbietern, die der folgenden Kategorie
zugeordnet wurden. Es wurden deshalb die
Gegenzugvereinbarungen zwischen den groûen
Anbietern untersucht, um zu ermitteln, wer von
ihnen den Spitzenanbietern zugeordnet werden
könnte. Zu ermitteln war eine Reihe von
Gegenzugvereinbarungen, anhand deren die
vollständige Anschluûfähigkeit im Internet
gewährleistet werden kann. Die Untersuchung
wurde dadurch erschwert, daû es kein festes
und geschlossenes Verzeichnis der nationalen
Zugangsstellen gab, an denen ein Diensteanbie-
ter eine Gegenzugvereinbarung eingehen muû,
um eine flächendeckende Anschluûfähigkeit
gewährleisten zu können. So ist es möglich, daû
ein Diensteanbieter mit seinen Gegenzugverein-
barungen durchaus in der Lage ist, die vollstän-
dige Anschluûfähigkeit im gesamten Internet
herstellen zu können. Eine weitere Schwierigkeit
bestand darin, daû viele Diensteanbieter, die
man aufgrund ihrer Gegenzugvereinbarungen
den Spitzennetzen zuordnen konnte, Erwerber
von Transitdiensten waren, wobei nicht deutlich
war, ob sie auf den Erwerb dieser Dienste ange-
wiesen waren (z. B. weil ihre Gegenzug-Verbin-
dung theoretisch zwar umfassend, in Wirklich-
keit jedoch unzureichend war) oder aus prakti-
schen Erwägungen handelten.

(103) Als Ausgangspunkt legte die Kommission des-
halb die Annahme zugrunde, daû ein Spitzen-

netz Gegenzugvereinbarungen wenigstens mit
den Groûen Vier, die eine vollständige
Anschluûfähigkeit ohne Rückgriff auf Transit-
dienste anbieten können, eingehen muû. Ein
Diensteanbieter, der nicht in der Lage ist,
Gegenzugvereinbarungen mit sämtlichen vier
Netzen dieser Gruppe einzugehen, hätte gröûte
Schwierigkeiten, einen flächendeckenden Inter-
net-Zugang anzubieten. Es ist durchaus mög-
lich, daû die Anzahl der Teilnehmer, bei denen
es sich um tatsächliche Spitzennetze handelt, in
Wirklichkeit kleiner ist als die Anzahl der
Anbieter, die Gegenzugvereinbarungen mit den
vier genannten Spitzennetzen eingegangen sind,
da jeder neu hinzukommende Gegenzug-Partner
zwar Gegenzugvereinbarungen mit der
ursprünglichen Vierergruppe, jedoch nicht mit
allen anderen Gegenzug-Partnern unterhalten
muû, die ihrerseits diese Vereinbarungen mit
den Groûen Vier eingegangen sind. Ist dies der
Fall, sind sie nicht vollständig in der Lage, das
gesamte Internet auf gebührenfreier Grundlage
zu erreichen. Für die Zwecke der Bewertung
wurde jedoch davon ausgegangen, daû ein
Anbieter als attraktiver Gegenzug-Partner anzu-
sehen ist, wenn er mit sämtlichen Teilnehmern
der Vierergruppe Gegenzugverbindungen unter-
hält. Aus den verfügbaren Angaben ging jedoch
nicht hervor, ob diese Diensteanbieter direkt
miteinander verknüpft waren. Es lieûe sich vor-
bringen, daû Diensteanbieter nicht der Spitzen-
gruppe zugeordnet werden könnten, die weder
untereinander vollständig, noch mit den Groûen
Vier zusammengeschaltet sind. Für die Bewer-
tung wurde jedoch davon ausgegangen, daû der-
artige Gegenzug-Querverbindungen bereits
bestehen bzw. sehr schnell hergestellt werden
könnten, falls sie noch nicht bestehen sollten.
Bei diesem Ansatz erweitert sich der Umfang
der Marktteilnehmer zugunsten der Parteien.

iii) Schätzung von Marktgröûe und -anteilen
anhand der Umsätze

(104) Auf dieser Grundlage wären insgesamt 16 Inter-
net-Diensteanbieter der Gruppe der Spitzennetze
zuzuordnen (3 weitere sehr kleine Diensteanbie-
ter, die mit UUNet, der wichtigsten Internet-
Tochtergesellschaft von WorldCom, keine,
jedoch mit einigen kleineren Tochtergesellschaf-
ten eine Gegenzugvereinbarung haben, könnten
hierin einbezogen werden, was sich jedoch nur
geringfügig auswirken würde). Die verfügbaren
Angaben über den Gesamtumfang des Marktes
waren nicht vollständig, auûerdem muûte der
Umsatz von drei Unternehmen, für die keine
genauen Zahlen vorlagen, geschätzt werden.
Die Einnahmen jedes dieser drei Unternehmen
wurden mit jeweils 30 Mio. USD angesetzt, was
angesichts ihrer gegenwärtigen Umsätze als ein
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stark überhöhter Betrag angesehen wurde. Auf
dieser Grundlage ergab sich für den Markt-
umfang des Jahres 1997 eine Gröûenordnung
von 3,3 Mrd. USD. Bei einem Anteil von
WorldCom zwischen [35Ð45%](*) und einem
weiteren Marktanteil von MCI von rund
[5Ð15%](*) würde die neue Einheit rund
[45Ð55%](*) des Marktes auf sich vereinigen.
Die beiden nächstfolgenden Wettbewerber hät-
ten einen gemeinsamen Marktanteil von weni-
ger als [15Ð25%](*) vorzuweisen.

(105) Während die Parteien wiederholt betonten, daû
die Umsatzzahlen die einzige zuverlässige Meû-
gröûe für den Marktanteil in diesem Bereich sei-
en, wiesen andere Wettbewerber auf die mögli-
chen Gefahren einer alleinigen Zugrundelegung
der Umsatzerlöse hin. Die auf den Einnahmen
aus den grundlegenden Internet-Zugangsdien-
sten beruhenden Zahlen wurden zwar weitest-
gehend zugrunde gelegt, die betreffenden Unter-
nehmen unterliegen jedoch keinerlei Verpflich-
tung hinsichtlich Rechnungslegungsnormen und
Offenlegungspflichten. Deshalb waren diese
Zahlen mit Vorsicht zu behandeln.

(106) Unternehmen mit Gegenzugvereinbarungen mit
bis zu drei der wichtigsten Diensteanbieter kön-
nen kaum als Spitzennetze angesehen werden,
da ein Unvermögen, eine Gegenzugvereinbarung
mit einem der groûen vier Anbieter einzugehen,
ihre Fähigkeit erheblich beeinträchtigen würde,
die Internet-Anschluûfähigkeit zu gewährleisten.
Im Rahmen einer Sensibilitätsanalyse wurden
die Marktanteile geschätzt, um festzustellen, ob
sich bei einer Hinzuzählung dieser Marktteil-
nehmer die Zahlen spürbar ändern würden.
Auch bei diesem äuûerst vorsichtigen Ansatz
ergaben sich Marktanteile, gestützt auf die
Umsatzerlöse, von mehr als 40% für die anmel-
denden Parteien. Es wurde auch erwogen, in die
Definition des Spitzennetzes auch Unternehmen
einzubeziehen, die Gegenzugvereinbarungen mit
lediglich zwei der vier gröûten Netze eingegan-
gen sind. Man kam jedoch zu dem Ergebnis,
daû die Erfassungslücken auf dieser Ebene so
groû wären, daû die betreffenden Diensteanbie-
ter nicht mehr mit einiger Berechtigung als Spit-
zennetz angesehen werden könnten.

iv) Verkehrsfluû

(107) In mehreren Bemerkungen wurde der Verkehrs-
fluû als eine wesentlich bessere Meûgröûe als
die Umsatzerlöse bezeichnet, wobei jedoch die
Zahlen zum Verkehrsfluû durch ein plötzliches
Anschwellen z. B. bei einem kurzfristigen Inter-
esse für eine besondere Web-Seite verzerrt sein
könnten.

(108) Es sind keine statistischen Angaben über das
von den Diensteanbietern versandte oder emp-
fangene Verkehrsvolumen verfügbar. Deshalb
muûten zur Ermittlung des Marktanteiles,
gestützt auf den Verkehrsfluû, die Zahlen von
unten nach oben hochgerechnet werden. Hierzu
ist es erforderlich, die Marktteilnehmer zu
ermitteln und die Messungen des Verkehrsvolu-
mens hinzuzufügen, das durch ihr jeweiliges
Netz flieût, um so den Marktumfang zu erhal-
ten. Es konnte jedoch nicht mit Gewiûheit fest-
gestellt werden, ob sämtliche Verkehrsfluûmes-
sungen von den betreffenden Marktteilnehmern
nach denselben Grundsätzen vorgenommen
wurden. Deshalb muûte ein anderer Weg gefun-
den werden, um die Marktanteile auf der
Grundlage des Verkehrsvolumens ermitteln zu
können.

(109) Der Verkehrsfluû eines Diensteanbieters besteht
aus dem mit anderen Diensteanbietern aus-
getauschten Verkehr und seinem jeweiligen
internen Verkehr (d. h. der über seinem Netz
ausgetauschte Verkehr zwischen seinen Kun-
den). Die Marktanteile können anhand von Ver-
kehrs-Kennziffern errechnet werden, ohne daû
der gesamte Internet-Verkehrsfluû als Eingangs-
gröûe erforderlich wäre, wenn man folgendes
Verfahren anwendet. Die Kennziffer des Markt-
anteils von Netz A bezogen auf den Marktanteil
von Netz B entspricht der Kennziffer des gesam-
ten durch das Netz A flieûenden Verkehrs bezo-
gen auf den gesamten durch das Netz B flieûen-
den Verkehr. Wenn beide Ausdrücke dieser
Kennziffer durch den gesamten zwischen den
Netzen A und B ausgetauschten Verkehr geteilt
werden, entspricht die Kennziffer des Markt-
anteils von Netz A bezogen auf den Marktanteil
von Netz B der Kennziffer des relativen Anteils
des Netzes A am gesamten durch das Netz B
flieûenden Verkehr bezogen auf den relativen
Anteil des Netzes B am gesamten durch die
Zentralverbindung A flieûenden Verkehr. Somit
können die Marktanteile anhand der relativen
Anteile jedes Netzes am gesamten durch jedes
einzelne Netz flieûenden Verkehr ermittelt wer-
den. Dadurch kann verhindert werden, daû die
Marktanteilsermittlung durch mögliche Unter-
schiede bei den Meûverfahren verzerrt wird.
Auf dieser Grundlage ergibt sich für die jeweili-
gen Marktanteile der WorldCom-Gruppe und
von MCI eine Verhältniszahl von [¼](*).

(110) Wenn man dieses Verfahren auf einen hypo-
thetischen Markt anwendet, der GTE, MCI,
Sprint und die WorldCom-Gruppe umfaût,
hätte die WorldCom-Gruppe einen Anteil
von [50Ð60%](*), MCI einen Anteil von
[15Ð25%](*) und die neue Einheit einen
Gesamtanteil von insgesamt [75Ð85%](*) an
diesem Markt.
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(111) Vollständige Datenangaben zum Verkehrsfluû
konnten nur von einer beschränkten Anzahl der
gröûeren Netze zusammengetragen werden.
Eine endgültige Ermittlung der Marktanteile
war nicht möglich, da eine Aufschlüsselung des
Verkehrs nach einzelnen Gegenzug-Partnern nur
für die privaten Gegenzug-Partner der World-
Com-Gruppe vorlag. Bekannt ist jedoch der
gesamte von den Groûen Vier zu anderen Dien-
steanbietern, mit denen Gegenzugvereinbarun-
gen bestehen, versandte und von ihnen empfan-
gene Verkehr. Für die Zwecke dieser Ermittlung
wurden in den Umkreis der Diensteanbieter
sämtliche Diensteanbieter einbezogen, die
Gegenzugvereinbarungen mit wenigstens einem
der vier gröûten Netze haben. Dies ist eine weit-
gefaûte Annahme, da aus der vorgenommenen
Marktanalyse hervorgeht, daû der Markt nicht
gröûer sein kann als die 16 Spitzennetze, die
Gegenzugvereinbarungen mit sämtlichen vier
groûen Netzen unterhalten, und daû ein kleine-
rer Markt mit Sicherheit anzunehmen ist.

(112) Um die Marktanteile der übrigen 12 Netze zu
ermitteln, muûten einige Annahmen gemacht
werden. Grundannahme war, daû der durch ein
Netz flieûende Verkehr die Gröûe der Netze
widerspiegelt, an die er vermittelt wird. So
wurde angenommen, daû ein Netz B halb so
groû ist wie ein Netz C, wenn ein Netz A 10%
seines Verkehrs an Netz B und 20% an Netz C
versendet. Diese Annahme erscheint für die
gröûten Netze begründet, da auf sie ein so
hoher Anteil des gesamten durch sie flieûenden
Internet-Verkehrs entfällt, daû sie als repräsen-
tativ für den Internet-Verkehr angesehen werden
können. Angewandt auf die WorldCom-Gruppe
und auf MCI würden [¼](*) des Verkehrs von
WorldCom mit MCI und [¼](*) mit den ande-
ren 12 Netzen ausgetauscht. Deshalb müûte das
Verhältnis zwischen der Gröûe des MCI-Netzes
und der Gröûe der übrigen 12 Netze insgesamt
[¼](*) betragen.

(113) Gemäû diesen Annahmen würde sich für die
WorldCom-Gruppe ein Marktanteil von rund
[30Ð40%](*), für MCI von weiteren
[10Ð20%](*) und für keinen der Wettbewerber
ein Anteil von mehr als [5Ð15%](*) ergeben.
Der gemeinsame Marktanteil von MCI und
der WorldCom-Gruppe würde demnach
[42Ð52%](*) betragen.[¼] (*).

v) Schluûfolgerungen zur Ermittlung des
Marktanteils

(114) Bei der vorstehend erörterten, auf den Einnah-
men und dem Verkehrsfluû beruhenden
Methode zur Ermittlung des Marktanteils und

der Marktgröûe wurden vorsichtige Meûgröûen
zugrunde gelegt, um die Parteien innerhalb ver-
tretbarer Grenzen so groûzügig wie möglich zu
behandeln, weshalb es wahrscheinlich ist, daû
ein zu niedriger Marktanteil ermittelt wurde.
Dennoch besteht selbst auf dieser Grundlage
wenig Zweifel, daû die neue Einheit einen
Marktanteil von 50% auch bei einer sehr weit
gefaûten Definition haben würde. Das zusam-
mengelegte Netz wäre bedeutend gröûer [¼](*)
als der nächstfolgende Wettbewerber Sprint,
sowohl gemessen an den Einnahmen als auch
dem Verkehrsfluû, wobei zu bedenken ist, daû
die GTE-Gruppe als nächstfolgender Wett-
bewerber etwa halb so groû ist wie Sprint.

vi) Die Erwiderungen der Parteien

(115) Die Parteien haben beanstandet, daû es ihnen
aufgrund des Vertraulichkeitsschutzes, den die
Wettbewerber für ihre der Kommission vor-
gelegten Informationen verlangt hatten, nicht
möglich gewesen sei, die übrigen 12 auf dem
Markt aktiven Wettbewerber zu ermitteln, und
sie deshalb nicht prüfen konnten, ob die Markt-
anteilszahlen durch die Hinzufügung anderer
Marktteilnehmer spürbar beeinfluût wurden.
Wie bereits bemerkt, wurde mit der vorsichtigen
analytischen Vorgehensweise beabsichtigt, den
Parteien den Vorteil des Zweifels hinsichtlich
der Einstufung der Anbieter als Spitzennetz ein-
zuräumen. Zu diesem Punkt wurde von dem
Unternehmen Sprint bei der Anhörung die Frage
aufgeworfen, ob nicht einige der 12 Netze
Zugang zu einer groûen Anzahl räumlich weit
verteilter Standorte hätten oder Hochgeschwin-
digkeitseinrichtungen besäûen oder mieteten
und damit von den Wettbewerbern nicht als
Anbieter einer Spitzenzentralverbindung gemäû
der Definition von Sprint eingestuft würden.

(116) Auûerdem widersprachen die Parteien dem von
der Kommission angewandten Verfahren zur
Verkehrsermittlung. Sie stellten insbesondere
zwei Annahmen in Frage, die nach ihrer Auffas-
sung dem Verfahren der Kommission zugrunde
lagen, nämlich daû der Verkehr einheitlich
[¼](*) verteilt sei und daû es keine spürbare
Umleitung des Verkehrs aufgrund der Zusam-
menschaltung zwischen Netzen unterhalb der
Ebene der Spitzennetze gäbe. Schlieûlich gaben
sie zu bedenken, daû die der Kommission unter-
breiteten Zahlen für den Verkehrseingang
womöglich keine Vergleichszahlen waren und
daû deshalb der gemeinsame Marktanteil der
Parteien zu hoch angesetzt sein könnte. Die
Kommission stimmt mit der Behauptung der
Parteien nicht unbedingt überein, daû derartige
Annahmen ihrer Berechnungsmethode zugrunde
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lagen und welche Bedeutung sie, falls ange-
wandt, haben würden. Auch muû sie dem ent-
gegenhalten, daû die Parteien während des
gesamten Verfahrens die Einnahmen als einzig
angenommene Meûgröûe bezeichnet hatten, daû
sämtliche interessierten Parteien über die Form
der jeweiligen Datenanforderungen konsultiert
wurden, um die gelieferten Zahlenangaben mög-
lichst vergleichbar zu machen, und daû die Par-
teien keine Alternative zu der von ihnen ange-
fochtenen Kommissionsmethode vorschlagen
konnten.

4. Auswirkung des Zusammenschlusses auf den
Wettbewerb

(117) Die Zusammenlegung der Internet-Zentralver-
bindungsnetze von WorldCom und MCI würde
eine Einheit schaffen, deren absolute und rela-
tive Gröûe so wäre, daû die neue Einheit in
spürbarem Maûe unabhängig von ihren Wett-
bewerbern und Kunden würde vorgehen kön-
nen. Dies hätte Auswirkungen auf die Verbrau-
cher in Europa und anderen Teilen der Welt.
UUNet, die gröûte Internet-Tochtergesellschaft
von WorldCom, hat bereits gegenüber ihren
Wettbewerbern eine erhebliche Gröûe. Die Tat-
sache, daû sie kurz vor der Erlangung der
Marktbeherrschung steht, kann aus ihrem
Anfang 1997 unternommenen und schlieûlich
gescheiterten Versuch abgelesen werden, die
Gegenzugvereinbarungen mit einer Reihe von
Partnern einseitig zu beenden. Seit jener Zeit
hat WorldCom durch den Erwerb von ANS und
CNS zusätzliche Marktmacht erlangt. Es ist
kaum daran zu zweifeln, daû die für ein von
den Wettbewerbern unabhängiges Vorgehen
erforderliche kritische Masse durch das Zusam-
mengehen mit MCI erreicht werden würde.

(118) Durch die Stärke und den Umfang der Netze
von MCI und WorldCom könnte die neue Ein-
heit Strategien verfolgen, um ihre Marktstellung
zu stärken. Dazu könnten, wie im folgenden
dargelegt, zwei groûe Ansätze verfolgt werden.
Ein Weg bestünde darin, die Kosten der Wett-
bewerber zu erhöhen, während mit dem zweiten
Ansatz durch ein selektives Preisgebaren die
Kunden von den Netzen der Wettbewerber weg-
gelockt werden könnten.

(119) MCI WorldCom könnte den Marktzugang
durch die Ablehnung neuer Gegenzug-Anträge,
durch die Ausschlieûung oder die angedrohte
Ausschlieûung bestehender Gegenzugverein-
barungen bzw. deren Ersetzung durch die
bezahlte Zusammenschaltung kontrollieren. Ein
Diensteanbieter, der die Anschluûfähigkeit mit

sämtlichen Spitzennetzen anstrebt, würde zwei-
fellos die Zustimmung von MCI WorldCom
benötigen. Doch gegenwärtig wird selbst beim
Vorhandensein einer Gruppe derselben Gröûen-
ordnung wie WorldCom auf dem Markt die
Fähigkeit eines Spitzennetzes, einem geeigneten
Bewerber die angestrebte Gegenzugvereinbarung
zu verweigern, durch die Kräfte des Wett-
bewerbs in Schach gehalten. Ein Spitzennetz,
das einen solchen Antrag ablehnt, kann nicht
davon ausgehen, daû es als Ersatzlösung Tran-
sitdienste an den Interessierten würde verkaufen
können, da dieser Bewerber Kunde eines Wett-
bewerbers werden könnte. In einem solchen Fall
hätte der ablehnende Diensteanbieter zur Stär-
kung der Marktmacht einer seiner Wettbewer-
ber beigetragen. Sollte die Fusion zustande kom-
men, würden angesichts der starken Verhand-
lungsstellung von MCI WorldCom die nachtei-
ligen Auswirkungen eines verweigerten Gegen-
zugantrags für die neue Einheit erheblich
zurückgehen, wenn nicht gar beseitigt werden.
Die abgelehnten Bewerber wären verpflichtet,
Transitdienste zu erwerben, um das Netz von
MCI und WorldCom zu erreichen, was ihnen
Nachteile hinsichtlich Kosten und Qualität
bereiten würde.

(120) MCI WorldCom wäre in der Lage, unabhängig
von seinen Wettbewerbern vorzugehen, indem
es deren Kosten erhöhen und die Qualität ihres
Diensteangebots senken würde. Den Wettbewer-
bern mit Gegenzugvereinbarungen mit MCI
WorldCom wäre bewuût, daû ihre Fähigkeit, im
Markt fortbestehen zu können, von ihrem Ver-
mögen abhängen würde, ihren Kunden die
Anschluûfähigkeit an das MCI WorldCom-Netz
weiterhin anbieten zu können. Sollten sich die
Qualität oder die Kosten für die Verbindung
zum MCI WorldCom-Netz nachteilig entwik-
keln, könnten die Kunden der Netze dieser
Wettbewerber zu MCI WorldCom überwech-
seln, was neue Kunden davon abhalten könnte,
sich an ein anderes Netz als MCI WorldCom zu
wenden. Die Wettbewerber müûten mit dieser
Drohung leben und durch ihr Verhalten einer
Abschaltung oder Verschlechterung der Verbin-
dung durch MCI WorldCom zuvorkommen.
Dies könnte soweit gehen, daû die Wettbewer-
ber MCI WorldCom eine Mitsprache darüber
einräumen, wem sie Transit- oder Gegenzug-
dienste zu welchen Bedingungen einräumen soll-
ten. Auf diese Weise könnte MCI WorldCom
eine tatsächliche Kontrolle im Markt ausüben.

(121) Sollte ein Wettbewerber eine Gegenzugverein-
barung eingehen oder fortführen wollen, könnte
MCI WorldCom die Qualität seines Leistungs-
angebots über die Verwaltung der hergestellten
Verbindung kontrollieren. MCI WorldCom
könnte auch das Leistungsangebot seiner Wett-
bewerber dadurch beeinträchtigen, daû es die
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Kapazität an den privaten Gegenzugstellen nicht
verbessert. Dadurch würde sich zwar die Lei-
stungsqualität sowohl für MCI WorldCom als
auch den betreffenden Wettbewerber verschlech-
tern, dieser wäre jedoch in einem gröûeren
Maûe geschädigt, da seine Kunden die
Anschluûfähigkeit zu einem gröûeren Teil des
Internets als die Kunden von MCI WorldCom
verlieren würden. Der Anteil des durch eine sol-
che Vorgehensweise betroffenen Verkehrs wäre
bei dem kleineren Netz höher. Dabei könnten
sich die Aussichten für MCI WorldCom auf
Durchsetzung einer solchen Strategie verbessern,
indem es die Kunden und Wettbewerber einzeln
herausnimmt und nicht versucht, gegen den
übrigen Markt mit einem Schlag vorzugehen.

(122) Angesichts der Zunahme des Internet-Verkehrs
könnte MCI WorldCom diese Beeinträchti-
gungsstrategie ohne groûe Anstrengung verfol-
gen. Dazu würde es ausreichen, daû es sich auf
den Ausbau des eigenen Netzes zu Lasten der
Verbesserung der Verbindungen zu den Wett-
bewerbern konzentriert. Indem es einen solchen
Qualitätsunterschied zwischen sich selbst und
den Wettbewerbern eröffnet, wäre MCI World-
Com in der Lage, neue Kunden von Internet-
Diensten davon zu überzeugen, nicht auf die
Angebote der Wettbewerber einzugehen. Mit
der zunehmenden Gröûe des Netzes von MCI
WorldCom würde auch sein Vermögen entspre-
chend zunehmen, die Wettbewerber auf diese
Weise zu beeinträchtigen.

(123) Mit zunehmender Gröûe wäre MCI WorldCom
in der Lage, die Unabhängigkeit der bestehen-
den Wettbewerber einzuschränken, indem es die
mit ihnen eingegangenen Zusammenschaltungs-
vorkehrungen ändert oder zu ändern droht, um
sie zu verpflichten, für den Zugang zu seinem
Netz entweder durch den bezahlten Gegenzug
oder den Erwerb von Transit zu bezahlen, selbst
aber keine Bezahlung als Gegenleistung anzubie-
ten. Da die Wettbewerber nur die Wahl hätten,
diesen geänderten Vertragsbedingungen zuzu-
stimmen, würde MCI WorldCom die Kontrolle
über einen wichtigen Teil der Kosten seiner
Wettbewerber erlangen, und wäre damit in der
Lage, die Qualität des Leistungsangebots dieser
Wettbewerber zu beeinflussen. Es könnte deren
Kostenstruktur dadurch beeinflussen, indem es
Preise für Gegenzug- oder Transitvereinbarun-
gen berechnet, mit denen die ¹Kundenª (d. h.
die vormaligen Wettbewerber) daran gehindert
würden, Preise im Wettbewerb zu den von MCI
WorldCom angebotenen Preisen anbieten zu
können.

(124) MCI WorldCom könnte darüber hinaus unab-
hängig von seinen Kunden vorgehen, d. h. den-
jenigen Diensteanbietern, welche die Internet-

Anschluûfähigkeit an die Endverbraucher ver-
kaufen, sowie den Geschäftskunden und Haus-
haltungen, die für den festgeschalteten oder
anzuwählenden Internet-Zugang bezahlen. Diese
Kunden hängen letztlich von der Anschluûfähig-
keit ab, die von den Spitzennetzen angeboten
wird, und wären praktisch gezwungen, sich mit
dem marktbeherrschenden Erbringer dieser Lei-
stungen direkt oder indirekt zusammenzuschal-
ten, da nur dieser den zuverlässigen Zugang zu
sämtlichen Teilen des Internets gewährleisten
kann. Da MCI WorldCom bereits in diesem
Markt tätig ist, könnte es versucht sein, seine
Stellung in diesem Bereich auszuspielen, um eine
marktbeherrschende Stellung im nachgeordneten
Bereich zu erlangen. Dazu wäre es in der Lage,
weil die übrigen Spitzennetze keinen wirksamen
wettbewerblichen Gegendruck ausüben könnten
und weil es selbst Einfluû und Kontrolle über
die Kostenstruktur der im nachgeordneten
Bereich tätigen Wiederverkäufer hätte.

i) Mehrfach-Zielansteuerung (Multi-homing)
als Alternative

(125) In Erwiderung auf diese Argumente brachten
die Parteien vor, daû die Fähigkeit, eine markt-
beherrschende Stellung im nachgeordneten
Bereich auszuspielen, durch die Tatsache einge-
schränkt würde, daû viele Diensteanbieter und
die mächtigeren Kunden wie z. B. die Besitzer
von Web-Sites auf die Mehrfach-Zielansteue-
rung zurückgreifen könnten, da sie Transitdien-
ste von mehr als einem Erbringer erworben
haben und ihren Verkehr ohne Umstände umlei-
ten könnten, wenn ein Erbringer versuchen soll-
te, seine starke Marktstellung zu miûbrauchen.
Dieser Auffassung wurde von Teilnehmern an
der Anhörung widersprochen. Sie verkenne die
Tatsache, daû gegenwärtig viele der Kunden mit
Mehrfach-Zielansteuerung ihre Zielansteuerung
über MCI und WorldCom und nicht über eine
der fusionierenden Parteien und einem dritten
Unternehmen vornehmen, weshalb der Zusam-
menschluû für diese Teilnehmergruppe ihre
gegenwärtig freie Wahlmöglichkeit beseitigen
würde. Auch wurde vorgebracht, daû es sich
hierbei weder um einen einfachen Vorgang, der
ein besonderes als BGP4 bezeichnetes Protokoll
erfordere, noch um ein billiges Verfahren hande-
le, da es Ausgaben für zwei Transitverbindun-
gen erfordere, während Wettbewerber ohne
Mehrfach-Zielansteuerung nur für eine Transit-
verbindung aufzukommen hätten. Auf jeden
Fall sei ein beherrschendes Netz in der Lage, die
Mehrfach-Zielansteuerung auf verschiedenen
Wegen zu unterbinden, z. B. indem es sich wei-
gert, Kunden mit Mehrfach-Zielansteuerung zu
bedienen, oder die Verbindung zu diesen Kun-

4.5.1999 L 116/23Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



den verschlechtert oder sich weigert, das
BGP4-Protokoll anzuwenden, bzw. indem es
Mengenrabatte anbieten würde, mit denen Kun-
den mit einfacher Zielansteuerung begünstigt
würden.

(126) Angesichts der besonderen Merkmale des Netz-
wettbewerbs und der besonderen Gegebenheiten
der Netzstruktur, die den Zugang der Kunden
zum gröûten Netz wertvoll machen, würde MCI
WorldCom eine unanfechtbare marktbeherr-
schende Stellung erlangen können. Mit dem
Zuwachs seines Netzes würde das Erfordernis
zurückgehen, sich mit Wettbewerbern zusam-
menzuschalten, während gleichzeitig für sie die
Notwendigkeit zunehmen würde, sich mit der
fusionierten Einheit zusammenzuschalten.
Auûerdem würde mit dem Wachstum seines
Netzes auch die Fähigkeit zunehmen, einen
wesentlichen Bestandteil der Kosten eines neuen
Marktzugängers zu kontrollieren. Dies wäre
möglich, indem einem Neuzugänger die Mög-
lichkeit zum Eingehen von Gegenzugverbindun-
gen verwehrt und darauf bestanden würde, daû
die neuen Marktteilnehmer Kunden bleiben und
für sämtliche Dienste, die sie anbieten möchten,
Entgelte bezahlen müssen. Der Zusammen-
schluû hätte somit die Wirkung, die Markt-
zutrittsschranken noch weiter zu erhöhen. Es
läût sich die Auffassung vertreten, daû als Folge
des Zusammenschlusses das Netz von MCI
WorldCom entweder unmittelbar oder nach
einer relativ kurzen Frist zu einer wesentlichen
Einrichtung würde, mit der sich alle übrigen
Diensteanbieter unweigerlich direkt oder indi-
rekt zusammenschalten müûten, um einen
glaubwürdigen Internet-Zugangsdienst anbieten
zu können.

ii) Fehlen eines wettbewerblichen Gegendrucks

(127) Die erste Reaktion der gegenwärtigen und
potentiellen Wettbewerber auf diese gesteigerte
Marktmacht des gröûten Netzes muû ebenfalls
erwogen werden. Bei den gegenwärtigen Wett-
bewerbern könnte diese in dem Versuch beste-
hen, mehr Datenverkehr auf sich zu ziehen.
Dies könnte dadurch erfolgen, indem entweder
versucht würde, Kunden von der neuen Einheit
wegzulocken oder die Kapazität auszuweiten in
der Hoffnung, einen technisch überlegenen
Dienst anbieten zu können. Die Schwierigkeit
beim Weglocken der Kunden von MCI World-
Com bestünden darin, daû diese Kunden bereits
an das gröûte Netz angeschlossen sind, mit dem
sie direkten Zugang zum Kundenstamm dieses
Netzes haben. Sollten sie zu einem anderen
Netz überwechseln, hätten sie Zugang zum
Kundenstamm von MCI WorldCom nur auf

indirektem Wege, z. B. über die Gegenzugver-
einbarungen ihrer neuen Erbringer von Transit-
leistungen, weshalb die Anzahl der Kunden, zu
denen sie direkten Zugang auf ihrem neuen
Netz hätten, zurückgehen würde. Ebenso würde
die Qualität ihres Diensteangebotes zurück-
gehen, da ihre Nachrichten mehr Sprünge
zurücklegen müûten, um das gröûte Netz zu
erreichen. Diese Bemühungen, Kunden weg-
zulocken, würden natürlich MCI WorldCom
nicht entgehen, das ein solches Vorhaben für
seine bestehenden Kunden durch die Drohung
unattraktiv machen könnte, die Gegenzugver-
bindungen mit den neuen Transiterbringern der
vormaligen Kunden zu verschlechtern oder nicht
zu verbessern, oder konkurrierende Netze in
den Rang eines zahlenden Gegenzugpartners
bzw. Kunden von MCI WorldCom absteigen zu
lassen.

(128) Es lieûe sich vorbringen, daû MCI WorldCom
einer abgestimmten Erwiderung von konkurrie-
renden Netzen ausgesetzt werden könnte, die
ausreichen würde, um die neue Einheit daran zu
hindern, ihre Marktmacht auszuüben. MCI
WorldCom könnte jedoch darauf mit einer fort-
schreitenden Vernichtungsstrategie reagieren,
mit der es die Wettbewerber nacheinander,
beginnend mit dem kleinsten und schwächsten,
angreifen könnte. Bei jedem konkurrierenden
Netz könnte ein Angriff auf einen anderen Wett-
bewerber kurzfristig insofern von Vorteil sein,
als es die Aussicht hätte, einige der dieses Netz
verlassenden Transitkunden zu übernehmen. Es
könnte davon ausgehen, daû es in seinem Inter-
esse liegt, nicht auf eine Weise vorzugehen, die
einen Gegenschlag herausfordern müûte.

iii) Potentielle Wettbewerber

(129) Für die potentiellen Wettbewerber würden sich
die Schranken noch weiter erhöhen, die ihrem
Eintritt in den Kreis der Spitzennetze im Wege
stünden. Abgesehen von den Aufwendungen für
den Aufbau eines Netzes, die entstehen, wenn
man direkt als Spitzennetz auf den Markt treten
möchte, würden einem Neuzugänger mit Sicher-
heit Gegenzugvereinbarungen von den vorhan-
denen Anbietern mit der Begründung eines
unzureichenden Kundenstamms und eines damit
zu schwachen Verkehrsaufkommens verweigert
werden. Ein Diensteanbieter, der sich von einem
Erwerber von Transitleistungen zu einem Spit-
zendiensteanbieter entwickeln möchte, ist zwar
dem Wettbewerb der anderen Netze ausgesetzt,
kann aber damit rechnen, daû es Grenzen für
den Spielraum gibt, Gegenzugvereinbarungen
einem Netz zu verweigern, das groû genug ist,
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um zu einem potentiellen Wettbewerber zu wer-
den. Er kann nicht davon ausgehen, Transitein-
nahmen von einem Bewerber verdienen zu kön-
nen, dem eine Gegenzugvereinbarung verweigert
wurde. Wenn er diesem Bewerber einen Antrag
auf Gegenzugvereinbarung ablehnt, würde er
Gefahr laufen, die Macht eines konkurrierenden
Netzes zu stärken, von dem der Bewerber Tran-
sitleistungen erwirbt, oder feststellen zu müssen,
daû er das einzige Spitzennetz ist, das nicht
bereit ist, eine Gegenzugvereinbarung einzuge-
hen, womit das neue Netz in der Lage wäre,
eine Abschaltungsstrategie als Gegenschlag zu
verfolgen. Wird jedoch ein Netz zu mächtig,
kann es potentielle Wettbewerber daran hin-
dern, den Rang eines Spitzennetzes einzuneh-
men, indem es dafür sorgt, daû die Preise für
seine Transitleistungen hoch genug sind, um den
neuen Marktzugänger daran zu hindern, ausrei-
chend groûe Marktanteile aufzubauen. Auûer-
dem kann es seine Wettbewerber daran hindern,
Gegenzugvereinbarungen einzugehen, indem es
ihnen die Abschaltung oder Verschlechterung
der Verbindung androht.

(130) Es wurde die Auffassung vertreten, daû neue
Wettbewerber auf der Spitzenebene entstehen
könnten, indem z. B. Diensteanbieter in Europa
ihre Kräfte zusammenlegen. Diese Diensteanbie-
ter würden sich jedoch nicht von anderen neuen
Marktzugängern unterscheiden, da sie es sich
nicht leisten könnten, auf die Anschluûfähigkeit
bei den bestehenden Spitzendiensteanbietern zu
verzichten. Auch ist bei den Spitzenanbietern
anzunehmen, daû sie ihrerseits um neue Kunden
werben würden. Somit genieûen die bestehenden
Anbieter einen spürbaren Vorteil, wenn sie den
ersten Zug tun. Die einem europäischen Dien-
steanbieter entgegenstehenden Hindernisse bei
dem Versuch, als Spitzennetz auf den Markt zu
treten, wären deshalb im wesentlichen die glei-
chen Hindernisse, die jedem anderen Dienstean-
bieter unabhängig von seinem Standort in der
Welt im Wege stünden.

(131) Der Zusammenschluû könnte insofern einen
¹Schneeballeffektª herbeiführen, als MCI
WorldCom besser in der Lage wäre als die Wett-
bewerber, das durch neue Kunden entstehende
zukünftige Wachstum auf sich zu vereinen, da
es für jeden neuen Kunden von Vorteil ist,
unmittelbar mit dem gröûten Netz verbunden
zu sein, und die Diensteangebote der Wett-
bewerber relativ unattraktiv wären angesichts
der drohenden Abschaltung oder Verschlechte-
rung einer Gegenzugverbindung, welche die
Wettbewerber von MCI WorldCom beständig
gewärtigen müssen. Somit könnte der Zusam-
menschluû MCI WorldCom in die Lage verset-
zen, seinen Marktanteil weiter auszubauen.

iv) Erwiderung der Kunden

(132) Die Kunden könnten als Erwiderung versuchen,
einer solchen Strategie entgegenzuwirken, indem
sie zu anderen Netzen überwechseln, um ein
Gegengewicht zur Macht von MCI WorldCom
zu bilden. Grundsätzlich könnten sie dies als die
logische Erwiderung auf die von der beherr-
schenden Unternehmenseinheit MCI WorldCom
ausgeübte Marktmacht ansehen. Doch nur
wenn es den Kunden gelänge, als Einheit vor-
zugehen (es gibt keinen Nachweis dafür, daû
der Kundenstamm ausreichend konzentriert
wäre, um dies zu ermöglichen), wäre kein ein-
zelner Kunde bereit, das Risiko einzugehen, zu
einem möglicherweise unterlegenen Anbieter zu
wechseln, ohne sicher sein zu können, daû eine
ausreichende Anzahl anderer Kunden den glei-
chen Schritt tun würden. Deshalb würden sie es
kaum für angezeigt halten, ein solches Risiko
einzugehen.

(133) In ihrer Erwiderung auf die Mitteilung der
Beschwerdepunkte und anschlieûend bei der
Anhörung haben die Parteien das schnelle
Wachstum des Internets als einen Faktor hervor-
gehoben, der die Fähigkeit der vorhandenen
Marktteilnehmer einschränke, eine Markt-
beherrschung ausüben zu können. Durch den
Markteintritt von z. B. einer groûen Anzahl von
Diensteanbietern, die Leistungen auf der Einzel-
handelsebene wiederverkaufen, jedoch weiterhin
auf ein vorhandenes Spitzennetz für ihre umfas-
sende Internet-Anschluûfähigkeit auf der Spit-
zenebene zurückgreifen müssen, würde kein
stärkerer Gegendruck auf das Wettbewerbsver-
halten der Parteien als durch die vorhandenen
Wiederverkäufer ausgehen.

(134) Bei der Anhörung wurde von einer Seite betont,
daû der Fehler vermieden werden müsse anzu-
nehmen, durch das Wachstum entstünde eine
Gegenkraft zur Marktbeherrschung. Das
zukünftige Wachstum würde wahrscheinlich
eher den vorhandenen als den neu auf den
Markt tretenden Anbietern zugute kommen. So
wiesen die Parteien auf das Entstehen neuer
Wettbewerber hin, die gegenwärtig umfangrei-
che Glasfasernetze verlegten und deshalb eine
wettbewerbliche Gegenkraft ausüben könnten.
Der Markteintritt als Spitzendiensteanbieter
erfordert jedoch nicht nur physische Anlagen,
sondern auch einen Kundenstamm und damit
Verkehrsfluû, was wiederum den Zugang zur
Gegenzug-Zusammenschaltung nötig macht. Ein
marktbeherrschendes Netz, das sich weigert,
Gegenzugvereinbarungen einzugehen, könnte
einen Marktzugänger wirksam daran hindern,
als Spitzennetz tätig zu werden. [¼](*).
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(135) Es ist deshalb davon auszugehen, daû mit dem
angemeldeten Vorhaben eine beherrschende Stel-
lung auf dem Markt der Erbringung der umfas-
senden Internet-Anschluûfähigkeit der Spitzen-
ebene begründet würde, falls daran keine ¾nde-
rungen vorgenommen würden.

VII. VERPFLICHTUNGSZUSAGEN DER
PARTEIEN

(136) Um die von der Kommission aufgeworfenen
Bedenken hinsichtlich der möglichen Auswir-
kungen des Zusammenschluûvorhabens auf den
Wettbewerb auszuräumen, haben die Parteien
folgende Verpflichtungszusagen (¹die Zusagenª)
angeboten:

¹Um eine Zustimmung zu dem Zusammen-
schluûvorhaben zu erlangen, sind die Parteien
übereingekommen, das gesamte Internet-Ge-
schäft von MCI zu veräuûern und folgende
Zusagen zu erteilen:

I. Veräuûerung des Internet-Geschäfts von MCI

1. MCI veräuûert sein Internet-Geschäft und
die Dienste im Zusammenhang mit dem
Zugang zu dem als ¸Internet� bezeichneten
öffentlichen Netz zusammengeschalteter
Netze und damit zusammenhängender
Dienste Ð gemeinsam als iMCI-Geschäft
bezeichnet Ð als eine betriebliche Einheit.
Zu dem iMCI-Geschäft, das insgesamt
einem einzigen Erwerber (dem ¸Erwerber�)
übertragen wird, zählt folgendes:

a) das weltweite Geschäft des festgeschal-
teten Internet-Zugangs für Firmenkun-
den (d. h., der Verkauf des festgeschal-
teten Zugangs zum Internet an Internet-
Diensteanbieter, die den Internet-
Zugang für andere herstellen);

b) das Geschäft von iMCI des festgeschal-
teten Internet-Zugangs auf der Einzel-
handelsstufe (d. h., der an die Endbe-
nutzer verkaufte festgeschaltete Inter-
net-Zugang);

c) das Verbrauchergeschäft von iMCI des
Anwähl-Zugangs zum Internet und/oder
das Firmenkundengeschäft von iMCI
des Anwähl-Internet-Zugangs und (falls
eines der oder beide Internet-Anwähl-

Zugangsgeschäfte veräuûert werden) die
elektronischen Post-Server der für die
Anwähl-Zugangskunden von iMCI ver-
wendeten elektronischen Post (es sei
denn, der Erwerber übernimmt keinen
der beiden Geschäftszweige);

d) die Zentralrechner-(Web-Hosting-)-dien-
ste von iMCI;

e) die Real-Broadcast-Netzdienste von
iMCI und

f) die Managed-Firewall-Dienste von
iMCI.

Hierin nicht eingeschlossen sind folgende
Dienste, die nicht Bestandteil des iMCI-Ge-
schäfts sind: i) das private Forschungsnetz
vBNS, ii) Internet II, das Netzforschungs-
und -bauvorhaben für die amerikanische
Regierung, und iii) die virtuellen privaten
Netzdatendienste einschlieûlich Extranets
und Intranets.

2. Vor seinem Übergang an den Erwerber
wird das iMCI-Geschäft an eine getrennte
vollständig im Besitz von MCI befindliche
Tochtergesellschaft mit Namen NewCo
übertragen. NewCo wird eigenständig
100% des Internet-Verkehrs und 100% der
Internet-Einnahmen des iMCI-Geschäfts
übernehmen, wobei:

a) Sämtliche MCI-Leitweglenker, Server,
ATM-Schalter, Modems, Zugänge und
sonstige Ausrüstungen sowie entspre-
chende Internet-Netzinfrastrukturen, die
für das MCI-Geschäft erforderlich sind,
werden an NewCo übertragen sowie
ohne Beschränkung die damit verbunde-
nen Internet-Protokolladressen, die
autonomen Systemnummern und Num-
merungspläne für den Netzbetrieb. Die
zusätzlichen Vermögenswerte umfassen
die damit verbundenen Anschluûbau-
teile einschlieûlich Gestelle für die ver-
kauften Ausrüstungen und Kabel als
Verbindung zwischen den einzelnen
Bestandteilen, Kundenlisten und alle
zurückliegenden Angaben für sämtliche
Kunden.

An den Erwerber wird darüber hinaus
folgendes übertragen: sämtliche Be-
reichsnamen und Authentifizierungsser-
ver für den festgeschalteten und den
Anwähl-Zugang zum Internet, die Net-
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work-News-Server, die Mbone-Server,
die ISICS-Leistungsüberwachungsserver,
die Zentralrechner-Server und die Server
für den Betrieb des Real-Broadcast-Net-
zes, für das Anwählnetz von iMCI und
die dafür erforderlichen Testgeräte.

b) Sämtliche Verträge von MCI mit Groû-
und Einzelhandelskunden zur Herstel-
lung des Internet-Zugangs und sämtli-
che Verträge von MCI über die Internet-
Zentralrechner und die Managed-Fire-
wall-Dienste werden an NewCo wie
folgt übertragen: (1) MCI wird bei der
Übergabe [¼](*) seiner Internet-An-
wählverträge und der übertragbaren
Zentralrechner- und Managed-Firewall-
Verträge abtreten, und (2) alle übrigen
Verträge, die ohne die Zustimmung der
Kunden übertragen werden können,
werden bei der Übergabe abgetreten. In
bezug auf Verträge, die ohne die
Zustimmung der Kunden nicht übertra-
gen werden können, gilt folgendes:

i) MCI und WorldCom werden nach
bestem Bemühen die Zustimmung
der Kunden einholen ([¼])(*) und
veranlassen, daû diese Verträge an
den Erwerber[¼](*) übergehen.

ii) MCI und WorldCom ergreifen jeder-
zeit alle erforderlichen Maûnahmen,
damit die iMCI-Verträge, die [¼](*)
der Einnahmen aus dem kombinier-
ten festgeschalteten Zugang auf der
Einzelhandelsstufe und aus den Zen-
tralrechnerleistungen sowie [¼](*)
der sonstigen Geschäftseinnahmen
von iMCI bei der Übergabe aus-
machen, [¼](*) an den Erwerber
übergehen, und sagen zu, daû

iii) in dem Fall, daû der Kunde trotz
besten Bemühens von MCI und
WorldCom einer Übertragung nicht
zustimmt und MCI/WorldCom Ver-
tragspartner bleiben, der Internet-
Verkehr aber während der Vertrags-
laufzeit zu [¼](*) auf dem übertra-
genen iMCI-Netz verbleibt und
MCI [¼](*) aus diesem Vertrag
erzielten Internet-Einnahmen an den
Erwerber weitergibt.

iv) MCI und WorldCom vereinbaren
mit dem Erwerber, daû dieser auf
Kosten von MCI/WorldCom einen
unabhängigen Rechnungsprüfer
bestellen und mit der Prüfung der
Unterlagen und Datenbestände von

MCI und WorldCom beauftragen
darf, die mit der Einhaltung der in
Abschnitt 2b) festgelegten Verpflich-
tungen in Zusammenhang stehen.

c) Der Erwerber erhält das Recht auf Nut-
zung der Urheberrechte, die für die Aus-
führung der übertragenen Geschäfts-
tätigkeiten notwendig sind (mit Aus-
nahme der Sicherheitsprogramme),
sowie auf Zugang zu allen anderen
übertragbaren Genehmigungen, über
die MCI verfügt und die für das iMCI-
Geschäft erforderlich sind. MCI und
der Erwerber vereinbaren eine Frist,
innerhalb derer MCI Sicherheitsdienst-
leistungen für den Erwerber erbringt.

3. MCI überträgt dem Erwerber sämtliche
auch mit WorldCom bestehenden Gegen-
zugvereinbarungen. WorldCom verpflichtet
sich zur Weiterführung der Gegenzugverein-
barung für fünf Jahre ab der Übergabe (au-
ûer bei nicht behobenen wesentlichen Män-
geln). Die Gegenzugvereinbarung zwischen
MCI/WorldCom und dem Erwerber ver-
pflichtet beide Seiten zur Aufrechterhaltung
einer funktionierenden, hochwertigen Zu-
sammenschaltung der Netze einschlieûlich
u. a. angemessener Bandbreitenerweiterun-
gen, zusätzlicher Verbindungen und Zusam-
menschaltungsstellen. [¼](*).

4. MCI/WorldCom wird für die Erbringung
des festgeschalteten Internet-Zugangs weder
werben noch Verträge eingehen. Für dieses
Verbot, von dem die Kunden ausgenommen
sind, die am Übergabestichtag zu den Inter-
net-Kunden von WorldCom zählen, gelten
folgende Fristen:

a) gegenüber Unternehmenskunden mit
einem festgeschalteten Zugang zum
Internet (d. h. Diensteanbieter): minde-
stens 24 Monate ab dem Übergabestich-
tag;

b) gegenüber Kunden auf der Einzelhan-
delsstufe mit einem festgeschalteten
Internet-Zugang, deren Verträge an den
Erwerber übertragen werden: minde-
stens 18 Monate ab dem Übergabestich-
tag;

c) gegenüber Kunden auf der Einzelhan-
delsstufe mit einem festgeschalteten
Internet-Zugang, deren Verträge nicht
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an den Erwerber übertragen werden:
mindestens 18 Monate ab dem Über-
gabestichtag oder bis zur Beendigung
ihres Vertrages, je nachdem, welcher
der spätere Zeitpunkt ist.

MCI wird mit dem Erwerber eine faire,
angemessene Wettbewerbsabrede bezüglich
der Zentralrechner- und Managed-Firewall-
Dienste treffen. MCI und WorldCom ver-
pflichten sich, vor dem Übergabestichtag
über die normalen Geschäftsabläufe hinaus
keine Schritte zur Übertragung von Inter-
net-Dienstleistungsgeschäften von iMCI auf
WorldCom oder zur Mehrfach-Zielansteue-
rung von deren Aufkommen auf World-
Com-Netzen zu unternehmen.

5. Bestandteile der Übertragung:

a) MCI übergibt NewCo so viele Beschäf-
tigte, wie für die Ausübung des iMCI-
Geschäfts erforderlich sind. MCI und
der Erwerber vereinbaren, welche Ange-
stellten mit dem iMCI-Geschäft überge-
ben werden. MCI übermittelt dem
Erwerber eine nach Tätigkeiten geglie-
derte Liste der betreffenden Angestell-
ten. Hierzu zählen Ingenieure, Betriebs-
personal sowie Verkaufs- und Kunden-
diestmitarbeiter.

b) MCI und WorldCom verpflichten sich,
ab dem [¼](*) lang keinen der an den
Erwerber abgetretenen Mitarbeiter ein-
zustellen und [¼](*) lang keinen dieser
Mitarbeiter abzuwerben.

c) MCI leistet jede erforderliche Unterstüt-
zung, um die Erfüllung der bestehenden
vertraglichen Verpflichtungen des iMCI-
Geschäfts und seine Ausweitung zu
ermöglichen; dazu zählen auch soweit
wie möglich bestehende MCI-Wartungs-
vereinbarungen und Garantien.

d) MCI verpflichtet sich, bis zum Über-
gabetag das iMCI-Geschäft wie bisher
weiterzuführen, was ohne Einschrän-
kung sämtliche handelsüblichen Maû-
nahmen zur Werbung und Bindung von
Internet-Kunden und zur Entwicklung
der Zentralverbindung einschlieût.

e) MCI erteilt dem Erwerber die Lizenz,
während [¼](*) ab Übergabestichtag
die übernommenen Zentralverbindun-
gen und/oder das übernommene Ge-
schäft als ehemalige internetMCI-Zen-

tralverbindung (¸formerly the inter-
netMCI backbone network�) und/oder
als ehemaliges iMCI-Geschäft (¸for-
merly the iMCI business�) zu bezeich-
nen, wobei die Einzelheiten mit dem
Erwerber auszuhandeln sind.

f) MCI erbringt auf vertraglicher Grund-
lage Basis-Leistungsdienste für das über-
tragene Internet-Geschäft und erstellt
internationale Privatverbindungen für
die übertragenen Verträge.

II. Zeitplan

6. Der Vollzug des Verkaufs findet vor oder
zeitgleich mit dem Vollzug des Zusammen-
schlusses von MCI und WorldCom statt
und ist an diesen gebunden. Die Verkaufs-
konditionen unterliegen den üblichen
Genehmigungsvorschriften; der Person des
Erwerbers müssen das US-Justizministerium
und die Europäische Kommission zustim-
men.

III. Der Verkauf des iMCI-Geschäfts durch
den Erwerber

7. [¼](*).

IV. Nebenabreden

8. Damit der Verkauf wirksam wird, gehen
MCI und der Erwerber auf Wunsch des
Erwerbers Nebenabreden ein. Diese nach-
folgend aufgeführten Nebenabreden gelten
für eine Übergangsfrist [¼](*) und eine
Anschluûfrist von [¼](*) [und werden zu
allgemein günstigen Kursen sein](*).

a) Eine ¸Master-Services�-Vereinbarung, in
der die Preise festgelegt werden, zu
denen MCI dem Erwerber Dienstlei-
stungen zur Förderung des übertragenen
iMCI-Geschäfts erbringt. Bestandteile
dieser Vereinbarung sind:

i) eine Mitverwendungs-Vereinbarung
(¸Collocation Agreement�) mit einer
Laufzeit von bis zu [¼](*), wonach
an den MCI-Standorten ausreichend
Raum für den Betrieb der dem
Erwerber übertragenen Sachanlagen
zur Verfügung zu stellen ist;
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ii) eine Netz-Dienstleistungsvereinba-
rung mit einer Laufzeit von bis zu
[¼](*), wonach der Erwerber aus-
reichende Übertragungskapazitäten
für die Erbringung von Internet-
Dienstleistungen von MCI erhalten
kann, und

iii) Ortszugangsvereinbarungen mit
einer Laufzeit von bis zu [¼](*),
wonach der Erwerber einen lokalen
Zugang zur Internet-Zentralverbin-
dung erhält.

b) Sonstige Vereinbarungen mit einer Lauf-
zeit von bis zu [¼](*), die Wartung,
Betrieb, Leistungserbringung und Netz-
verwaltung für iMCI-Geschäftskunden
regeln.

Die weiteren Einzelheiten dieser Verein-
barungen werden zwischen den Parteien
ausgehandelt.

9. Die Bestimmungen dieser Verpflichtungs-
erklärung legen den Mindestschutz fest,
den MCI/WorldCom dem Erwerber bieten
wird.

V. Durchführung

10. Nach Ablauf von [¼](*) nach Erlaû dieser
Entscheidung kann die Kommission die
Parteien ersuchen, gemäû Absatz 11 einen
Treuhänder zur Wahrnehmung der in den
Absätzen 14 und 15 festgelegten Aufgaben
zu benennen.

11. a) Falls die Kommission ihre Befugnisse
gemäû Absatz 2 wahrnimmt, ersucht sie
die Parteien, ihr binnen 7 Tagen minde-
stens zwei von den Parteien unabhän-
gige Einrichtungen zu nennen, die sie
für die Ernennung zum Treuhänder für
geeignet halten.

b) Die Kommission kann eine oder beide
Einrichtungen billigen bzw. ablehnen.
Stimmt sie nur einer Einrichtung zu,
ernennen die Parteien diese zum Treu-
händer. Stimmt die Kommission mehr
als einem Namen zu, wählen die Par-
teien unter den genehmigten Einrichtun-
gen den Treuhänder aus.

c) Werden sämtliche Vorschläge abgelehnt,
benennen die Parteien binnen 7 Tagen
nach Unterrichtung mindestens zwei

weitere Einrichtungen (¸Zusatznamen�).
Stimmt die Kommission nur einem der
beiden Zusatznamen zu, ernennen die
Parteien diese Einrichtung zum Treu-
händer. Wird mehr als ein Zusatzname
genehmigt, wählen die Parteien unter
den genehmigten Einrichtungen den
Treuhänder aus.

d) Weist die Kommission sämtliche
Zusatznamen zurück, benennt sie einen
Treuhänder, der von den Parteien zu
ernennen sein wird.

12. Sobald die Kommission einem Namen oder
mehreren Namen zugestimmt oder einen
Treuhänder bestimmt hat, ernennen die
Parteien den Treuhänder binnen 7 Tagen.

13. Das Mandat des Treuhänders umfaût fol-
gendes:

a) Der Treuhänder vergewissert sich, daû
die Parteien die Rentabilität und den
Marktwert der im Einklang mit dieser
Verpflichtungserklärung zu veräuûern-
den Vermögenswerte und Geschäfts-
tätigkeiten aufrechterhalten und diese
bis zur Veräuûerung an den Erwerber
entsprechend ihrem Status als unabhän-
gige Einrichtung wie dritte Unterneh-
men geführt werden.

b) Er überwacht die zufriedenstellende
Erfüllung der von den Parteien in dieser
Erklärung eingegangenen Verpflichtun-
gen; insbesondere

i) überprüft er die Angemessenheit des
Verfahrens zur Auswahl des Erwer-
bers und die Führung der Verkaufs-
verhandlungen und unterrichtet die
Kommission hierüber;

ii) des weiteren ermittelt er, ob die Ver-
einbarungen mit dem Erwerber die
korrekte Veräuûerung der vereinbar-
ten Vermögenswerte und Geschäfts-
tätigkeiten gemäû der Verpflich-
tungserklärung bewirken, und unter-
richtet die Kommission hierüber.

c) Er legt der Kommission schriftliche
Berichte (¸Treuhänderberichte�) über
den Stand der Erfüllung seines Mandats
vor und führt darin sämtliche Punkte
auf, in denen er sein Mandat nicht
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erfüllen konnte. Die Berichte sind
monatlich bzw. jederzeit auf Verlangen
der Kommission vorzulegen; der erste
Bericht ist der Kommission innerhalb
eines Monats nach seiner Ernennung zu
übermitteln.

14. Während der Mandatszeit des Treuhänders
kann die Kommission jederzeit per ¸Ersu-
chen� den Treuhänder mit den nachstehend
aufgeführten zusätzlichen Aufgaben betrau-
en, falls sie zu der Auffassung gelangt, daû
die Verpflichtungserklärung nicht ordnungs-
gemäû eingehalten wird. Das Treuhänder-
mandat wird in diesem Fall entsprechend
erweitert. Sollte die Wahrnehmung der
neuen Aufgaben in Widerspruch zum
ursprünglichen Mandat geraten, erhalten
diese neuen Aufgaben Vorrang.

a) Der Treuhänder gewährleistet, daû die
zu veräuûernden Vermögenswerte und
Geschäftsbereiche entsprechend ihrem
Status als unabhängige Einrichtung wie
dritte Unternehmen geführt werden.

b) Er gewährleistet, daû die genannten
Vermögenswerte und Geschäftstägigkei-
ten wie festgelegt veräuûert werden.

c) Er legt der Kommission in einem seiner
Berichte, keinesfalls aber später als
einen Monat nach dem entsprechenden
Ersuchen, einen Vorschlag über ein Ver-
fahren und einen Zeitplan zur Veräuûe-
rung der entsprechenden Vermögens-
werte und Geschäftstägigkeiten gemäû
dieser Verpflichtungserklärung vor. Die
Kommission wird so bald wie möglich
den Vorschlag genehmigen oder ¾nde-
rungswünsche geltend machen.

d) Der Treuhänder legt der Kommission in
seinen Berichten oder nach Aufnahme
der Verhandlungen mit interessierten
Erwerbern ausreichende Informationen
vor, damit sie über die Eignung der
Kandidaten befinden kann.

e) Er bricht die Verhandlungen mit dem
Kandidaten ab oder ordnet den Parteien
den Abbruch der Verhandlungen an,
wenn die Kommission zu der Auffas-
sung gelangt ist, daû ein Kandidat kein
geeigneter Erwerber ist.

f) Er legt der Kommission binnen [¼](*)
nach Eingang des Ersuchens (oder bin-
nen einer anderen von der Kommission
festgelegten Frist) eine Vereinbarung

über die Veräuûerung des gesamten
iMCI-Geschäfts an einen geeigneten
Erwerber zur Zustimmung vor; diese
Vereinbarung ist sowohl für den Erwer-
ber als auch für den Verkäufer bindend
und unwiderruflich vorbehaltlich der
Genehmigungen durch die Kommission
bzw. das US-Justizministerium oder die
Federal Communications Commission.

Die Bestimmungen dieses Absatzes dürfen
nicht bewirken, daû die gemäû dieser Ver-
pflichtungserklärung abzugebenden Ver-
mögenswerte und Geschäftstätigkeiten vor
dem Zeitpunkt veräuûert werden, zu dem
der Zusammenschluû zwischen den Par-
teien vollzogen wird oder unmittelbar
bevorsteht.

15. Die Parteien leisten dem Treuhänder jegli-
che Unterstützung einschlieûlich Ablichtun-
gen aller einschlägigen Unterlagen, die die-
ser zur Erfüllung seines Mandats benötigt,
und vergüten seine Dienste angemessen.

16. Falls MCI und WorldCom die unwider-
rufliche Aufgabe ihres Fusionsvorhabens
bekanntgeben, gilt der Treuhänder als von
seinen Pflichten entbunden und sein Man-
dat als beendet.

17. Die Kommission bemüht sich nach Kräften,
den Parteien so früh wie möglich ihre Mei-
nung über die Eignung eines vorgeschlage-
nen Erwerbers mitzuteilen. Bei der Beurtei-
lung der Eignung des potentiellen Erwer-
bers wird die Kommission berücksichtigen,
ob dieser über den Rang und die erforderli-
chen Ressourcen verfügt, um als lebensfä-
higer und bedeutender Wettbewerber der
Parteien das iMCI-Geschäft langfristig in
Besitz zu halten und rentabel zu betreiben,
ob er von den Parteien unabhängig ist, ob
er nachweislich keine nennenswerten ein-
schlägigen Geschäftsbeziehungen zu ihnen
unterhält und ob er die für den Erwerb
erforderlichen Genehmigungen der zustän-
digen Wettbewerbs- und sonstigen Auf-
sichtsbehörden in der EU und andernorts
erhalten hat oder voraussichtlich erhalten
wird.ª

VIII. BEWERTUNG DER VERPFLICHTUNGS-
ZUSAGEN

(137) Bei der Bewertung der Angemessenheit der
Zusagen ist die Kommission davon ausgegan-
gen, daû bei einer als Abhilfe angebotenen Ver-
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äuûerung angesichts der Marktstärke von
WorldCom sichergestellt werden muû, daû der
ganz überwiegende Teil der sich überschneiden-
den Internet-Tätigkeitsbereiche der fusionieren-
den Parteien veräuûert wird. Auûerdem wurde
es angesichts des Ausmaûes an Konzentration in
diesem Markt für erforderlich angesehen, daû
der veräuûerte Geschäftsbereich weitestgehend
als Einheit erhalten bleibt, um sich als eine
Wettbewerbskraft entwickeln zu können, und
deshalb an einen Erwerber veräuûert werden
sollte, der in der Lage ist, einen aus dem Markt
scheidenden Anbieter zu ersetzen.

(138) Der ürsprüngliche Veräuûerungsvorschlag der
Parteien, der die Wahl eines bestimmten Käufers
vorsah, bevor die Kommission ihre endgültige
Entscheidung zu der Anmeldung treffen würde,
wurde im Markt getestet. Die Ergebnisse dieses
Verfahrens waren Bestandteil der weiteren
Gespräche mit den Parteien im Hinblick auf
eine bessere Abhilfe, was sich in den Zusagen
niedergeschlagen hat.

A. ERGEBNISSE DER MARKTBEFRAGUNG

(139) Grundsätzlich lassen sich die Erwiderungen auf
die Marktbefragung in zwei Gruppen untertei-
len. Eine Gruppe vertrat die Ansicht, daû keine
noch so umfassende Veräuûerung ausreichen
würde, um die mit dem Internet verbundenen
Probleme zu lösen, was nur über eine Regulie-
rung der Zusammenschaltung erreicht werden
könnte. Die zweite Gruppe war der Auffassung,
daû eine Veräuûerung Abhilfe schaffen würde,
jedoch die Tochtergesellschaft UUNet umfassen
sollte. Diese Gruppe äuûerte allgemein Zweifel
an der Möglichkeit, die Internet-Tätigkeiten von
MCI aus seinen allgemeinen Telekom-Tätigkei-
ten herauslösen zu können. Einige aus dieser
Gruppe glaubten jedoch, daû eine vollständige
Veräuûerung der Internet-Bereiche von MCI,
falls sie möglich wäre, die Wettbewerbsbeden-
ken der Kommission würde ausräumen können.

1. Regulierung

(140) Die Kommission hat sich keine Meinung dar-
über gebildet, ob eine Regulierung längerfristig
erforderlich werden würde, jedoch festgestellt,
daû die sich aus dem Zusammenschluûvorhaben
ergebenden Wettbewerbsbedenken nur durch
einen ¾nderungsvorschlag der Parteien gelöst
werden könnten und daû eine Regulierung des
Internets deshalb keine Lösung für die mit die-
ser Anmeldung aufgeworfenen Probleme sein
könnte.

2. Technische Fragen

(141) Die Einsprüche zu einer Herauslösung des Inter-
net-Bereichs aus den Telekom-Tätigkeiten von
MCI betrafen sowohl technische als auch
geschäftliche und Absatzfragen. Im Fall von
MCI wird die Kabelinfrastruktur sowohl zur
Übertragung des Telekom- als auch des Internet-
Verkehrs verwendet, wobei der überwiegende
Teil der mit diesem Netz übertragenen Daten
kein Internet-Verkehr ist. Gegenüber der Kom-
mission wurde die Auffassung vertreten, daû
angesichts des relativ kleinen, für die Übertra-
gung des Internet-Verkehrs verwendeten Anteils
an der Gesamtkapazität es nicht möglich wäre,
allein für den Internet-Verkehr einen Teil des
physischen Kabelnetzes herauszulösen. Die von
den Parteien vorgeschlagenen Abhilfen sehen
deshalb vor, daû der Erwerber Kabeleinrichtun-
gen mietet und das Recht auf Zugang und Mit-
verwendung erhält, damit er ein virtuelles Netz
auf dem physischen MCI-Netz betreiben kann.

(142) Es wurde jedoch erkannt, daû eine solche
Abhängigkeitsregelung keine langfristige Lösung
erbringen könnte, und vorgebracht, daû andere
erfolgreiche Spitzendiensteanbieter in der Regel
Eigentümer und nicht Mieter ihrer physischen
Netze sind. Ein Internet-Diensteanbieter, der
seine Infrastruktur dauerhaft von einem Wett-
bewerber mietet, gerät in Abhängigkeit von die-
sem Wettbewerber. Ein geeigneter Käufer müûte
deshalb in der Lage sein, entweder seinen Ver-
kehr mehr oder weniger unverzüglich auf ein
bestehendes alternatives Netz umzulenken oder
ein eigenes Netz innerhalb eines annehmbaren
Zeitraums aufzubauen und daraufhin den Ver-
kehr auf dieses Netz umzulenken. Der am
besten geeignete Erwerber wäre deshalb ein
Unternehmen mit eigener Infrastruktur bzw. in
der Lage, ein solches zu werden, weshalb es sich
z. B. dabei entweder um eine Telefongesellschaft
mit vorhandenen Infrastrukturen, jedoch ohne
Internet-Kundenstamm handeln könnte oder
vielleicht um einen Internet-Anbieter, der gegen-
wärtig zwar nicht als Spitzennetz fungiert,
jedoch das Potential hat, sich mit einem ange-
messenen Kundenstamm zu einem solchen Netz
zu entwickeln. Die Auswahl des Käufers wäre
deshalb von besonderer Bedeutung, wobei zu
bedenken ist, daû die Notwendigkeit, ein physi-
sches Netz aufzubauen, als eine niedrigere
Marktzutrittsschranke erscheint als das Erfor-
dernis, einen Kundenstamm aufzubauen.

3. Geschäfts- und Markterwägungen

(143) Zuerst von den Parteien und später auch von
dritter Seite in den Marktbefragungen wurde
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auf die Schwierigkeiten im kommerziellen und
Vermarktungsbereich hingewiesen, die für MCI
mit einer Trennung der Telekom- von den Inter-
netdiensten verbunden sein würden, da beide
Dienste den Kunden in einem Paket gebündelt
unabhängig davon erbracht werden, ob sie
durch rechtlich getrennte Verträge bezogen wer-
den. Aus einigen Erwiderungen auf die Markt-
befragung ging jedoch hervor, daû zumindest in
der konsultierten Kundengruppe die meisten
keine Schwierigkeit darin sehen, die Internet-
und die Telefondienste von verschiedenen
Erbringern zu erwerben. Bei einer genaueren
Prüfung stellte sich heraus, daû selbst in den
Fällen, in denen die Telekom- und die Internet-
dienste von demselben Anbieter bezogen wer-
den, dies sehr häufig in Form getrennter, trenn-
barer Verträge erfolgt.

(144) Unter diesen Voraussetzungen ist die Kommis-
sion zu dem Schluû gelangt, daû eine maû-
geschneiderte Veräuûerung des Internet-Ge-
schäfts von MCI ein geeignetes Mittel für die
Ausräumung der Wettbewerbsbedenken in die-
sem Fall sein könnte.

B. DAS ZU VER¾USSERNDE GESCH¾FT

(145) Zu den von den Parteien vorgeschlagenen
Abhilfen zählt die Zusammenlegung sämtlicher
zu veräuûernder Tätigkeitsbereiche (zusammen
als ¹das iMCI-Geschäftª bezeichnet) in NewCo,
als einer getrennten vollständig im Besitz der
MCI befindlichen Tochtergesellschaft, um sie als
Einheit an einen Käufer veräuûern zu können.
[¼](*).

1. Das Netz betreffende Vermögenswerte

(146) In der Verpflichtungszusage ist angegeben, wel-
che Vermögenswerte und Eigentumsrechte über-
tragen werden sollen. Der Erwerber von NewCo
wird das Eigentum an bestimmten Sachanlagen
und immateriellen Aktiva für den Aufbau eines
Internet-Netzes (Leitweglenker, Server, Schalter,
Modems, Eingänge, Netzinfrastruktur, Adreû-
raum, Gebietsnamen usw.) erwerben. Aus den
vorerwähnten Gründen wird er jedoch nicht das
dazugehörige physische Netz von MCI, sondern
das Recht auf Benutzung der entsprechenden
Ausrüstungen über Mietverträge und vertragli-
che Rechte (Zugangsrechte, Mitverwendung
usw.) erwerben, um ein virtuelles Netz auf der
physischen Infrastruktur von MCI betreiben zu
können.

(147) Ein wichtiger Bestandteil eines Spitzendienste-
angebots wird die Fähigkeit sein, die Gegenzug-
zusammenschaltung mit anderen ähnlich situier-
ten Anbietern aufrechtzuerhalten. Gemäû der
Verpflichtungszusage wird der Erwerber das
Anrecht auf eine Gegenzugvereinbarung über 5
Jahre erwerben [¼](*). Mit der Verpflichtungs-
zusage kann zwar nicht gewährleistet werden,
daû der Erwerber in der Lage sein wird, die
Gegenzug-Zusammenschaltung mit anderen
Spitzennetzen aufrechtzuerhalten, doch ange-
sichts der Tatsache, daû eine Gegenzugverein-
barung mit dem auch nach der Veräuûerung
weiterhin gröûten Netz fortbestehen wird und
der Erwerber eigenen Verkehr wird aufbauen
können, sollten die Mittel vorhanden sein, um
weiterhin die umfassende Anschluûfähigkeit
anbieten zu können.

(148) Hinsichtlich Mieten, Zugangsrechten und Mit-
verwendung werden [¼](*) für [¼](*) einge-
räumt, woraufhin MCI WorldCom Dienste
gemäû der [¼](*) für weitere [¼](*), falls erfor-
derlich, wird anbieten können. Da angestrebt
wird, daû der Erwerber im Laufe der Zeit
eigene Infrastrukturen erhält, muû man der
Frage nachgehen, ob diese Vorkehrungen genü-
gend Zeit für die Umlenkung des Verkehrs auf
ein neues Netz lassen. Die Angaben von dritter
Seite hinsichtlich der dafür erforderlichen Zeit
schwankten zwischen unverzüglich bei einem
Erwerber, der bereits über eigene Infrastruktu-
ren verfügt, [¼](*) bei einem Bewerber, der ein
eigenes Netz von Grund auf errichten muû. Der
[¼](*) Zeitraum, für [¼](*), sollte ausreichen,
um alle entsprechenden Tätigkeitsbereiche auf
das alternative Netz zu übertragen und einen
von MCI unabhängigen Betrieb dieses Netzes zu
gewährleisten. Unter diesen Umständen können
die Zusagen in diesem Punkt als zufriedenstel-
lend angesehen werden.

2. Die Beschäftigten

(149) Die Marktbefragung hat ergeben, daû mehrere
100 Beschäftigte erforderlich sein können, um
ein Internet-Geschäft eines MCI entsprechenden
Umfangs betreiben zu können. Nach den Anga-
ben der Parteien werden rund 800 Beschäftigte
benötigt, um das Internet-Geschäft von MCI zu
betreiben. Sie sind bereit, dem Erwerber so viele
Beschäftigte wie benötigt bereitzustellen. Deren
genaue Anzahl würde jedoch sehr davon abhän-
gen, in welchem Maûe der Erwerber in demsel-
ben Internet-Geschäft wie MCI tätig ist. Aus
diesem Grund wäre die Anzahl der abzustellen-
den Beschäftigten zwischen dem Verkäufer und
dem Erwerber auszuhandeln.
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3. Werbe-/Wettbewerbsverbote

(150) Zu den Verpflichtungszusagen zählt das Verbot
für alle übertragenen Kunden von Diensteanbie-
tern, [¼](*).

4. Der Kundenstamm

(151) Der Kundenstamm läût sich in drei Gruppen
unterteilen: die Kunden der Diensteanbieter
(Wiederverkäufer), die Kunden des festgeschal-
teten Zugangs (Endbenutzer) und die Anwähl-
kunden. Zu letzterer Gruppe zählen sowohl pri-
vate als auch Firmenkunden.

i) Kunden von Diensteanbietern

(152) Die Zusagen der Parteien sehen die Aufgabe
[¼](*) Diensteanbieterkunden vor. Bei der
Abgabe dieser Kundengruppe stellten sich keine
Schwierigkeiten, ist jedoch zu bedenken, daû es
sich um eine besonders flüchtige Gruppe han-
delt, die bereit ist, zu einem anderen Dienstean-
bieter überzuwechseln, wenn ihre Ansprüche
nicht ohne weiteres erfüllt werden. MCI World-
Com wird 2 Jahre lang daran gehindert, mit
dieser Kundengruppe vertragliche Beziehungen
einzugehen, so daû es diese Kunden nicht wie-
der an sich binden könnte, selbst wenn diese
beschlieûen sollten, sich von dem neuen Anbie-
ter wieder zu lösen. Damit müûte verhindert
werden können, daû der Zusammenschluû zu
einer Stärkung der Marktmacht in bezug auf
diese Kundengruppe führen würde.

ii) Kunden mit festgeschaltetem Zugang

(153) Die Zusagen sehen die Übertragung [¼](*)
Kunden dieser Gruppe an NewCo vor. Bei der
Mehrzahl dieser Kunden gibt es kein rechtliches
Hindernis für die Abtretung, weshalb sie über-
tragen werden können. Es gibt jedoch eine
kleine Gruppe von Kunden mit sogenannten
¹nicht abtretbarenª Verträgen, die das Verbot
einer sowohl absoluten als auch von der
Zustimmung des Kunden abhängigen Abtretung
vorsehen. Verträge mit einem bedingten Verbot
enthalten teilweise auch die zusätzliche Bestim-
mung, wonach die Zustimmung zur Abtretung
nicht unbegründet versagt werden darf. [¼](*).

(154) Es wäre zu erwarten, daû nur die gröûeren und
wichtigeren Kunden Übertragungsverbotsklau-

seln in ihre Verträge eingefügt haben. Dies ist
jedoch nicht unbedingt der Fall. Die Einfügung
einer solchen Klausel hing in erster Linie davon
ab, ob sie von dem betreffenden Kunden ver-
langt wurde. Bei den Kunden, die aufgrund
ihrer Verhandlungsmacht eine solche Klausel
einfügen konnten, handelt es sich nicht notwen-
digerweise um Groûabnehmer von Internet-
Diensten, sondern z. B. auch um Groûabnehmer
der Telekomdienste von MCI, die Internet-Dien-
ste nur in einem relativ geringen Umfang abneh-
men. [¼](*).

(155) Die Zusagen nehmen die Möglichkeit vorweg,
daû einige Kunden nicht von einer Übertragung
überzeugt werden können. Die Parteien sind der
Auffassung, daû ein Erfordernis, sämtliche Kun-
den unabhängig von dem Bestehen derartiger
Klauseln zu übertragen, den wenigen verbleiben-
den Kunden unangemessene Verhandlungsmacht
verleihen würde, so daû sie unangemessene For-
derungen für den Preis ihrer Zustimmung stellen
könnten. Dies wäre insbesondere der Fall, wenn
die betreffenden Kunden in der Lage wären,
ihre Bezüge von anderen als Internet-Diensten
in den Verhandlungen geltend zu machen. Die
Parteien haben deshalb vorgeschlagen, eine Auf-
lage zur Übertragung der Verträge entsprechend
[90%] der Gesamteinnahmen aus dem fest-
geschalteten Zugang und einen Spielraum von
[¼](*) vorzusehen. Der Betrag von [¼](*)-Ein-
nahmen aus festgeschaltetem Zugang entspricht
rund [¼](*) sämtlicher Internet-Einkünfte von
MCI. [¼](*). Der Betrag von [¼](*) nicht über-
tragener Kunden stellt die Obergrenze dar,
wobei der tatsächliche Prozentsatz darunter lie-
gen könnte.

(156) Bei den nicht übertragbaren Verträgen haben
die Parteien zugesagt, daû sie auf jeden Fall den
Verkehr auf das Netz des Erwerbers umleiten
und die ihm zustehenden Einnahmen [¼](*)
honorieren werden. Somit wäre das vorgelagerte
Transportelement des Verkehrs Sache des Erwer-
bers, während die Schnittstelle mit dem Kunden
auf der Einzelhandelsebene bei MCI WorldCom
verbleiben würde. Nach Ablauf der betreffenden
Verträge würden die Werbe- und Wettbewerbs-
verbotsbestimmungen die entsprechenden Fir-
men davon abhalten, sich an andere Erbringer
von Internet-Diensten als die Parteien zu wen-
den. Somit ist die bei MCI WorldCom durch die
Beibehaltung des Einzelhandelselements dieser
Gruppe von Verträgen verbleibende Markt-
macht gering und auch nicht dazu geeignet,
einen spürbaren Zuwachs von Marktmacht zu
verleihen.

(157) Es muû auf jeden Fall gewährleistet werden,
daû die übertragenen Kunden nicht zu MCI
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WorldCom zurückkehren und damit dessen
Marktmacht stärken würden. Mit den Wett-
bewerbsverbotsbestimmungen soll dies verhin-
dert werden, da, selbst wenn die übertragenen
Kunden es vorziehen würden, nicht bei NewCo
zu verbleiben (was davon abhängt, ob NewCo
in der Lage sein wird, seine Marktstellung auf-
rechtzuerhalten), die Wettbewerbsverbotsbestim-
mungen MCI WorldCom daran hindern wür-
den, um diese Kunden für den Zeitraum von
achtzehn Monaten festgeschalteten Zugang
(zwei Jahre für Diensteanbieter) zu werben oder
Verträge mit ihnen einzugehen. Somit würde für
den Fall, daû innerhalb der Wettbewerbsver-
botszeit die Kunden von NewCo nach Ablauf
ihrer Verträge sich an einen anderen Anbieter
wenden, die Nachfrage nach den betreffenden
Diensten dennoch den Wettbewerbern von MCI
WorldCom und nicht diesem selbst zuwachsen.

iii) Anwählkunden auf der Einzelhandelsstufe

(158) Die Parteien haben angeboten, an den Erwerber
die Anwählkunden auf der Einzelhandelsstufe
abzutreten; die Zusagen sehen jedoch nicht vor,
daû der Erwerber diese Kunden übernehmen
muû. Zu dieser Kundengruppe zählen sowohl
Geschäftskunden ohne festgeschalteten Zugang
als auch private Benutzer. Nach den Aussagen
der Parteien entfällt auf diese Kundengruppe
weniger als [¼](*) der Einnahmen von MCI
und lediglich [¼](*) seines Verkehrs, [¼](*).

(159) Auf diese Kunden entfällt lediglich [¼](*) des
Verkehrsflusses von MCI, und sie sind keine
Anbieter von Inhalten, so daû kein Risiko einer
spürbaren Verstärkung von Marktmacht gege-
ben wäre, wenn man MCI WorldCom erlauben
würde, diese Kunden zu behalten. Diese Kunden
könnten jedoch in Zukunft an Bedeutung
gewinnen, besonders wenn die technische Ent-
wicklung es ermöglichen würde, daû auf dem
Internet Verkehr eines geschäftlich bedeutsamen
Umfangs übertragen wird, der bisher noch auf
den Schaltkreisen des herkömmlichen Sprach-
telefondienstes weitergeleitet wird. Sollte dies
Wirklichkeit werden, wäre zu erwarten, daû
sich die Einträglichkeit der Erbringung dieser
Internet-Dienste an private Kunden gegenüber
der Erbringung der herkömmlichen Telefondien-
ste erhöhen wird.

(160) Die Zusagen sehen deshalb vor, daû dem Erwer-
ber dieser Kundenstamm als Bestandteil des Ver-
äuûerungspakets angeboten wird, ihm jedoch
überlassen bleibt, ob er auf dieses Angebot
zurückgreift.

(161) Im schlimmsten Fall könnten einnahmemäûig
5% der Kunden mit festgeschaltetem Zugang
zu MCI WorldCom zurückkehren, falls ihnen
dies erlaubt würde, während die Anwählkunden
in den Büchern von MCI WorldCom verbleiben
würden. Doch selbst ein solcher Vorgang würde
die Marktmacht von MCI WorldCom nur
unwesentlich stärken, so daû die Ausräumung
der mit dem Fusionsvorhaben verbundenen
Wettbewerbsbedenken weiterhin gewährleistet
bliebe.

5. Mehrwertdienste

(162) In der Marktbefragung wurde von verschiedener
Seite vorgebracht, daû ein Internet-Zugangs-
geschäft nur wirksam funktionieren könnte,
wenn es in der Lage wäre, bestimmte Mehr-
wertdienste anzubieten, und daû der Anbieter
solcher Dienste die Wahl des Internet-Zugangs-
erbringers beeinflussen könnte, weshalb diese
Dienste insgesamt veräuûert werden sollten. Zu
diesen Diensten zählten die Zentralrechner-,
Managed-Firewall-, Intranet- und Extranet-
Dienste. Die Parteien waren damit einverstan-
den, in die zu veräuûernden Vermögenswerte
die Zentralrechner- und Managed-Firewall-
Dienste einzubeziehen, machten jedoch geltend,
daû die Intranet- und Extranet-Dienste nicht
Bestandteil des öffentlichen Internet-Netzes sind
und daû deren Verkehr nicht zur Marktmacht
auf dem öffentlichen Internet beitrage. Auûer-
dem können die in diesem Zusammenhang am
häufigsten erwähnten Mehrwertdienste von dem
Diensteanbieter erbracht werden, der die
Zugangsverbindung zum öffentlichen Internet
bereitstellt, was jedoch nicht unbedingt der Fall
sein muû. Die verschiedenen Dienste können ein
und demselben Kunden von verschiedenen
Anbietern erbracht werden, und die Mehrwert-
dienste können von Unternehmen, die nicht als
Diensteanbieter tätig sind, bereitgestellt werden.

(163) Hinsichtlich der Einbeziehung von ¹Intranetsª
und ¹Extranetsª stellte sich zuerst eine Definiti-
onsschwierigkeit. Es wurde vorgeschlagen, die
Intranets von virtuellen privaten Netzen all-
gemein deshalb zu unterscheiden, weil sie mit
einem TCP/IP-Protokoll betrieben werden. Es
hat sich jedoch herausgestellt, daû einigen der
dieses Protokoll verwendenden virtuellen Netze
ein X25, Frame Relay oder ATM zugrunde
liegt, und daû es sich bei TCP/IP nicht um das
einzige in dem zugrundeliegenden virtuellen pri-
vaten Netz verwendete Protokoll handeln könn-
te, wobei auch der Internet-Bestandteil dieses
privaten Netzes sehr klein sein könnte. Es hat
sich auch gezeigt, daû Intranets und Extranets
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allgemein weniger komplex als ein öffentliches
Internet-Netz sind, daû deren Betrieb einfacher
abläuft und nicht die besonderen Kenntnisse
und Fertigkeiten erfordert, die für das Internet
allgemein erforderlich sind. Es erschien zweifel-
haft, ob das Angebot von Intranet oder Extranet
zu einem Internet-Angebot überleiten kann.
Dies erscheint um so weniger der Fall bei den
Zentralrechner- und Managed-Firewall-Dien-
sten, die für Netze mit einer öffentlichen Inter-
net-Verbindung erforderlich sind.

C. DURCHFÜHRUNG

(164) Gemäû Artikel 4 des Abkommens zwischen den
Europäischen Gemeinschaften und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika über
die Anwendung ihrer Wettbewerbsgesetze (10)
fand ein Briefwechsel zwischen dem Generaldi-
rektor für Wettbewerb der Kommission und
dem Assistant Attorney General der Antitrust
Division des amerikanischen Justizministeriums
statt, mit dem die Kommission das Ministerium
im Hinblick auf die sowohl der Kommission als
auch dem Justizministerium anzubietenden Ver-
pflichtungszusagen um eine Zusammenarbeit
ersuchte. Das Justizministerium bestätigte, daû
es sämtliche erforderlichen und angemessenen
Maûnahmen ergreifen werde, um die wirksame
Durchführung dieser Zusagen zu bewerten und
anzustreben, falls sie für ausreichend erachtet
werden.

IX. SCHLUSSFOLGERUNG

(165) Das angemeldete Zusammenschluûvorhaben
von MCI und WorldCom sollte vorbehaltlich
der vollständigen Erfüllung der Verpflichtungs-
zusagen, die von den Parteien der Kommission
abgegeben wurden und in Abschnitt VII dieser
Entscheidung aufgeführt sind, für mit dem
Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt wer-
den Ð

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das am 20. November 1997 von WorldCom, Inc. und
MCI Communications Corporation angemeldete Vor-
haben des vollständigen Zusammenschlusses zwischen
den beiden Parteien wird für vereinbar mit dem
Gemeinsamen Markt und der Funktionsweise des
EWR-Abkommens erklärt; es wird zur Auflage
gemacht, daû die Verpflichtungszusagen vollständig
erfüllt werden, die von den Parteien gegenüber der
Kommission abgegeben wurden und in Abschnitt VII
dieser Entscheidung aufgeführt sind.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist gerichtet an:

WorldCom, Inc.
515 East Amite Street
Jackson
Mississippi 39201±2702
USA

MCI Communications Corporation
1801 Pennsylvania Avenue, N.W.
Washington, D.C. 20006±3060
USA

Brüssel, den 8. Juli 1998

Für die Kommission

Karel VAN MIERT

Mitglied der Kommission

(10) ABl. L 95 vom 27.4.1995, S. 47.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 29. Juli 1998

über die bedingte Genehmigung der von Italien zugunsten der Banco di Napoli gewährten
Beihilfe

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1998) 2495)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/288/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROP¾ISCHEN
GEMEINSCHAFTEN Ð

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 92
und 93,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum, insbesondere auf die Artikel 61
und 62,

nach Aufforderung aller Beteiligungen zur ¾uûerung
gemäû den Bestimmungen dieser Artikel (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. Einleitung

Die Banco di Napoli ist ein ehemaliges öffentlich-
rechtliches Kreditinstitut. Mit dem Gesetz Nr. 218
vom 30. Juli 1990 (¹Amatoª-Gesetz) und seinen
Durchführungsverordnungen wurde die Bank durch
Aufspaltung umstrukturiert: Die Banktätigkeit wurde
einer Aktiengesellschaft übertragen, die aus der beste-
henden öffentlich-rechtlichen Anstalt ausgegliedert
wurde, und die Tätigkeit mit sozialer Zielsetzung
wurde einer einlegenden Gesellschaft (Stiftung) über-
tragen, die das Kapital der Bankgesellschaft hält. Vor
der fraglichen Beihilfemaûnahme besaû diese Stiftung
48,1% des Grundkapitals der Banco di Napoli SpA
und 71,2% der Stimmrechte. Das Schatzamt hielt
9,1% des Grundkapitals bzw. 13,5% der Stimmrech-
te. Die übrigen Aktionäre hielten 10,3% des Grund-
kapitals und 15,3% der Stimmrechte. Das restliche
Kapital (32,4%) entfiel auf börsennotierte Kleinaktien
ohne Stimmrechte.

Der Bankkonzern Banco di Napoli, bestehend aus der
Obergesellschaft Banco di Napoli SpA, aus einer
Unterholding, 11 direkt und zwei indirekt beherrschten
Unternehmen und 16 direkten und indirekten Betei-
ligungen, verfügte Ende 1994 landesweit über 810
Zweigstellen, davon 684 in Süditalien und 126 in Mit-
tel- und Norditalien. Hinzu kamen im Ausland Haupt-
niederlassungen in Frankreich, Luxemburg, Deutsch-
land, Groûbritannien, Spanien, den Vereinigten Staaten
und Hongkong. Die Tätigkeit des Konzerns umfaût
Kredit- und Finanzierungsgeschäfte, Wertpapier- und
Immobiliengeschäfte, Factoring, Leasing, treuhänderi-
sche Vermögensverwaltung und Verwaltung gemein-
samer Anlagefonds, Merchant Banking und Versiche-
rungen. Ende 1993 war die Banco di Napoli hinsicht-
lich der Gesamtbilanz die siebtgröûte italienische Bank
(Gesamtaktiva 126 000 Mrd. ITL auf Konzernebene),
mit einem Solvabilitätskoeffizienten (9,3%) über dem
Mindestsatz (8%), aber mit einem niedrigen Rentabili-
tätsniveau (Betriebsgewinn/Nettovermögen = 3,8%).

Die Banco di Napoli (im folgenden ¹die Bankª) hatte
in den Jahren 1994 und 1995 besonders hohe Verluste
zu verzeichnen (1 147 bzw. 3 155 Mrd. ITL), die das
Vermögen gleichsam aufgezehrt haben, weshalb die im
Kreditwesen geltenden gesetzlichen Aufsichtskoeffi-
zienten nicht eingehalten werden konnten.

Die Ursachen für diese erheblichen Verluste sind viel-
fältig. Lange Zeit Hauptbank der örtlichen Gebietskör-
perschaften, hat die Bank Anfang der 90er Jahre eine
besonders expansive Geschäftspolitik eingeleitet: Es
wurden sehr viele neue Zweigstellen eröffnet und mehr
Kredite an die groûen Industriekonzerne in Norditalien
sowie an die Klein- und Mittelbetriebe in Süditalien
ausgereicht, und dies in einer Zeit, als die italienische
Wirtschaft bereits in ihre Rezessionsphase eingetreten
war. Die Schwierigkeiten, in die die Schuldner geraten
waren, haben in Verbindung mit unangemessenen Aus-
wahlkriterien bei der Kreditvergabe und unzureichen-
den Risikokontrollverfahren zu beträchtlichen Ver-
lusten im Kreditgeschäft geführt. Der staatliche Cha-
rakter der Bank hat die Anpassung an die immer
stärkere Konkurrenz und die notwendigen Maûnah-
men zur Steigerung der fachlichen und organisatori-
schen Leistungsfähigkeit verzögert. Die besonders(1) ABl. C 328 vom 1.11.1996, S. 23.
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hohen Personalkosten lagen über dem Landesdurch-
schnitt. Die Politik zum Erwerb und zur Verwaltung
der Beteiligungen war eher regellos und folgte nicht
den Rentabilitätskriterien; die notwendige Risikokon-
trolle bei den Beteiligungen blieb aus. Das globale
Kontrollsystem der Konzernführung, bestehend aus
den einschlägigen Finanzierungs- und Kontrollregeln
und -einrichtungen eines Unternehmens (¹corporate
governanceª), erwies sich als unangemessen.

Die Ergebnisse der Bank verschlechterten sich weiter,
vor allem wegen erhöhter Kreditauûenstände. Zusam-
men mit dem Ungleichgewicht zwischen renditefähigen
Aktiva und kostenverursachenden Passiva sowie dem
zunehmenden Anteil unrentabler Tätigkeiten hat dies
dazu geführt, daû die Bank permanent den Interban-
kenmarkt in Anspruch nehmen muûte, wodurch die
Kostenbelastung für die Geldaufnahme wuchs und die
Rentabilität weiter abnahm. Die Finanzierungsschwie-
rigkeiten der Bank führten schlieûlich zu einer Liquidi-
tätskrise, zu deren Beilegung die Cassa Depositi e Pre-
stiti und andere Banken im Januar 1996 eine Obliga-
tionsanleihe in Höhe von 2 365 Mrd. ITL zeichneten.

Am 27. März 1996 hat die italienische Regierung im
Dringlichkeitsverfahren ein Gesetzesdekret zur Sanie-
rung, Umstrukturierung und Privatisierung der Bank
erlassen (Gesetzesdekret Nr. 163 vom 27. März 1996).
Die Kommission hat mit ihrem Beschluû vom 30. Juli
1996, der den italienischen Behörden mit Schreiben
vom 12. August 1996 mitgeteilt wurde, das Verfahren
nach Artikel 93 Absatz 2 EG-Vertrag gegen einige in
diesem Dekret enthaltene Maûnahmen eingeleitet, ins-
besondere gegen die Kapitalaufstockung in Höhe von
2 000 Mrd. ITL durch das Schatzamt, die Vorschüsse
der Banca d'Italia im Sinne des Ministerialerlasses vom
27. September 1974 und die Steuererleichterungen.

Gleichzeitig vertrat die Kommission jedoch die Auffas-
sung, daû möglicherweise noch weitere Maûnahmen
zugunsten der Bank durchgeführt wurden, wobei es
sich sowohl um Maûnahmen handelte, die keine Bei-
hilfen darstellten, wie die im Januar 1996 von der
Cassa Depositi e Prestiti und anderen öffentlichen und
privaten Kreditinstituten gezeichnete Obligations-
anleihe in Höhe von 2 365 Mrd. ITL und die Kapital-
zuführungen im Sinne des Amato-Gesetzes, als auch
um eine Maûnahme, die eine Beihilfe darstellte, näm-
lich die Möglichkeit der Freigabe der von der Bank bei
der Banca d'Italia hinterlegten Mindestreserve. Diese
konnte jedoch auf der Grundlage der für staatliche
Beihilfen zur Rettung von Unternehmen in Schwierig-
keiten geltenden Vorschriften als vereinbar erklärt wer-
den, auch wenn sie rechtswidrig erfolgte, da sie nicht
ordnungsgemäû notifiziert wurde.

Später informierten die italienischen Behörden die
Kommission über die Annahme eines neuen, das vor-
herige Dekret ändernden Gesetzesdekrets, mit dem die
Privatisierung der Bank erleichtert und vorgezogen

werden sollte. Im Herbst 1996 gaben sie eine Aus-
schreibung für die Abtretung von 60% des Kapitals
der Bank bekannt. Im Ergebnis dieses Verfahrens wur-
den Anfang Januar 1997 Aktien im Gegenwert von
60% des Kapitals der Bank einer Gesellschaft zuge-
sprochen, die zu 51% vom Istituto Nazionale per le
Assicurazioni (im folgenden ¹INAª) und zu 49% von
der Banca Nazionale del Lavoro (im folgenden
¹BNLª) gehalten wurde. Inzwischen hatten die italie-
nischen Behörden beschlossen, die Kapitalerhöhung
der Bank noch vor Ende 1996 vorzunehmen, um die
Einleitung des Liquidationsverfahrens zu verhindern.

Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens sind bei der
Kommission innerhalb der Frist keine Bemerkungen
von sonstigen Beteiligten eingegangen.

2. Beschreibung der öffentlichen Unterstützungsmaû-
nahmen zugunsten der Banco di Napoli

Nach einer ersten Prüfung des Falls kam die Kommis-
sion anläûlich der Einleitung dieses Verfahrens zu dem
Schluû, daû einige Maûnahmen des Gesetzesdekrets
Nr. 293 vom 27. Mai 1996, mit dem das Gesetzes-
dekret Nr. 163 vom 27. März 1996 geringfügig geän-
dert wurde, staatliche Beihilfen gemäû Artikel 92
Absatz 1 EG-Vertrag enthalten könnten und nach dem
damaligen Stand und den damals verfügbaren Angaben
nicht als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
erklärt werden konnten. Insbesondere hatte die Kom-
mission weitere Klarstellungen zu den folgenden Unter-
stützungsmaûnahmen gefordert:

1. die Beteiligung des Schatzamtes an den Kapital-
erhöhungen der Bank über 2 000 Mrd. ITL gemäû
den Verpflichtungen aus dem genannten Dekret;

2. die Möglichkeit auf Seiten der Banca d'Italia, der
Bank zwecks Erleichterung der Konzernumstruktu-
rierung nach den im Erlaû des Schatzministers vom
27. September 1974 vorgesehenen Modalitäten
Vorschüsse zur Deckung der Verluste zu gewähren,
die sich aus den Finanzierungen und sonstigen
Maûnahmen der Bank zugunsten der in Liquida-
tion befindlichen Konzerngesellschaften und der
Gläubiger dieser Gesellschaften ergeben;

3. die Maûnahmen bezüglich der Verkehrssteuer (die
pauschal auf 1 Mio. ITL festgesetzt ist) für Vor-
gänge betreffend die Abtretung von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Vermögensgegenständen und
Rechtsverhältnissen, die von den Gesellschaften des
Konzerns bis zum 30. Juni 1997 abgewickelt wur-
den.

4.5.1999 L 116/37Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



Später wurde das genannte Dekret in einigen Punkten
geändert, um die Sanierung, Umstrukturierung und
Privatisierung der Bank zu beschleunigen (Gesetzes-
dekret Nr. 396/96). Insbesondere führten die italie-
nischen Behörden damit die Möglichkeit ein, eine Auf-
fangstruktur zur Verwaltung, Verwertung und Ausglie-
derung weniger rentabler Aktiva der Bank in Höhe
von etwa 12 400 Mrd. ITL zu schaffen. Darüber hin-
aus sahen sie ein beschleunigtes Verfahren zur
60%igen Kapitalabtretung der Bank im Rahmen einer
Ausschreibung vor, deren Modalitäten mit Erlaû des
Schatzministers vom 14. Oktober 1996 festgelegt wur-
den.

Die betreffenden Maûnahmen werden nachstehend im
einzelnen erläutert.

2.1. Die Beteiligung des Schatzamtes an der Kapital-
erhöhung der Bank

Das Gesetzesdekret Nr. 163 vom 27. März 1996, das
später mehrfach, letztmals mit dem Gesetzesdekret
Nr. 497 vom 24. September 1996, geändert (2) und
schlieûlich in das Gesetz Nr. 588 vom 19. November
1996 umgewandelt wurde, sieht finanzielle Maûnah-
men zur Sanierung, Umstrukturierung und Privatisie-
rung der Banco di Napoli vor. Insbesondere handelt
es sich um die Beteiligung des Schatzamtes an einer
oder mehreren Kapitalerhöhungen über insgesamt
2 000 Mrd. ITL. Diese Beteiligung unterlag zahlrei-
chen Bedingungen, die nach Darstellung der italie-
nischen Behörden geeignet waren, den geschäftlichen
Charakter der staatlichen Maûnahme zu gewährlei-
sten.

Vor allem durfte die Beteiligung des Schatzamtes nur
bei einer finanziellen Beteiligung einer oder mehrerer
Banken und anderer institutioneller Anleger erfolgen,
d. h., sofern sie sich zu einer Teilnahme an der Aus-
schreibung des die Kontrolle der Bank sichernden
Aktienpakets im Wert von 60% des Kapitals verpflich-
teten. Aufgrund dieser Verfahrensweise konnte das
Schatzamt die Kapitalaufstockung vornehmen, nach-
dem die ersten Angebote vorlagen, und somit in der
Gewiûheit, einen Käufer für die Bank zu finden.

Zweitens war die Beteiligung des Schatzamtes an die
Bedingung geknüpft, daû zuvor eine Anpassung des
Grundkapitals entsprechend der Bewertung der Ver-
mögenssituation der Bank zum 31. März 1996 vor-
genommen werden muûte. Dies war notwendig, weil
die Beteiligung des Schatzamtes und der neuen Aktio-

näre auf der Grundlage einer aktuelleren Feststellung
der Vermögenslage der Bank erfolgen muûte. Die Ver-
buchung der Verluste bis zum ersten Quartal 1996
führte zu einer Herabsetzung des Eigenkapitals von
3 867 auf 422 Mrd. ITL und des Grundkapitals von
1 111 auf 128 Mrd. ITL. Der Verlust des zweiten
Quartals in Höhe von 389 Mrd. ITL wurde auf das
Jahresende vorgetragen. Die Entscheidung, den Verlust
aus dem ersten Halbjahr nicht vollständig in die Halb-
jahresbilanz aufzunehmen, beruhte auf zwei Erwägun-
gen: zum einen auf der Notwendigkeit der Aufrecht-
erhaltung der Mindestkapitalausstattung, die erforder-
lich ist, um der gesetzlichen Verpflichtung zur
Eröffnung des Liquidationsverfahrens gegen die Bank
zu entgehen, und zum anderen darauf, daû das Schatz-
amt als Minderheitsaktionär der Bank von der die
Aktienmehrheit besitzenden Stiftung eine Vollmacht
zur Verwaltung ihrer Aktien einholen muûte, um das
Verfahren zum Verkauf der Bank zu einem erfolgrei-
chen Ende führen zu können. Voraussetzung für diese
Operation war daher, daû dem Schatzamt das Pfand-
recht (mit Einspruchsrecht) an den Aktien der Banco
di Napoli, die sich im Eigentum des Mehrheitsaktio-
närs (der Stiftung) befanden, eingeräumt wurde oder
daû ihm eine unwiderrufliche, an keine Auflagen
gebundene Vollmacht erteilt wurde, das Stimmrecht
für diese Aktien wahrzunehmen, damit es bei den
Aktionärsversammlungen, auf denen über die Maû-
nahmen der Kapitalerhöhung und der Erneuerung der
Gesellschaftsorgane der Bank entschieden werden soll-
te, über die Mehrheit der Stimmrechte verfügen konn-
te.

Drittens sah das Dekret vor, daû die Verwaltungs-
organe der Bank bis zum 30. Juni 1996 einen mit
Unterstützung eines vom Schatzamt benannten Bera-
ters auszuarbeitenden Umstrukturierungsplan bewil-
ligen sollten, der der Banca d'Italia zur Genehmigung
vorgelegt werden und dem Gemeinschaftsrecht ent-
sprechen muûte. Die Grundzüge dieses Plans, der mit
Hilfe der Geschäftsbank Rothschild erstellt wurde,
sind der Kommission am 4. Juli 1996 mitgeteilt wor-
den. Am 6. Dezember 1996 wurde ihr ein Plan zur
Verstärkung der darin enthaltenen Maûnahmen durch
die Schaffung einer Auffangstruktur vorgelegt.

Viertens war die Beteiligung des Schatzamtes an die
Bedingung geknüpft, daû mit den Gewerkschaften eine
Senkung der Arbeitskosten bis zum 31. Dezember
1997, u. a. durch eine Absenkung der Arbeitsstück-
kosten, einschlieûlich der Sozialleistungen, auf den
Landesdurchschnitt im Bankensektor vereinbart wird.
Diese Vereinbarungen wurden tatsächlich zwischen
dem 19. und dem 22. Juli 1996 geschlossen. Demnach
wurde die Anpassung der von der Bank zu zahlenden
zusätzlichen Altersversorgung bis zur Wiederherstel-
lung eines ausreichenden Ertragsniveaus, auf jeden Fall
aber bis zum Ende des Jahres 2000, ausgesetzt. Dar-
über hinaus war vorgesehen, daû die Bank Vor-
ruhestandsregelungen für etwa 800 Angestellte treffen
konnte.

(2) Vgl. Gesetzesdekrete Nr. 293 vom 27. Mai 1996, Nr. 394
vom 26. Juli 1996 und Nr. 497 vom 24. September 1996.
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2.2. Die von der Banca d'Italia im Sinne des Ministe-
rialerlasses vom 27. September 1974 genehmigten
Vorschüsse

Gemäû Artikel 3 Absatz 6 des genannten Gesetzes
Nr. 588/96 kann die Banca d'Italia der Banco di
Napoli zur reibungslosen Umstrukturierung des Bank-
konzerns unter den im Erlaû des Schatzministers vom
27. September 1974 genannten Voraussetzungen Vor-
schüsse gewähren, um die Verluste zu decken, die sich
aus den Finanzierungen der Bank zugunsten der in
Liquidation befindlichen Gesellschaften der Gruppe
und der Gläubiger dieser Gesellschaften sowie zugun-
sten anderer Konzernunternehmen ergeben, an die
nach Genehmigung der Banca d'Italia Forderungen
und andere zum Umlaufvermögen gehörende Aktiva
der Bank abgetreten wurden. Gemäû dem Ministerial-
erlaû vom 27. September 1974 kann die Banca d'Italia
jenen Banken, die Verbindlichkeiten von in Zwangs-
liquidation befindlichen anderen Banken übernehmen
und somit die aus der Uneinbringlichkeit der Forde-
rungen resultierenden Verluste auffangen müssen,
24monatige Vorschüsse auf die langfristigen Schatz-
anweisungen zum Zinssatz von 1% gewähren. Die
Banca d'Italia bestimmt die Höhe der Vorschüsse nach
dem Gesamtverlust und den Erfordernissen der Til-
gungspläne.

Zunächst beschränkte sich die Möglichkeit zur Inan-
spruchnahme der Vorschüsse auf die Verluste, die im
Rahmen der Liquidation der Isveimer entstehen wür-
den. Später wurde diese Möglichkeit auf die Verluste
aus den von der Banco di Napoli auf eine spezielle
Ausgliederungsstruktur übertragenen Aktiva erweitert,
d. h. auf jenen Teil, der nicht durch die mit dem Ver-
kauf der Bankaktien erzielten Erlöse gedeckt werden
kann.

2.2.1. Die Liquidation der Isveimer

Am 3. April 1996 wurde die Isveimer, deren Kapital
zu 65% von der Banco di Napoli gehalten wurde, in
freiwillige Liquidation gestellt, und die Kapitalbetei-
ligung der Bank an der Isveimer wurde von 402 Mrd.
ITL (Ende 1994) auf 1 ITL zurückgeführt. Im Rahmen
der Abwicklung können die amtlichen Liquidatoren
die Gläubiger der Isveimer nach den aufgrund der
Liquiditätsspritze der Bank vorgesehenen Fälligkeiten
auszahlen. Mit den Vorschüssen der Banca d'Italia sol-
len die Verluste der Bank ausgeglichen werden, die ihr
infolge der Zahlungen an die Isveimer im Hinblick auf
die Befriedigung von deren Gläubigern entstehen. Das
Ziel besteht also in dem vollständigen Schutz der Inter-
essen der Gläubiger. Die Höhe der Finanzierung ist auf
den Negativwert der Liquidation begrenzt, sofern die

Vollbeendung der Isveimer nicht ausreichen sollte, um
die Verbindlichkeiten zu erfüllen. Damit wird
bezweckt, Spannungen und negative Auswirkungen
auf die Finanzmärkte zu vermeiden, insbesondere in
Anbetracht der erheblichen Verschuldung der Isveimer
gegenüber ausländischen Finanzinstitutionen.

2.2.2. Die Ausgliederungsoperation

Die Übertragungsoperation ermöglicht es der Bank,
bestimmte weniger einträgliche Aktiva aus ihrer Bilanz
auszugliedern und auf eine eigens zu diesem Zweck
geschaffene Struktur zu übertragen. Diese besteht aus
einer Gesellschaft namens S.G.A. Ð SocietaÁ per la
gestione di attivitaÁ SpA (im folgenden ¹SGAª), die die
nicht gewinnbringenden Aktiva (notleidende Forderun-
gen, vorübergehend gefährdete Forderungen im Wert
von mehr als 100 Mio. ITL, umgeschichtete bzw. in
Umschichtung befindliche Forderungen) zum Netto-
buchwert zum 30. Juni 1996 sowie acht Beteiligungen
der Bank Ð ohne Anlagevermögen Ð im Gesamtwert
von 12 378 Mrd. ITL erwirbt. Hierbei ist zu beachten,
daû die Aktiva zum Nettowert zum 30. Juni 1996
übernommen werden, also nach Deckung der vermutli-
chen Verluste daraus, wodurch sich die Annahme
künftiger Verluste aus diesen Aktiva erheblich verrin-
gert. Die übertragenen Beteiligungen Ð unter denen
die an der Banco di Napoli International (nachstehend
¹BNIª), einer Niederlassung der Bank in Luxemburg,
die gröûte ist Ð wurden, sofern sie an der Börse
notiert sind, zum Marktwert und im übrigen nach der
Equity-Methode bewertet. Für die BNI wurde die
Bewertung herangezogen, die vor kurzem von der Prü-
fungsgesellschaft KPMG auf der Grundlage einer
gemischten, das Vermögen/den Ertrag berücksichtigen-
den Methode vorgenommen wurde.

Zu dieser Operation entschied man sich, um das
Risiko künftiger Verluste aus diesen Aktiva auszuschal-
ten und den vorzeitigen Verkauf der Bank zu erleich-
tern. Auch wenn die Rückstellung vom letzten Juni im
Grunde genommen ausreicht, um die bis jetzt vorher-
sehbaren Aktivaverluste zu decken, so sind doch für
die Zukunft Anpassungen des Buchwertes dieser
Aktiva an ihren effektiven Wert nicht auszuschlieûen.
Diese Operation gestattet es überdies, Aktiva aus der
Bilanz der Bank auszugliedern, die normalerweise
gemäû den geltenden Solvabilitätsvorschriften wie alle
anderen Aktiva auch durch das Eigenkapital gedeckt
sein müssen. Somit war es möglich, die Beteiligung des
Staates an der zur Verbesserung des Solvabilitätskoeffi-
zienten notwendigen Kapitalaufstockung der Bank auf
ein Mindestmaû zu beschränken.

Die folgende Übersicht enthält die Wertangaben zu
den ausgegliederten Aktiva.
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Übersicht 1a

Wert der auf die SGA übertragenen Aktiva

Bilanzmäûige Verpflichtungen

Bruttowert
(in Mrd.

ITL)

Deckungs-
quote (%)

Nettowert
(in Mrd.

ITL)

Kurzfristige notleidende
Forderungen 3 670 49,7 1 845

Mittel- und langfristige
notleidende Forderungen 3 953 28,3 2 835

Zwischensumme 7 623 38,6 4 680

Vorübergehend gefährdete
Forderungen
(¹incagliª) (1) 6 677 17,1 5 537

Umgeschichtete Forderun-
gen 1 411 10,3 1 266

Aktiva im Vergleich zu
den P.V.D.S. 839 28,1 603

Beteiligungen (2) 292 0,0 292

Summe 16 839 26,5 12 378

(1) Die notleidenden Forderungen werden durch Eigenmittel in Höhe
von 936 Mrd. ITL und Verzugszinsen in Höhe von 200 Mrd. ITL
gedeckt, wobei sich deren Betrag jedoch ändern kann.

(2) Es handelt sich um Beteiligungen an acht Gesellschaften, unter
denen die Niederlassung der Bank in Luxemburg, die BNI, die
gröûte ist.

Hinzu kommen die folgenden Kreditanleihen:

Übersicht 1b

Wert der auf die SGA übertragenen Aktiva

Auûerbilanzmäûige Verpflichtungen

Bruttowert
(in Mrd.

ITL)

Deckungs-
quote (%)

Nettowert
(in Mrd.

ITL)

Notleidende Forderungen 27 25,9 20

Vorübergehend gefährdete
Forderungen (¹incagliª) 195 3,1 189

Umgeschichtete Forderun-
gen 53 0,0 53

Summe 275 4,7 262

Die Ausgliederungsstruktur wird über ein Darlehen
finanziert, das die Bank bis zur Höhe des Wertes der
übertragenen Aktiva gewährt und das Zug um Zug
mit der Abtretung der ausgegliederten Aktiva zurück-
gezahlt wird. Der für das Darlehen geltende Zinssatz
wurde nach dem Grundsatz festgelegt, daû der Bank
weder Vorteile noch Verluste im Vergleich zu der vor
der Ausgliederung bestehenden Situation entstehen
dürfen. Demzufolge wurde beschlossen, einen kom-
binierten Zinssatz anzuwenden, der sich aus dem arith-

metischen Mittel der folgenden Vorjahressätze errech-
net:

Ð Jahresdurchschnittssatz für dreimonatige ordentli-
che Schatzanweisungen (BOT), brutto (Mittelwert
der 24 aktuellen Verkäufe),

Ð aktueller Satz für dreimonatige Lira-Geschäfte auf
dem Interbankenmarkt, ¹Nachfrageª (Durchschnitt
der Tageswerte),

Ð Jahresdurchschnittssatz, der von der Associazione
Bancaria Italiana (ABI) bei den von den Banken
den besten Kunden gewährten Darlehen festgestellt
wird, der sogenannte ¹prime rate ABIª (Durch-
schnitt der Tageswerte).

Die nachstehende Übersicht enthält die auf der Grund-
lage objektiver Schätzungen dieser Sätze vorgenomme-
nen Simulationen.

Übersicht 2

Zinssatz für das von der Bank an die SGA ausgereichte
Darlehen

1997 1998 1999 2000

Durchschnitt dreimona-
tige BOT 8,6 6,5 5,6 5,4

Durchschnitt dreimona-
tige Interbankenmarkt-
geschäfte 8,8 6,7 5,6 5,2

Durchschnitt ¹prime rate
ABIª 11,0 8,7 7,5 6,9

Summe 9,4 7,3 6,2 5,8

Quelle: Unterlagen, die von der Bank auf der Grundlage der Progno-
sen von Prometeia und vom ABI Financial Outlook erstellt
wurden.

Die Ausgliederungsgesellschaft wird voraussichtlich
auf fünf Jahre errichtet. Die Bank darf keine ausgeglie-
derten Aktiva zurückkaufen. Es sind spezielle Maûnah-
men vorgesehen, um Interessenskonflikte bei der Ver-
waltung der ausgegliederten Aktiva zu vermeiden. Vor
allem wird die Ausgliederungsstruktur von nicht zur
Bank gehörenden Personen geleitet. Zweitens wird der
allgemeine Führungsgrundsatz angewandt, daû ¹die
Ausgliederungsstruktur entscheidet, während die Bank
vorschlägtª. Zu diesem Zweck wird eine gesonderte,
von der übrigen Bank getrennte Struktur der General-
direktion der Banco di Napoli geschaffen, die für die
Beziehungen zur SGA und zu den Filialen der Bank,
die von der SGA mit der Verwaltung der Aktiva
betraut werden, zuständig ist. Die administrative und
buchmäûige Trennung zwischen der Bank und der
SGA wird durch ein spezielles, von der internen Buch-
führung der Bank getrenntes elektronisches Buchhal-
tungssystem gewährleistet.
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2.3. Die Steuererleichterungen

Nach Artikel 3 Absatz 7 des Gesetzes tritt für die von
den Gesellschaften des Bankkonzerns Banco di Napoli
bis 30. Juli 1997 vorgenommenen Rechtsakte im
Zusammenhang mit der Abtretung von Unternehmen,
Unternehmensteilen, Vermögensgegenständen und Ver-
trägen an die Stelle der Verkehrssteuer eine Pauschal-
steuer in Höhe von 1 Mio. ITL. Hierzu haben die ita-
lienischen Behörden erklärt, daû diese Maûnahme in
vollem Umfang nur bei der Abtretung von Forderun-
gen an Dritte und der Veräuûerung von Zweigstellen
angewandt wird. 1996 wurden auf diese Weise Steu-
erermäûigungen von knapp 6 Mrd. ITL für abgetre-
tene Forderungen in Höhe von 1 154 Mrd. ITL und
Ermäûigungen von 21 Mrd. ITL für den Verkauf von
50 Zweigstellen gewährt. Ein zusätzlicher Steuernach-
laû in Höhe von etwa 10 Mrd. ITL ist für die Veräuûe-
rung von weiteren 27 Zweigstellen vorgesehen. Ins-
gesamt belaufen sich die geplanten Steuererleichterun-
gen auf ca. 36 Mrd. ITL brutto. Nach Abzug des
Geschäftsertrags ergeben sich im Zusammenhang mit
diesen Operationen Vorteile in Höhe von insgesamt
17 Mrd. ITL.

3. Bewertung des Beihilfecharakters der Unterstüt-
zungsmaûnahmen zugunsten der Banco di Napoli

3.1. Die Kapitalerhöhung

Bei der Beurteilung der staatlichen Maûnahmen geht
die Kommission generell von dem Grundsatz des
marktwirtschaftlich handelnden privaten Kapitalgebers
aus, wie er in der Mitteilung über die öffentlichen
Unternehmen (3) enthalten ist. Dieser Mitteilung
zufolge liegt eine staatliche Beihilfe vor, wenn eine
Maûnahme für einen unter normalen marktwirtschaft-
lichen Bedingungen handelnden privaten Kapitalgeber
unannehmbar wäre. Was die staatliche Beteiligung am
Gesellschaftskapital von Unternehmen betrifft, so ist
gemäû der Mitteilung der Kommission aus dem Jahr
1984 (4) in den folgenden Fällen zu vermuten, daû ein
privater Kapitalgeber diese Maûnahme nicht ergriffen
hätte und es sich demnach um eine Beihilfe handelt:

a) wenn es unter Berücksichtigung der Finanzlage des
Unternehmens nicht gerechtfertigt erscheint, inner-
halb eines vernünftigen Zeitraums eine normale
Rendite (in Form von Dividenden oder Kapitalge-
winnen) aus den angelegten Kapitalmitteln zu
erwarten, oder wenn die Risiken einer solchen

Operation zu hoch oder über einen zu langen Zeit-
raum zu tragen sind oder

b) wenn bei Kapitalzuführungen an ein Unternehmen,
dessen Kapital unter öffentlichen und privaten
Aktionären aufgeteilt ist, die öffentliche Beteiligung
einen wesentlich höheren Anteil als vorher erreicht
und der Rückzug der privaten Aktionäre im
wesentlichen auf die schlechten Ertragsaussichten
des Unternehmens zurückzuführen ist oder

c) wenn die Höhe der Beteiligung den effektiven Wert
des begünstigten Unternehmens übersteigt.

Auf den vorliegenden Fall treffen alle drei Bedingun-
gen zu. Hierbei ist vor allem zu berücksichtigen, daû
die Kapitalaufstockung seitens des Schatzamtes in
Höhe von 2 000 Mrd. ITL, die Ende 1996 vorgenom-
men wurde und für dieses Geschäftsjahr zu verbuchen
ist, für das Überleben der Bank notwendig war, denn
die in den Jahren 1994 und 1995 sowie im ersten
Halbjahr 1996 verzeichneten Verluste haben die Eigen-
mittel der Bank fast vollständig aufgezehrt, weshalb
der Solvabilitätskoeffizient praktisch bei Null und
somit unter dem vorgeschriebenen Mindestwert lag.
Darüber hinaus geriet die Bank durch die Fortführung
der Sanierungsmaûnahmen, namentlich durch die Aus-
weisung der Verluste aus den übertragenen Aktiva und
der Umstrukturierungskosten, auch derer von 1997, in
der Bilanz Ende 1996, in eine negative Eigenkapitalsi-
tuation, aufgrund deren die Verwaltungsratsmitglieder
nach dem Italienischen Zivilgesetzbuch zur Kapitalauf-
stockung oder zur Liquidation der Bank verpflichtet
sind.

Zweitens sei hervorgehoben, daû der Staat der einzige
an dieser Operation beteiligte Aktionär ist, da die
anderen Anteilseigner, d. h. insbesondere die Stiftung
und die privaten Aktionäre, dies abgelehnt haben.
Folglich wird der Staat nach dieser Maûnahme zum
Hauptaktionär der Bank, während er früher nur 9%
ihres Kapitals hielt. Tatsächlich dient die Kapitalzufuhr
in Höhe von 2 000 Mrd. ITL dazu, die sich auf über
1 650 Mrd. ITL belaufenden Verluste des Jahres 1996
auszugleichen. Demnach ist klar, daû kein privater
Aktionär bereit wäre, Mittel für das Auffangen von
Verlusten bereitzustellen, es sei denn, die künftigen
Erträge des verbleibenden Kapitals könnten den
anfänglichen Verlust und den Ertragsausfall während
der Umstrukturierungsperiode ausgleichen. Dies trifft
jedoch nicht zu, denn der Umstrukturierungsplan der
Bank sieht erst für Ende 1999 die Wiederherstellung
einer lediglich normalen Ertragslage vor.

Grundsätzlich hätte der Staat bei der 60%igen Betei-
ligungsabtretung der Bank seine Beteiligung zumindest
teilweise wieder eintreiben können, aber der Verkaufs-
erlös war mit ca. 61 Mrd. ITL recht gering und damit
nicht ausreichend, um die Kapitalzufuhr wieder herein-

(3) Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über
die Anwendung der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag und
des Artikels 5 der Richtlinie 80/723/EWG der Kommis-
sion über öffentliche Unternehmen in der verarbeitenden
Industrie (ABl. C 307 vom 13.11.1993, S. 3).

(4) Vgl. Bulletin der EG 9±1984.
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zuholen. Obgleich die Bewertung des Restkapitals auf
der Grundlage der aktualisierten zukünftigen Cash-
flows und der Börsennotierungen zu relativ hohen
Schätzungen führt, kann damit die Hereinbringung des
Differenzbetrags nicht garantiert werden. Auûerdem
darf der Abtretungserlös nicht bei den Kosten der
Kapitalaufstockung in Abzug gebracht werden, da er
faktisch für die Deckung eventueller Verluste der Aus-
gliederungsstruktur bestimmt ist. Folglich ist davon
auszugehen, daû die für den Staat durch die Kapital-
erhöhung entstandenen Nettokosten dem Kapitalbei-
trag, also 2 000 Mrd. ITL, entsprechen.

Zu den Bedingungen der Kapitalaufstockung, die nach
Aussage des Schatzamtes grundsätzlich die Einhaltung
des Prinzips des marktwirtschaftlich handelnden pri-
vaten Kapitalgebers gewährleisten sollten, stellt die
Kommission fest, daû diese tatsächlich in das Dekret
aufgenommen wurden, um zu vermeiden, daû die
Intervention des Staates ohne einen Plan zur Wieder-
herstellung der Leistungsfähigkeit der Bank durch-
geführt wird. Aus den vorstehend dargelegten Gründen
reichen diese Bedingungen jedoch nicht aus, um diese
Operation als die eines privaten Kapitalgebers zu
betrachten. Obwohl die genannten Bedingungen nicht
ausschlieûen lassen, daû die Operation den Charakter
einer Beihilfe trägt, befürwortet die Kommission den-
noch deren Einführung, da sie die Vereinbarkeit der
Beihilfe gewährleisten können (vgl. Abschnitt 5).

Wie bereits anläûlich der Einleitung des Verfahrens
festgestellt wurde, muûte das Schatzamt zunächst ohne
die Unterstützung der Privatbanken agieren. Insbeson-
dere ist hervorzuheben, daû die Mittel für die im
Dezember 1996 vorgenommene Kapitalerhöhung
(2 000 Mrd. ITL) zur Hälfte aus der Umwandlung der
nachrangigen Anleihe stammen, die das Schatzamt der
Bank im Juni 1996 gewährt hatte. Diese nachrangige
Anleihe stammte ihrerseits aus der Umwandlung der
Obligationsanleihe in Höhe von 1 000 Mrd. ITL, die
die Bank im Januar 1996 von der Cassa Depositi e
Prestiti erhalten hatte. Die Operation, in deren Rah-
men das Schatzamt die von der Cassa Depositi e Pre-
stiti gezeichnete Obligationsanleihe übernahm und
umwandelte, so daû die Bank den Betrag von
1 000 Mrd. ITL als nachrangiges Darlehen verbuchen
konnte, ist für das Schatzamt nicht neutral, da sich das
mit dem Darlehen verbundene Risiko erhöht, weil es
eben im Fall der Liquidation gegenüber den anderen
Verbindlichkeiten der Bank als nachrangig betrachtet
wird, ohne daû jedoch die Darlehenskonditionen so
geändert werden, daû dem Schatzamt als Ausgleich für
das höhere Risiko eine höhere Rendite garantiert wird.

Zur 1996 vorgenommenen Umwandlung der nachran-
gigen Anleihe in Kapital sei hervorgehoben, daû diese
Maûnahme vor Abschluû des im Oktober 1996
bekanntgegebenen Ausschreibungsverfahrens für den
Erwerb von 60% des Kapitals der Bank erfolgte, als
sich lediglich eine öffentliche Bank zur Einreichung
eines Erwerbsangebots verpflichtet hatte, dessen Inhalt

nicht bekannt sein konnte. Folglich müssen die Opera-
tionen, vermittels derer das Schatzamt die Obligations-
anleihe in Höhe von 1 000 Mrd. ITL von der Cassa
Depositi e Prestiti übernahm und zu denselben Zins-
bedingungen im Juni 1996 konvertierte, sowie die spä-
ter, im Dezember 1996, also vor Abschluû des Aus-
schreibungsverfahrens, vorgenommene Umwandlung
in Kapital als Maûnahmen betrachtet werden, die dem
Grundsatz des privaten Kapitalgebers zuwiderlaufen
und demnach Elemente staatlicher Beihilfen enthalten.

Das Schatzamt führte die Kapitalerhöhung der Bank
vor der Entscheidung der Kommission durch. Hierzu
haben die italienischen Behörden erklärt, daû die Kapi-
talaufstockung unbedingt bis Jahresende vorgenommen
werden muûte, da andernfalls das Liquidationsverfah-
ren gegen die Bank hätte eröffnet werden müssen. De
facto sind die Verwaltungsratsmitglieder der Bank
gemäû den Artikeln 2446, 2447 und 2448 des Italie-
nischen Zivilgesetzbuchs im Fall der Feststellung maû-
geblicher Verluste verpflichtet, die Aktionärsversamm-
lung einzuberufen, um eine Kapitalherabsetzung und
-erneuerung vorzunehmen oder die Liquidation der
Bank einzuleiten; andernfalls werden sie strafrechtlich
zur Verantwortung gezogen. Kraft einer mit dem
Dekret eingeführten, bis zum 31. Dezember 1996 gel-
tenden Ausnahmeregelung hat die Aktionärsversamm-
lung am 31. Juli 1996 eine teilweise Kapitalherabset-
zung (ohne die Kleinaktien anzutasten) und eine bis
Ende 1996 vorzunehmende Kapitalerhöhung um
2 000 Mrd. ITL beschlossen. Die italienischen Behör-
den haben die Einhaltung der Auflagen aus dem Geset-
zesdekret hervorgehoben, denen gemäû das Schatzamt
verpflichtet war, die Kapitalerhöhung erst vorzuneh-
men, nachdem sich eine Bank zur Hinterlegung eines
Festangebots zum Erwerb der Banco di Napoli ver-
pflichtet hatte.

Die Kommission hat Verständnis für die Gründe, die
die italienischen Behörden zur Durchführung der Ope-
ration vor Jahresende bewogen haben; sie stellt jedoch
fest, daû diese Maûnahme unerwartet vollzogen wur-
de, d. h. ohne einen formalen Antrag und vor
Abschluû des Ausschreibungsverfahrens zur Abtretung
des die Kontrolle der Bank sichernden Aktienpakets.
Auûerdem wurden der Kommission damals unvollstän-
dige Informationen zugeleitet. Aufgrund des verspäte-
ten formalen Einreichens des Umstrukturierungsplans
durch die italienischen Behörden hätte die Kommission
demzufolge vor der Kapitalaufstockung keine Entschei-
dung über die Vereinbarkeit der Beihilfen zugunsten
der Banco di Napoli treffen können. Die Beihilfe muû
demnach als unrechtmäûig betrachtet werden.

Die Kommission stellt weiterhin fest, daû im Ergebnis
des Ausschreibungsverfahrens im Januar 1997 das
Mehrheitspaket einer Gesellschaft zugesprochen wur-
de, die zu 51% von der Versicherungsgesellschaft INA
und zu 49% von der BNL gehalten wurde; das Ange-
bot des Mitbieters Mediocredito Centrale war als
unangemessen bewertet worden.
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Dies führt zwangsläufig zu dem Schluû, daû es ein
marktwirtschaftlich handelnder privater Kapitalgeber
anders als der italienische Staat nicht akzeptiert hätte,
der Bank Kapital zuzuführen, ohne später bei der Pri-
vatisierung auch nur einen Bruchteil davon zurück-
zuerhalten. Ausgehend von den verfügbaren Informa-
tionen muû die Kapitalerhöhung um 2 000 Mrd. ITL
demnach als staatliche Beihilfe betrachtet werden.

3.2. Die Vorschüsse der Banca d'Italia im Sinne des
Ministerialerlasses vom 27. September 1974

3.2.1. Die Liquidation der Isveimer

Wenn die Liquidation einer Bank die Veräuûerung
aller Geschäftsbereiche und die freie Verteilung ihres
Vermögens auf die Wettbewerber ermöglicht, kann
generell festgestellt werden, daû die Maûnahmen zur
Deckung der mit der Liquidation verbundenen Verluste
der Gläubiger nicht zu Wettbewerbsverzerrungen im
Sinne von Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag führen dürf-
ten. Werden andererseits die Aktiva und Verbindlich-
keiten der zu liquidierenden Bank insgesamt veräuûert,
könnten die dem Erwerber einen Ausgleich für den
Negativwert des Erwerbs verschaffenden Bestimmun-
gen des Ministeralerlasses vom 27. September 1974
den Wettbewerb insofern verfälschen, daû sie unter
Umständen die Fortsetzung der Tätigkeit der zu liqui-
dierenden Bank durch einen anderen ermöglichen. Wie
die Kommission in ihren Leitlinien für die Beurteilung
von staatlichen Beihilfen zur Rettung und Umstruktu-
rierung von Unternehmen in Schwierigkeiten hervor-
gehoben hat, ¹besteht keine Möglichkeit, sich durch
Übertragung des Geschäfts auf eine andere Rechtsper-
sönlichkeit oder einen anderen Eigentümer der Kon-
trolle zu entziehenª (5).

Im vorliegenden Fall haben die italienischen Behörden
erklärt, daû die Liquidation der Isveimer der ersten
beschriebenen Möglichkeit entspreche und daû die
Beteiligung der Bank am Kapital der Isveimer von
402 Mrd. ITL auf 1 ITL herabgesetzt wurde. Sie
haben betont, daû die betreffenden Maûnahmen nur
dazu dienen, die mit der Liquidation der Isveimer ver-
bundenen Schwierigkeiten zu überwinden. Die Liqui-
dation erfolge zudem unter der strengen Kontrolle der
Banca d'Italia, der italienischen Aufsichtsbehörde für
die Kreditinstitute. Die erste, zum 31. Dezember 1996
erstellte Liquidationsbilanz der Isveimer schloû mit
einem Fehlbetrag in Höhe von ca. 1 775 Mrd. ITL,
das entspricht dem aktuellen Schätzwert des endgülti-
gen Liquidationsverlustes. Von der Einleitung des

Liquidationsverfahrens (9. April 1996) bis zum
31. Dezember 1997 führten die Befriedigung der Kun-
denforderungen und die regulären Rückzahlungen zur
Verringerung der Aktiva um 5 028 Mrd. ITL, die sich
somit auf 6 224 Mrd. ITL beliefen, darunter
3 086 Mrd. ITL flüssige Mittel. Zum Jahresende betru-
gen die Passiva abzüglich der Vermögenspositionen
6 341 Mrd. ITL, gegenüber 12 077 Mrd. ITL bei der
Einleitung des Liquidationsverfahrens. Die Liquidation
steht nun kurz vor ihrem Abschluû.

Die italienischen Behörden haben erklärt, daû diese
Maûnahme auf Gemeinschaftsebene nicht wett-
bewerbsverzerrend wirkt, weil sie nicht auf die Ret-
tung der Isveimer gerichtet ist, sondern dem Schutz der
Interessen der Gläubiger des Instituts dient, das sich
aufgrund seiner Liquidation nicht mehr auf dem
Markt befindet. Diesbezüglich wurde verdeutlicht, daû
sich unter den Isveimer-Gläubigern zahlreiche auslän-
dische Kreditinstitute mit hohen Anteilen befinden.
Schlieûlich haben die italienischen Behörden erklärt,
daû die Bank aus den Vorschüssen keinerlei Nutzen
ziehen würde, da sie nur als Ausgleich gedacht sind,
damit die Bank ihre Verpflichtungen im Zusammen-
hang mit den Zahlungen an die kontrollierten Unter-
nehmen erfüllen kann, um das Liquidationsverfahren
zu erleichtern. Diese Vorschüsse wären mit anderen
Worten nur ¹durchlaufende Postenª für die Bank. Die
italienischen Behörden schlossen aus, daû die Bank im
Rahmen der Liquidation der Isveimer einige ihrer
Aktiva erwerben könnte, es sei denn, ihr Verkauf an
Dritte oder ihre Veräuûerung zu für die Liquidation
günstigeren Bedingungen erwiesen sich als unmöglich.

Die Kommission hat auûerdem geprüft, ob die betref-
fenden Vorschüsse auch dazu bestimmt waren, die
möglichen Verluste der Bank im Zusammenhang mit
den von ihr der Isveimer gewährten Krediten in Höhe
von ca. 800 Mrd. ITL aufzufangen. Hierzu haben die
italienischen Behörden erklärt, daû die von der Bank
ausgereichten Kredite vollständig durch mit einem
höheren Wert als die Kredite eingetragene Hypotheken
abgesichert waren. Daher hätte die Bank wahrschein-
lich ihre Forderungen im Rahmen der Liquidation
auch ohne die Vorschüsse der Banca d'Italia eintreiben
können. Darüber hinaus war vorgesehen, daû die For-
derungen der Bank an die Isveimer erst am Ende der
Liquidation beglichen werden sollten. Demnach ist
nach Auffassung der Kommission zu Recht davon aus-
zugehen, daû die Bank keinen ungebührenden Vorteil
aus der Anwendung des Ministerialerlasses vom
27. September 1974 zieht.

Gestützt auf die Klarstellungen der italienischen Behör-
den ist die Kommission zu der Auffassung gelangt, daû
die Anwendung der Bestimmungen des Erlasses vom
27. September 1974 im vorliegenden Fall keine staatli-
che Beihilfe im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 EG-Ver-
trag darstellt. Trotzdem hält sie es für erforderlich,
daû sie in Zukunft, insbesondere wenn die Aktiva und
Verbindlichkeiten eines in Liquidation befindlichen

(5) Vgl. Leitlinien der Kommission für die Beurteilung von
staatlichen Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung
von Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. C 368 vom
23.12.1994, S. 12).
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Kreditinstituts insgesamt an einen Erwerber abgetreten
werden, vorher über die Anwendung dieses Erlasses
unterrichtet wird, da sie eine staatliche Beihilfe im
Sinne des genannten Artikels darstellen könnte.

3.2.2. Die Ausgliederungsoperation

Generell, wie in anderen Fällen schon geschehen,
betrachtet die Kommission derartige Maûnahmen zur
Übertragung von Aktiva einer Bank als staatliche Bei-
hilfen, weil sie es ermöglichen, die Bilanz des Kredit-
instituts in Schwierigkeiten um die normalerweise von
diesem selbst zu tragenden Rückstellungen und Ver-
luste zu entlasten, und weil sie die Einhaltung der Sol-
vabilitätsvorschriften erleichtern. Darüber hinaus
begünstigen sie eventuelle Privatisierungsmaûnahmen,
da sie es den potentiellen Erwerbern ersparen, eine
aufgrund des Charakters der übertragenen Aktiva
langwierige und schwierige Bewertung der exakt not-
wendigen Rückstellungen vorzunehmen. Die Ausglie-
derung wird mit Mitteln finanziert, die über die die
Ausgliederung vornehmende Bank oder eine eigens zu
diesem Zweck gegründete Gesellschaft bereitgestellt
werden, die zwischen die Bank und die Auffanggesell-
schaft, auf die die ausgegliederten Aktiva übertragen
werden, tritt. In jedem Fall werden die von den Auf-
fanggesellschaften eingefahrenen Verluste im Wege der
öffentlichen Garantiemechanismen letztendlich vom
Staat getragen; im vorliegenden Fall im Wege der von
der Banca d'Italia nach den Modalitäten des Erlasses
vom 27. September 1974 gewährten Vorschüsse.

Aufgrund des Charakters der auszugliedernden Aktiva,
der angewandten Finanzierungsmethoden und der
Dauer der Maûnahme ist es oftmals schwierig, die
endgültigen Kosten derartiger Auffangstrukturen
zuverlässig zu bewerten. Die Quantifizierung der vor-
aussichtlichen Kosten für den Staat ist jedoch von
wesentlicher Bedeutung für die Genehmigung der Bei-
hilfe und für die Festlegung der Gegenleistungen, die
als Ausgleich für die dadurch verursachten Wett-
bewerbsverfälschungen notwendig sind. Angesichts der
Erfahrungen mit solchen Auffangstrukturen und vor
allem aufgrund der Tatsache, daû in jüngster Zeit
deren Ergebnisse erheblich von den Schätzungen, die
der Kommission im Rahmen der nach den Beihilfe-
regelungen des EG-Vertrags vorzunehmenden Prüfung
vorgelegt wurden, abweichen, hat die Kommission die-
sem Aspekt besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die
Aktualisierung der Nettowertberechnungen des Aktiva-
bestands, Schwankungen der marktüblichen Zinssätze,
die langsamere Abtretung der Aktiva oder langsamere
Tilgung des der Auffangstruktur durch die Bank
gewährten Darlehens können maûgebliche Auswirkun-
gen auf die für den Staat entstehenden endgültigen
Kosten der Operation haben.

Zum Zeitpunkt der Errichtung der Auffangstruktur
hatten die italienischen Behörden erklärt, daû sie keine

signifikanten Verluste verzeichnen würde und im
wesentlichen dazu diene, die Unsicherheit im Hinblick
auf die Bewertung einiger Bilanzposten abzubauen, da
diese die Privatisierung möglicherweise verzögern
könnte.

Die italienischen Behörden haben vor allem hervor-
gehoben, daû ein grundlegender Unterschied zwischen
dieser Ausgliederungsstruktur und den Mechanismen
und anderen, von der Kommission bereits geprüften
Strukturen darin bestehe, daû die Aktiva der Bank zu
ihrem Nettowert und nicht zum Bruttowert auf diese
Gesellschaft übertragen wurden. Demzufolge hat die
Bank bereits in den Geschäftsjahren 1995 und 1996
die vorhersehbaren Verluste aus den übertragenen
Aktiva getragen, d. h., sie verbuchte 1996 einen Ver-
lust von über 1 650 Mrd. ITL und 1995 einen Verlust
in Höhe von 3 160 Mrd. ITL. Insgesamt hat die Bank
aus eigenen Mitteln, d. h. durch Verringerung der
Rücklagen und Kapitalherabsetzungen, Forderungsver-
luste und -rückstellungen in Höhe von 4 460 Mrd.
ITL, das entspricht 26,5% des Gesamtwertes der aus-
gegliederten Aktiva (16 840 Mrd. ITL), finanziert.
Hierzu ist zu bemerken, daû die Aktiva einzeln und
nicht durch Pauschalrückstellungen bewertet wurden.
Dank eines EDV-Systems namens ¹Centrale dei
Rischiª (Risikozentrale), über das die Banken die
Höhe der Gesamtverschuldung ihrer Kunden bei ande-
ren Banken sowie den von diesen Banken den betref-
fenden Kunden zugewiesenen Risikofaktor erfahren
können, konnte die Banco di Napoli zudem die Risiko-
bewertung ihrer zugleich bei anderen Banken verschul-
deten Kunden, insbesondere in bezug auf die notlei-
denden Forderungen, anpassen. Die vorübergehend
gefährdeten Forderungen (¹incagliª) wurden von der
Bank besonders vorsichtig eingestuft, indem Forderun-
gen ab der zweiten ausstehenden Zahlung in diese
Kategorie aufgenommen wurden. Schlieûlich wurde
die Aktivaabwertung auch unter der strengen Kon-
trolle der Banca d'Italia vorgenommen, der als unab-
hängiger Behörde die Bankaufsicht obliegt. Im übrigen
scheinen die Ergebnisse der ersten von der SGA vor-
genommenen Aktivaabtretungen die Zuverlässigkeit
der Bewertungen zu bestätigen.

Trotz der Glaubhaftigkeit der Erläuterungen der italie-
nischen Behörden zur Adäquatheit der wirtschaftlichen
Bewertung der übertragenen Aktiva hielt es die Kom-
mission angesichts der hohen finanziellen Belastung
der SGA für sachdienlich, einen detaillierten Bericht
über die Entwicklung der SGA einzuholen. 1998 legte
die Geschäftsbank Rothschild also der Kommission
eine Studie über die SGA und deren mögliche künftige
Verluste vor, die auf Informationen seitens der Banca
d'Italia und der Banco di Napoli sowie auf anderen
Daten beruhte.

Rothschild hat die folgenden Aspekte untersucht: a)
das Organisationsgefüge der SGA, ihre Geschäftstätig-
keit und ihre Beziehungen zur Banco di Napoli; b) die
von der SGA bei der Forderungsbeitreibung verfolgte
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Geschäftspolitik; c) die Verwertungstätigkeit 1997; d)
den wirtschaftlichen Wert, zu dem die Aktivaübertra-
gung auf die SGA erfolgte; e) den Saldo zwischen den
mit dem Ertrag aus den übertragenen Aktiva verbun-
denen Aktivzinsen und den kostenverursachenden Pas-
siva für die von der Bank auf der Grundlage der von
der Banca d'Italia gezahlten Vorschüsse gewährte
Finanzierung.

a) Die SGA besitzt ein spezielles Organisationsgefüge,
das gegliedert ist in

Ð eine eigene Struktureinheit für die Orientierung,
Anregung, Koordinierung und Kontrolle der
Verwertungstätigkeit; diese Aufgaben werden
von nicht zur Bank gehörenden Beschäftigten
wahrgenommen, die über die notwendigen
beruflichen Voraussetzungen und Erfahrungen
auf dem Gebiet der Forderungseintreibung ver-
fügen;

Ð eine zugeeignete gesonderte Struktur, zu der
eine ausschlieûlich für die SGA tätige Zentral-
stelle und das Filialnetz der Bank gehören, wo
Mitarbeiter der Bank für das Forderungsmana-
gement zuständig sind, Untersuchungen durch-
führen und Entscheidungsvorschläge unterbrei-
ten;

Ð eine Aufteilung der Entscheidungsbefugnisse
zwischen dem Verwaltungsrat und dem
geschäftsführenden Verwaltungsratsmitglied,
die die wichtigsten und schwierigsten Forderun-
gen direkt verwalten können und die Alleinver-
antwortung für die Forderungsbeitreibung und
-verwertung tragen.

Dieses auf der Aufgabenteilung zwischen einer
selbständigen, separaten Struktureinheit, einer Zen-
tralstelle und dem Zweigstellennetz beruhende
Organisationsgefüge ermöglicht der SGA eine wirt-
schaftliche und flexible Verwaltung der zahlrei-
chen, territorial weit gestreuten Forderungen. Dies
dürfte letztlich auch dazu beitragen, daû sie ihre
Aufgaben in einem vertretbaren Zeit- und Kosten-
rahmen erfüllen kann. Durch die Trennung der
Führungs- und Ermittlungsverantwortung von den
Orientierungs-, Kontroll- und Entscheidungsbefug-
nissen und durch deren Aufteilung unter den Bank-
mitarbeitern und den SGA-Beschäftigten wird
auûerdem den Erfordernissen der Trennung zwi-
schen der Übertragungsgesellschaft und der Bank
Genüge getan.

b) Entsprechend den von der Banca d'Italia ausgege-
benen Richtlinien hat die SGA ihre Beitreibungs-
strategie an dem Grundsatz der Erlösmaximierung
mit dem Ziel, Dauer und Kosten der Geschäfts-
tätigkeit so gering wie möglich zu halten, aus-

gerichtet. Unter diesem Blickwinkel wurde Ð als
Alternative zu langwierigen, mit dem Risiko einer
Aufzehrung der einzuklagenden Vermögenswerte
verbundenen gerichtlichen Schritten Ð auûerge-
richtlichen Lösungen zur Ablösung der Forderun-
gen im Wege des Vergleichs und/oder mehrjähriger
Tilgungspläne Vorrang gegeben, wobei in diesem
Fall die Tilgungszeiträume möglichst kurz gehalten
wurden. Dank dieses Konzepts konnten auch die
Sanierungsaussichten der Schuldnerunternehmen
bedacht und gegebenenfalls Schockwirkungen ver-
mieden werden. In bezug auf die umgeschichteten
Forderungen wurde beschlossen, keine neuen
Finanzierungsverpflichtungen einzugehen, die in
den Umschichtungsvereinbarungen bereits vorgese-
henen zu verringern und die Umwandlung von For-
derungen in Risikokapital zu vermeiden.

c) Die Verwertungstätigkeit brachte zufriedenstellende
Ergebnisse: Zum 31. Dezember 1997 wurden Mit-
tel in Höhe von 1 476 Mrd. ITL eingetrieben, was
ca. 12% der Aktiva entsprach, davon ca. 660
Mrd. ITL aus der Abtretung von Auslandstiteln
und Forderungen gegenüber Risikoländern (mit
Bruttogewinnen von etwa 80 Mrd. ITL) und ca.
780 Mrd. ITL aus zweifelhaften Forderungen.
Auch bei den verkauften italienischen Wertpapieren
wurde ein leichter Veräuûerungsgewinn erzielt.
Darüber hinaus wurden Vergleichs- und/oder
Ratenzahlungsabkommen geschlossen, die ab 1998
zu gestundeten Einnahmen von über 580 Mrd. ITL
führen werden. Alles in allem hat der SGA-Verwal-
tungsrat Positionen in einem Gesamtwert von
3 789 Mrd. ITL und Beschlüsse über einen
Gesamtbetrag in Höhe von 3 559 Mrd. ITL
geprüft. Die von der SGA ein Jahr nach Aufnahme
ihrer Verwertungstätigkeit erzielten Ergebnisse
stimmen mit den Prognosen zum Zeitpunkt der
Erarbeitung des Umstrukturierungsplans der Bank
überein.

d) Rothschild hat die Forderungsbewertung und die
Rückstellungspolitik einiger der wichtigsten, hin-
sichtlich ihrer Gröûe und ihrer geographischen
Standorte mit der Banco di Napoli vergleichbaren
Banken gegenübergestellt. Die Bilanzdaten zum
31. Dezember 1996 (an diesem Tag wurden die
Aktiva von der Bank auf die SGA übertragen) las-
sen erkennen, daû die von der Bank verfolgte
Rückstellungs- und Bilanzbereinigungspolitik mit
der Politik der wichtigsten Banken übereinstimmte
oder sogar noch konservativer war. Die Möglich-
keit, daû die SGA, nachdem die Beitreibung der
übertragenen Aktiva einen hohen Stand erreicht
hat, die Einstellung ihrer Geschäftstätigkeit
beschlieûen und die restlichen Positionen, für die
kein Anreiz zur Beitreibung mehr besteht, liquidie-
ren kann, macht jedoch auch eine Bewertung der
Verluste notwendig. Die vorsichtigen Bewertungen
von Rothschild weisen einen natürlichen Verlust
von maximal 10% des übertragenen Bestands, d. h.
1 000 bis 1 200 Mrd. ITL, aus.
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e) Zu den Finanzierungskosten der Ausgliederungs-
struktur haben die italienischen Behörden erklärt,
der Zinssatz für das durch die Bank an die SGA
ausgereichte Darlehen sei nach dem Grundsatz fest-
gelegt worden, daû der Bank weder Vorteile noch
Verluste daraus entstehen dürfen. Daher sollte die-
ser Zinssatz der effektiven Ertragsquote der aus-
gegliederten Aktiva entsprechen. In diesem Fall
sollte die SGA die Erträge aus den zu ihrem
Bestand gehörenden Aktiva dazu verwenden dür-
fen, die Zinsen auf das von der Bank gewährte
Darlehen zu bezahlen.

Die Rothschild-Prüfer haben bei der Bewertung der
Übertragungsgesellschaft auch die Möglichkeit eventu-
eller wirtschaftlicher Ungleichgewichte in Erwägung
gezogen; insbesondere wurde untersucht, ob die
kostenverursachenden Passiva für die der SGA von der
Bank gewährte Finanzierung ¹gewiûª und hoch sind,
während die für die übertragenen Forderungspositio-
nen zu erwartenden Aktivzinsen oder die Dividende
aus den Wertpapieren eher ¹ungewiûª und niedrig
sind. 1997 lag die Diskrepanz zwischen den finanziel-
len Verpflichtungen der SGA für die von der Banco di
Napoli erhaltene Finanzierung (1 089 Mrd. ITL) und
den Aktivzinsen, einschlieûlich Verzugszinsen,
(1 039 Mrd. ITL) bei ca. 60 Mrd. ITL. Dieses Miûver-
hältnis kann aufgrund zahlreicher Faktoren variieren.
Hierzu gehören die tatsächliche Einbringlichkeit der
Verzugszinsen für die Forderungspositionen, das Ver-
hältnis zwischen festverzinslichen Forderungen und
Forderungen mit variablem Zinssatz, die allmähliche
Verringerung der finanziellen Belastungen aufgrund
einer generellen Zinssenkung, die schrittweise Reduzie-
rung der Höhe der Finanzierung der SGA infolge von
Forderungsabschreibungen und Rückzahlungen und
die zunehmende Verschlechterung des Aktivabestands
der SGA. Angenommen, die Entwicklung von 1997
setzt sich in den folgenden Geschäftsjahren fort, so
dürfte diese Negativbilanz unter Berücksichtigung des
vorgesehenen Bestehens der Auffanggesellschaft und
der vorstehend genannten Faktoren nach vorsichtigen
Schätzungen von Rothschild in den kommenden zwei
bis drei Jahren zwischen 1 000 und 2 700 Mrd. ITL,
einschlieûlich der unter Buchstabe d) genannten
Kosten, liegen.

Nach Auffassung der italienischen Behörden lassen die
bisher erreichten Ergebnisse vermuten, daû die SGA
ihre Tätigkeit nach kurzer Zeit und ohne signifikante
Verluste einstellen kann. Dennoch kann die Kommis-
sion derzeit das Risiko nicht ausschlieûen, daû sich mit
zunehmender Schwächung der Aktiva der SGA die
Kapitalverluste erhöhen und das Miûverhältnis zwi-
schen den Finanzierungslasten und den Aktivzinsen
vergröûert. Da die Verzugszinsen schwer eintreibbar
sind und eingedenk der Erfahrungen sollte nach Auf-
fassung der Kommission vorsichtigerweise der höchste
geschätzte Verlustwert, also 2 700 Mrd. ITL, ange-
nommen werden. Da überdies der theoretische Höchst-
verlust (12 378 Mrd. ITL), der aus der von Rothschild
angenommenen Situation resultieren könnte, durch die

staatliche Bürgschaft gedeckt wäre, haben die bei der
SGA verbleibenden Aktiva keinen positiven Wert.

Wie schon in anderen Fällen hat die Kommission den-
noch auch zusätzliche Faktoren in Betracht gezogen,
die die endgültige Nettokostenbelastung für den Staat
mindern könnten.

Bei diesen angenommenen Kosten ist zu beachten, daû
gemäû Gesetz Nr. 588/96 die eventuell von der Auf-
fangstruktur verursachten Verluste vor allem durch die
Erträge aus der Abtretung der vom Schatzamt gehalte-
nen Aktien der Bank gedeckt werden sollen. Um die
Nettokosten für den Staat zu ermitteln, ist es also
statthaft, wie schon in anderen Fällen die Nettoeinnah-
men aus der Veräuûerung der im Besitz des Staates
befindlichen Aktien der Bank von den für die öffent-
liche Hand entstehenden Bruttokosten der Ausglie-
derungsoperation abzuziehen. Auûerdem ist der Wert
der dem Staat verbleibenden Minderheitsbeteiligung
eindeutig ein Vermögenswert, der sich sicherer bemes-
sen läût, als wenn man die Ergebnisse des Umstruktu-
rierungsplans abwartet, wodurch die Bewertung des
betreffenden Vermögens zudem stärker zufallsabhängig
würde. Das Schatzamt hat hierzu seine Absicht erklärt,
die in seinem Besitz befindlichen Aktien (17,4% des
Kapitals der Bank) abzutreten. Auf der Grundlage des
Börsenkurses dieser Aktien im letzten Halbjahr ist
davon auszugehen, daû diese Beteiligung einen Wert
von ca. 1 000 Mrd. ITL hat.

Zu berücksichtigen ist hierbei, daû dem Schatzamt
auch die Ergebnisse der derzeit laufenden Privatisie-
rung der BNL zugute kommen dürften, die gegenwär-
tig einen Anteil in Höhe von 27,7% an der Bank
besitzt. Im Lichte der Wertsteigerung der Banco-di-Na-
poli-Aktien, die durch die genannte Entwicklung des
vergangenen Halbjahrs belegt wird, ist der Wert der
BNL-Beteiligung an der Bank mit ca. 1 500 Mrd. ITL
anzusetzen. Im Rahmen der Privatisierung der BNL,
die bereits in Erfüllung der von der italienischen Regie-
rung übernommenen und mit dem Erlaû des Minister-
präsidenten vom 28. Januar 1998 festgeschriebenen
Verpflichtung eingeleitet wurde, wird das Schatzamt
unmittelbar von diesem Wertzuwachs profitieren. Der
Erlaû sieht ein Direktangebot vor, um eine Gruppe
fester Aktionäre zu bilden, sowie ein öffentliches Ver-
kaufsangebot, das dem Staat ausgehend von den aktu-
ellen Kurswerten schätzungsweise Einnahmen in Höhe
von etwa 10 000 Mrd. ITL bringen dürfte. Nachdem
sich mehrere in- und ausländische Banken an den Data
Rooms beteiligt hatten, nahm das Schatzamt das Ange-
bot der Banco Bilbao Vizcaya zum Erwerb einer
10%igen Beteiligung am Kapital der Bank an. Der
zweite Teil der Operation ist für Herbst 1998 vorgese-
hen, und das Schatzamt hat bereits die Global Coordi-
nators für den öffentlichen Verkauf bestellt. Hierzu ist
hervorzuheben, daû das Schatzamt mit Blick auf den
künftigen Marktverkauf eines Anteils von mindestens
50% seiner eigenen Beteiligung die Sparaktien der
BNL in ordentliche Wertpapiere umgewandelt und auf
diese Weise seine Beteiligung an dieser Bank von
85,5% auf 70% verringert hat.

L 116/46 4.5.1999Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



Ausgehend von den quantitativen Bewertungen ist die
Kommission schlieûlich zu der Auffassung gelangt,
daû die Nettokostenbelastung des Staates für die Aus-
gliederungsgesellschaft, abzüglich der Erlöse aus der
Abtretung der Banco-di-Napoli-Aktien durch das
Schatzamt und der zusätzlichen Erlöse aus dem Ver-
kauf der Beteiligung der BNL im Rahmen der laufen-
den Privatisierung, auf der Grundlage der von den ita-
lienischen Behörden gelieferten Angaben auf ca.
200 Mrd. ITL veranschlagt werden kann.

Allerdings könnte eine eventuelle Überschreitung des
Gesamtbetrags der Beihilfen zusätzliche staatliche Bei-
hilfen beinhalten. Insbesondere könnte eine Abwei-
chung des Nettokostenaufwands der öffentlichen
Hand von den aktuellen Schätzwerten letztendlich
Anlaû zu zusätzlichen staatlichen Beihilfen zugunsten
der Bank geben, weil diese Zusatzkosten Verlusten ent-
sprechen, für die sie wahrscheinlich hätte aufkommen
müssen, wenn diese Aktiva nicht auf die SGA übertra-
gen worden wären. Da die Schaffung derartiger Aus-
gliederungsstrukturen mit erheblichen Unsicherheits-
faktoren verbunden ist, muû sich die Genehmigung der
Kommission für die jetzt geschätzte Beihilfe auf den
gesamten zum Zeitpunkt der Entscheidung bestehen-
den Mechanismus beziehen. Im vorliegenden Fall stüt-
zen sich die jüngsten Rothschild-Bewertungen auf die
Entwicklung nach Gründung der SGA, so daû Ver-
anlassung besteht, die Spanne der voraussichtlichen
Verluste der Ausgliederungsstruktur gröûer anzusetzen.
Diese Spanne liegt derzeit wie vorstehend angegeben
zwischen 1 000 und 2 700 Mrd. ITL. Die Beihilfege-
nehmigung der Kommission muû das durch die Garan-
tie abgedeckte theoretische Höchstrisiko in Höhe von
12 378 Mrd. ITL betreffen.

Zu den Auswirkungen der Ausgliederung auf die
Schuldnerunternehmen haben die italienischen Behör-
den erklärt, daû die Verwertung der Aktiva nach
streng professionellen Kriterien erfolgt. Gemäû ihrem
Gesellschaftszweck muû die SGA die übertragenen
Aktiva getreu dem Ziel einer Verwertung nach wirt-
schaftlichen Grundsätzen verwalten. Insbesondere muû
es ihr gelingen, bei der Beitreibung von Forderungen
und der Verwertung anderer Aktiva in möglichst kur-
zer Zeit maximale Einnahmen zu erzielen. Zudem
unterliegt das Management der SGA der Kontrolle
durch die Banca d'Italia. Die Kommission konnte fest-
stellen, daû sich die Übertragungsgesellschaft wie ein
privater Kapitalgeber verhält, der die Kosten der Akti-
vaverwertung minimieren will. Die Kommission behält
sich jedoch vor zu prüfen, ob Beihilfen zugunsten der
Schuldnerunternehmen oder der auf die SGA übertra-
genen Aktiva gewährt wurden.

3.3. Die Steuererleichterungen

Zu den in Artikel 3 Absatz 7 des Gesetzes vorgesehe-
nen Steuererleichterungen haben die italienischen

Behörden erklärt, es handele sich dabei um den gerin-
gen Betrag von ca. 36 Mrd. ITL, was nach Abzug des
betrieblichen Einkommens einem Nettowert von ca.
17,2 Mrd. ITL entspricht. Sie haben hervorgehoben,
daû der Bank bei der Forderungsabtretung nur ein
sehr geringer wirtschaftlicher Vorteil entstanden ist
und das Ergebnis ähnlich ausgefallen wäre, wenn die
Bank beschlossen hätte, die Übertragung nicht ein-
zutragen, was aufgrund der dafür geltenden Options-
möglichkeit machbar gewesen wäre. Beim Verkauf von
Zweigstellen geht die Eintragung in jedem Fall zu
Lasten des Erwerbers. Dadurch, daû die Bank unbe-
dingt abstoûen muû, gerät sie gegenüber dem oder den
potentiellen Erwerber(n) in eine schwache Verhand-
lungsposition, so daû es wenig wahrscheinlich ist, daû
die dem Erwerber gewährten Steuervergünstigungen
der Bank in irgendeiner Weise vollständig oder teil-
weise zugute kommen können.

Aufgrund der verfügbaren Informationen ist die Kom-
mission dennoch der Auffassung, daû die fraglichen
Maûnahmen Ð wenn auch geringe Ð staatliche Bei-
hilfen darstellen. Was die mit der Forderungsabtretung
verbundenen Vorteile betrifft, so hat sich die Bank
offenbar zu der Eintragung entschlossen, um die
Transparenz der Maûnahmen zu erhöhen und so die
Erwerber und ihre anderen Gläubiger zu beruhigen.
Diese Entscheidung beruhte also auf der Absicht, die
Forderungen bestmöglich abzutreten und die Unsicher-
heiten in bezug auf die Sanierung der Bank abzubauen,
und hat somit einen wirtschaftlichen Wert.

Dieselbe Schluûfolgerung kann auch für den Verkauf
der Zweigstellen gezogen werden, da nicht auszuschlie-
ûen ist, daû die Steuervergünstigungen der Bank wirt-
schaftlich zum Vorteil gereichen, auch wenn die Ein-
tragung formal zu Lasten des Erwerbers geht. Da es
sich um eine Ausnahme von einer allgemeinen Maû-
nahme handelt, die in ein zur Rettung und Umstruktu-
rierung bestimmtes und direkt die Bank betreffendes
rechtliches Instrumentarium aufgenommen wurde, ist
nicht erkennbar, daû diese Maûnahme einem anderen
Zweck dient als dem, die Bank zu unterstützen und
ihre Umstrukturierung zu erleichtern. Der Höchst-
betrag der in den betreffenden Steuererleichterungen
enthaltenen staatlichen Beihilfen wird wie vorstehend
angegeben mit einem Nettowert von 17 Mrd. ITL ver-
anschlagt.

Die Kommission ist der Auffassung, daû sich die aus
den genannten Faktoren ergebende staatliche Beihilfe
zugunsten der Bank in einer Spanne von 4 717 Mrd.
ITL bis 14 395 Mrd. ITL bewegt. Bei dieser Schätzung
muû der Wert der direkten und indirekten staatlichen
Beteiligungen an der Bank in Höhe von ca. 2 500 Mrd.
ITL berücksichtigt werden: Die Nettokosten der staat-
lichen Unterstützung betragen demnach 2 217 Mrd.
ITL, wobei die mögliche Obergrenze bei 11 895 Mrd.
ITL liegt, wenn das Gesamtrisiko der Ausgliederungs-
gesellschaft in Betracht gezogen wird.
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4. Verfälschung des Handels zwischen den Mitglied-
staaten

Durch die Liberalisierung der Finanzdienstleistungen
und die Integration der Finanzmärkte wird der inner-
gemeinschaftliche Handel immer anfälliger gegen
Wettbewerbsverfälschungen. Die Unterstützung einer
Bankengruppe wie der Banco di Napoli, die im freien
Wettbewerb auf internationalen Märkten Kredite und
sonstige finanzielle Mittel an Unternehmen ausreicht
und auûerdem im Wettbewerb mit anderen europäi-
schen Kreditinstituten Finanzdienstleistungen anbietet,
indem sie u. a. ihre Auslandstätigkeit über ihre Nieder-
lassungen erweitert, kann zu Verfälschungen des inner-
gemeinschaftlichen Handels führen. Dieser Trend ver-
schärft sich noch mit der Einführung der gemeinsamen
Währung und der endgültigen Öffnung der Märkte,
wodurch sich die angespannte Wettbewerbssituation
innerhalb der Gemeinschaftsländer weiter zuspitzt.

Hierbei ist auch zu berücksichtigen, daû die Banken
zwar ihre hauptsächlich auf die Entgegennahme von
Einlagen und Gewährung von Krediten gestützte
Tätigkeit grenzüberschreitend ausüben können, jedoch
bei ihrer Expansion im Ausland oftmals auf Hinder-
nisse stoûen. Diese Hindernisse hängen oft damit
zusammen, daû vor Ort inländische Banken tätig sind,
was den Markteintritt ausländischer Wettbewerber ver-
teuert. Da die Liberalisierung den Banken immer grö-
ûere Möglichkeiten eröffnen wird, ihre Dienste in den
anderen Mitgliedstaaten anzubieten, wie es CreÂdit
Lyonnais, die Deutsche Bank oder die Westdeutsche
Landesbank bereits tun, kann eine staatliche Beihilfe,
die einer internationalen oder inländischen Bank
gewährt wird, diese Möglichkeiten behindern. Beihil-
fen, die Ð auch lokale Banken Ð am Leben erhalten
sollen, die andernfalls wegen ihrer geringeren Lei-
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit vom Markt
gedrängt würden, könnten daher den freien Wett-
bewerb auf Gemeinschaftsebene verfälschen, weil sie
den Zugang ausländischer Banken zum italienischen
Markt erschweren.

Ohne die fraglichen Beihilfen hätte die Banco di
Napoli wahrscheinlich liquidiert werden müssen. In
einem solchen Fall hätten die Aktiva der Bank von
einem oder mehreren ausländischen Wettbewerber(n)
erworben werden können, die sich in Italien eine solide
Position aufbauen wollen. Die Kundschaft der Bank
hätte darüber hinaus zu anderen, gegebenenfalls aus-
ländischen Banken überwechseln müssen. Daher ist
einzuschätzen, daû die Beihilfen zugunsten der Bank
unter die Bestimmungen von Artikel 92 Absatz 1 EG-
Vertrag fallen, da sie staatliche Beihilfen darstellen, die
den Wettbewerb in einem Maûe verfälschen, daû sie
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchti-
gen können.

5. Bewertung der Vereinbarkeit der staatlichen Beihil-
fen zugunsten der Banco di Napoli

5.1. Allgemeine Betrachtungen

Nach der Bewertung des Vorhandenseins staatlicher
Beihilfen in der der Bank gewährten finanziellen Unter-
stützung hat die Kommission zu untersuchen, ob diese
Beihilfen im Sinne von Artikel 92 Absätze 2 und 3 EG-
Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind.

Im vorliegenden Fall ist vor allem zu berücksichtigen,
daû es sich weder um eine Beihilfe sozialer Art für ein-
zelne Verbraucher noch um eine Beihilfe zur Förderung
der Entwicklung bestimmter italienischer Regionen
oder zur Behebung einer tiefgreifenden wirtschaftli-
chen Störung handelt, sondern um eine Beihilfe zur
Überwindung der Schwierigkeiten einer einzigen Emp-
fängereinrichtung, der Banco di Napoli, und nicht von
Schwierigkeiten, die einen ganzen Wirtschaftszweig
betreffen. Die Gründe für die Verluste der Bank liegen
in ihr selbst und dürften weitgehend mit der aggressi-
ven Geschäfts- und Kreditpolitik der Bank verbunden
sein, die ohne eine strenge Risikokontrolle betrieben
wurde. Die Beihilfe kann demzufolge nicht als in
gemeinsamem europäischem Interesse liegend betrach-
tet werden.

Deshalb kann nur die in Artikel 92 Absatz 3
Buchstabe c) vorgesehene Ausnahmeregelung in
Betracht gezogen werden. Die Vereinbarkeit der fragli-
chen Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt muû
anhand der besonderen Vorschriften über die Rettungs-
und Umstrukturierungsbeihilfen beurteilt werden (6).
Generell ist die Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen
zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten von
mehreren Voraussetzungen abhängig, darunter

1. die vollständige Durchführung eines auf realisti-
schen Annahmen beruhenden Umstrukturierungs-
plans, mit dessen Hilfe innerhalb eines vernünfti-
gen Zeitraums die geforderte Mindestverzinsung
des investierten Kapitals erreicht und die langfri-
stige finanzwirtschaftliche Leistungsfähigkeit des
Unternehmens gesichert werden kann;

2. die Erbringung ausreichender Gegenleistungen, um
die wettbewerbsverfälschende Wirkung der Beihilfe
auszugleichen, damit davon ausgegangen werden
kann, daû die Beihilfe dem gemeinsamen Interesse
nicht zuwiderläuft;

(6) Vgl. Fuûnote 5.
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3. die Verhältnismäûigkeit der Beihilfe in bezug auf
die angestrebten Ziele und die Begrenzung ihrer
Höhe auf den für die Umstrukturierung unbedingt
notwendigen Betrag, damit die Sanierungsmaûnah-
men soweit wie möglich von dem Unternehmen
selbst getragen werden;

4. die vollständige Verwirklichung des Umstrukturie-
rungsplans und die Durchführung jeder anderen in
der endgültigen Entscheidung der Kommission vor-
gesehenen Maûnahme;

5. die Schaffung eines Kontrollsystems in bezug auf
die vorstehend genannte Bedingung.

Ausgehend von den für Umstrukturierungsbeihilfen
geltenden Rechtsvorschriften ist die Kommission der
Auffassung, daû derartige Beihilfen in der Regel nur
einmal gewährt werden müssen.

5.2. Analyse des Umstrukturierungsplans

Der Umstrukturierungsplan der Bank wurde mit Unter-
stützung der vom Schatzamt als Berater benannten
Geschäftsbank Rothschild erarbeitet. Der erste, Ende
Juni 1996 erstellte Plan enthielt mehrere Maûnahmen,
die teilweise schon seit Beginn des Jahres 1996 umge-
setzt worden waren. Ende November 1996 wurde die-
ser Plan durch einige Maûnahmen verstärkt und präzi-
siert, um noch vor Jahresende die Privatisierung der
Bank zu ermöglichen. Der neue Plan beinhaltet ins-
besondere die Übertragung von Aktiva der Bank in
Höhe von ca. 12 400 Mrd. ITL auf eine Ausglie-
derungsgesellschaft, die Einführung einer strengeren
Kostendeckungspolitik und Maûnahmen zur Verstär-
kung des Personalabbau- und Kostendämpfungspro-
gramms.

Der Plan enthält vor allem konkrete Angaben zu den
Gründen für die Zahlungsunfähigkeit der Bank, dar-
unter zahlreiche strukturelle, finanzielle, Führungs-
und Planungsmängel. Auf der Führungsebene sind ins-
besondere ein ungeeignetes Personalmanagement, eine
komplizierte Organisationsstruktur, unzureichende
Informationssysteme, eine schwache Geschäftstätigkeit
und ein riskantes Finanzmanagement festzustellen.
Hinsichtlich der strategischen Entwicklung ergab die
Analyse eine territorial unausgewogene Expansion,
eine unkontrollierte Kreditpolitik, eine inkohärente
Auslandspräsenz, Investitionen in zu riskante Opera-
tionen und das Fehlen innovativer Produkte. Diese
Mängel führten zu ernsthaften wirtschaftlichen und
finanziellen Problemen, die mit Verlusten im Kredit-
geschäft, einer unzureichenden Kapitaldecke, einer

geringen Rentabilität und mangelnder Liquidität ein-
hergingen. Insbesondere haben die Kreditverluste die
finanzielle Schieflage (Verringerung des Zinsüberschus-
ses und jährliche Verluste) und die unausgeglichene
Vermögenssituation (Anstieg der unproduktiven Aktiva
und Verringerung der keine Kosten verursachenden
Passiva) durch eine übermäûige Inanspruchnahme des
Interbankenmarktes verschärft. Das Zweigstellennetz
wurde planlos erweitert: Die in den nördlichen Regio-
nen mit ihrem hart umkämpften Bankenmarkt eröff-
neten Filialen erzielten aufgrund zu geringer Über-
schüsse, zu hoher Risiken und übermäûiger Struk-
turkosten nicht die erhofften Ergebnisse. Die
Personalkosten waren höher als in den anderen örtli-
chen Kreditinstituten und entsprachen weder der
betrieblichen noch der gesamten Marktentwicklung.

Der Umstrukturierungsplan fügt sich in eine wett-
bewerbsgerechte und transparante Privatisierungsmaû-
nahme ein, die innerhalb eines extrem kurzen Zeit-
raums, ohne die Bestätigung der Sanierung abzuwar-
ten, und mit deutlich unter der gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestkapitalausstattung liegenden
Eigenmitteln erfolgt, so daû die potentiellen Erwerber
die Kapitalaufstockung der Bank selbst vornehmen
müssen. Generell befürwortet die Kommission ein sol-
ches Konzept, weil es grundsätzlich die endgültige
Lösung des Sanierungsproblems der Bank für den Staat
gewährleistet und zur Umgestaltung des globalen Kon-
trollsystems (¹corporate governanceª) der Bank, das
die Ursache der Konzernverluste war, beiträgt. Die
Kommission betrachtet diese Lösung als angemessen,
weil sie die Wiederherstellung eines wirksameren Kon-
trollsystems, beruhend auf einem keine Marktverzer-
rungen bewirkenden Vorgehen, ermöglicht.

Hierbei muû berücksichtigt werden, daû die Bank in
den zurückliegenden Jahren mit direkter oder indirek-
ter Unterstützung des Staates eine unvorsichtige Politik
betrieben hat, weshalb sie später besonders hohe Ver-
luste zu verzeichnen hatte. Ein solches Verhalten zeugt
insbesondere aus zwei Gründen von geringer Umsicht:
vor allem, weil sich infolge des uneffektiven globalen
Kontrollsystems der endgültige Betrag der gegenwärtig
notwendigen Beihilfen maûgeblich erhöht hat, da sich
die angesprochenen Aktionäre passiv verhielten und
somit ein Problem des ¹moral hazardª (7) hinzukam.
Und zweitens, weil sich im Bankensektor die Folgen
eines falschen und unvorsichtigen Vorgehens in der
Regel erst nach einer gewissen Zeit herausstellen, da
im allgemeinen ein längerer Zeitraum vergehen muû,
ehe die Übernahme übermäûiger Risiken in finanzielle
Verluste umschlägt. Aus diesem Grund kann ein ris-
kanter Kurs über längere Zeit verfolgt werden, mit
dem Ergebnis, daû er schwerwiegendere Verzerrungen
bewirkt.

(7) Dieser Effekt des moralischen Risikos (¹moral hazardª)
bewirkt folgendes: je gröûer die Managementfehler, desto
mehr wird das dafür verantwortliche Unternehmen unter-
stützt.
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Der Umstrukturierungsplan betrifft alle Schwach-
punkte der Bank und zielt darauf ab, ihr Geschäftspro-
fil zu sanieren, das Gleichgewicht in ihrer Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage wiederherzustellen und ihre
kurzfristige Privatisierung zu gewährleisten.

Insbesondere sieht der Sozialplan den Wegfall von
2 480 Arbeitsplätzen vor, von denen ca. 1 000 bereits
1996 und genauso viele 1997 abgebaut wurden. Nach
den Bestimmungen des Dekrets müssen die durch-
schnittlichen Personalkosten je Beschäftigten, die 1996
bei 125 Mio. ITL lagen, bis auf den im italienischen
Bankensektor geltenden Durchschnittswert von
117 Mio. ITL zurückgeführt werden. Die Verwaltungs-
kosten sollen 1997 um 12% und 1998 um 9%
gesenkt werden.

Übersicht 3

Geschäftsplan der Banco di Napoli

(in Mrd. ITL)

1995 1996 1997 1998 1999

Zinsüberschuû 1 961 1 635 1 597 [¼] (*) [¼] (*)

Leistungsüberschuû 534 621 649 [¼] (*) [¼] (*)

Summe der Über-
schüsse aus Ver-
mittlungsgeschäften 2 495 2 256 2 246 [¼] (*) [¼] (*)

Personalaufwand �1 512 �1 540 �1 322 [¼] (*) [¼] (*)

Sonstiger Verwal-
tungsaufwand �613 �550 �518 [¼] (*) [¼] (*)

Summe der all-
gemeinen Aufwen-
dungen �2 125 �2 090 �1 840 [¼] (*) [¼] (*)

Bruttobetriebs-
ergebnis 370 166 406 [¼] (*) [¼] (*)

Kreditverluste und
Rückstellungen �3 112 �1 533 �202 [¼] (*) [¼] (*)

Sonstige
Rückstellungen �382 �500 �270 [¼] (*) [¼] (*)

Auûerordentliche
Nettoerträge �24 201 90 [¼] (*) [¼] (*)

Summe sonstiger
Posten �3 518 �1 832 �382 [¼] (*) [¼] (*)

Ergebnis vor
Steuern �3 148 �1 665 23 [¼] (*) [¼] (*)

Steueraufwand �8 �4 �4 [¼] (*) [¼] (*)

Ergebnis nach
Steuern �3 156 �1 669 19 [¼] (*) [¼] (*)

(*) Teile der vorliegenden Entscheidung wurden so abgefaût, daû ver-
trauliche Angaben nicht offengelegt werden; diese Teile stehen in
eckigen Klammern und sind durch ein (*) gekennzeichnet.

Die Annahmen des Plans erscheinen hinlänglich reali-
stisch. Sie gehen von einer Senkung der kurzfristigen
Zinssätze um ca. 300 Basispunkte zwischen 1996 und

1999 sowie einer Verringerung des Zinsüberschusses
aus Ausleihungen und Einlagen um ca. 130 Basis-
punkte aus. Die Wachstumsrate bei der Mittelaufbrin-
gung bleibt gering, während bei den Ausleihungen ein
deutlicher Zuwachs zu verzeichnen sein dürfte. Der
Überschuû aus Vermittlungsgeschäften bleibt dank des
Anstiegs der Provisionen, deren Anteil an diesem Über-
schuû das hohe Niveau erreichen dürfte, wie es für
unter einem stärkeren Wettbewerbsdruck stehende
Banken typisch ist, auf einem zufriedenstellenden
Stand. Die Rückkehr in die Gewinnzone wird aller-
dings wohl nicht aufgrund höherer Überschüsse aus
Vermittlungsgeschäften erreicht, die unter dem Wert
von 1995 bleiben, sondern aufgrund der Senkung der
allgemeinen Aufwendungen und der Kreditkosten. Das
kann weiterhin die Stichhaltigkeit der Prognosen, cete-
ris paribus, garantieren, da eine derartige Verbesserung
auf Aspekten beruht, die stärker von der Kontrolle des
Unternehmens abhängen und nicht vom Wachstum des
Marktes und des Umsatzes. Die Abnahme der Rück-
stellungen spiegelt augenscheinlich die Übertragung
der nicht einträglichen Forderungen auf die Ausglie-
derungsstruktur und die Verringerung des Aktiva-
bestands wider. Dessen ungeachtet sieht der Plan auch
die Anpassung des Satzes für nicht einträgliche Forde-
rungen an ¹natürlichereª Werte vor.

Die Vergütung des Darlehens der Bank an die Ausglie-
derungsgesellschaft wurde nicht starr festgesetzt, son-
dern auf der Grundlage eines Indexierungssystems an
die kurzfristigen marktüblichen Zinssätze des Vorjah-
res gebunden (siehe Punkt 2.2). Bei einer allgemeinen
Zinssenkung kann ein solcher Mechanismus der Bank
zu einer angemessenen Vergütung verhelfen, wenn
man die normalerweise höhere Vergütung der an die
Kunden ausgereichten Kredite und die Kosten der Mit-
telaufbringung berücksichtigt.

Aufgrund der Analyse der vorgelegten Unterlagen
erscheint der Sanierungsplan der Bank angemessen.
Die Unterstützung einer internationalen Geschäftsbank
wie Rothschild gewährleistet, daû die grundsätzlichen
Probleme der Bank entsprechend in Betracht gezogen
werden. Die Umstrukturierungsmaûnahmen betreffen
faktisch die wichtigsten Aspekte der ordentlichen
Geschäftsführung (Personal, Organisation, Informati-
onswesen, Geschäfte), der strategischen Entwicklung
(Kundenpolitik, territoriale Entwicklung, Produkt-
erneuerung) und der Finanzstruktur (Eigenmittel, For-
derungsqualität, Rentabilität, Liquidität). Diese Maû-
nahmen wurden gröûtenteils schon umgesetzt, was ins-
besondere für die Senkung der Arbeitsstückkosten und
der absoluten Arbeitskosten gilt. Der Personalaufwand
wurde 1997 um 142 Mrd. ITL bzw. 11% reduziert;
der Pensionsaufwand verringerte sich um 83 Mrd. ITL
bzw. 36%.

Die von der Bank 1997 erzielten Ergebnisse bestätigen,
daû die Sanierung greift, und trotz der Verringerung
des Aktivabestands überstiegen sie die Erwartungen
des Geschäftsplans. Bereits nach den ersten sechs
Monaten lag das Nettoergebnis (16,8 Mrd. ITL) über
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dem erwarteten Wert und entsprach dem für Ende des
Jahres erwarteten Niveau. Im zweiten Halbjahr 1997
setzte sich diese Erholung fort, und die Bank schloû
das Geschäftsjahr mit einem über dem veranschlagten
Wert liegenden Nettogewinn von 142 Mrd. ITL, so
daû sie eine Dividende an die Kleinaktionäre ausschüt-
ten konnte. Im einzelnen zeigen die Bilanzen, daû es
der Bank gelungen ist, die Abnahme des Überschusses
aus Vermittlungsgeschäften dank des Anstiegs der Net-
toprovisionen und der Stabilisierung des Zinsüber-
schusses zu stoppen und diesen Trend schlieûlich sogar
umzukehren. Die spürbare Senkung der allgemeinen
Aufwendungen, insbesondere dank radikaler Einspa-
rungen bei den Personalkosten, stimmt offenbar mit
den im Plan getroffenen Voraussagen überein. Auf-
grund dieser Entwicklungen ist einzuschätzen, daû der
Umstrukturierungsplan vollständig geeignet ist, in den
kommenden Jahren die erwarteten und wahrscheinlich
noch bessere Ergebnisse hervorzubringen.

Die Glaubwürdigkeit des Umstrukturierungsplans
wurde dadurch bestätigt, daû die privaten Aktionäre
der nach der Privatisierung durchgeführten Eigenmit-
telerhöhung um etwa 900 Mrd. ITL voll zustimmten.
An dieser Operation wirkte das Schatzamt nicht mit,
sondern es waren mehrheitlich die privaten Aktionäre,
insbesondere das INA (8), beteiligt. Hierzu schätzt die
Kommission ein, daû die Mehrheitsbeteiligung des
INA und der privaten Aktienbesitzer an dieser Maû-
nahme deren wirtschaftlichen Charakter garantiert
und die Glaubwürdigkeit des Umstrukturierungsplans
der Bank erhöht.

Nach Auffassung der italienischen Behörden ist die
langfristige finanzwirtschaftliche Leistungsfähigkeit,
die bereits jetzt durch die im Umstrukturierungsplan
vorgesehenen Maûnahmen gewährleistet wird, auch im
Falle eines Zusammenschlusses mit der BNL gesichert.
Sie hoben die positiven Auswirkungen der Synergien
zwischen beiden Banken auf die Rentabilitätsquote der
Banco di Napoli sowie die umfassenden Umstrukturie-
rungsbemühungen der BNL im Hinblick auf das Priva-
tisierungsvorhaben hervor. Hierbei ist zu beachten,
daû die bereits eingeleitete Privatisierung der BNL die
Gefahr ausschlieût, daû die Mehrheitsbeteiligung an
der Bank vom privatrechtlichen Anteilseigner (INA)
auf den öffentlichen Anteilseigner (BNL) übergeht.
Demzufolge verringert sich auch das Risiko, im Falle
der Nichterfüllung der im Umstrukturierungsplan vor-
gegebenen Ziele weitere öffentliche Mittel zuführen zu
müssen. Die Privatisierung der BNL bestätigt vielmehr
den endgültigen Übergang der Mehrheitsbeteiligung an
der Banco di Napoli in private Hände.

Zur Möglichkeit eines Zusammenschlusses der Bank
und der BNL nach der Privatisierung der letzteren

stellt die Kommission fest, daû der genaue Zeitpunkt
für die Umsetzung dieses Vorhabens gegenwärtig noch
nicht feststeht. Sollte dieses Vorhaben wie im Dekret
vom 21. Januar 1998 vorgesehen verwirklicht werden,
so würde aus der Fusion eine neue Bank hervorgehen,
deren Kapital angesichts der Vermögenswerte der bei-
den Banken und ihrer Marktkurse mit deutlicher
Mehrheit von Privaten gehalten würde, während der
Staat eine Minderheitsbeteiligung behält.

Trotzdem wollte die Kommission prüfen, ob die mögli-
che Fusion mit der BNL die Rentabilität des daraus
hervorgehenden Unternehmenszusammenschlusses und
damit der Bank nicht beeinträchtigen würde. Tatsäch-
lich erzielte die BNL in den letzten Geschäftsjahren ein
eher bescheidenes Rentabilitätsniveau, das nicht darauf
schlieûen läût, daû die Eigenmittelrentabilität der aus
der Fusion der BNL und der Bank entstehenden neuen
Bank ohne zusätzliche Elemente für einen marktwirt-
schaftlich handelnden privaten Kapitalgeber akzepta-
bel wäre. Die italienischen Behörden haben hierzu
angemerkt, daû die BNL ein umfassendes Umstruktu-
rierungsvorhaben eingeleitet hat, dessen Kosten noch
vor der Fusion von ihr selbst getragen werden. Ins-
besondere hat die BNL bereits umfangreiche Rückstel-
lungen für die Umstrukturierungsmaûnahmen und -ko-
sten vorgenommen, was zu einer entsprechenden Ver-
ringerung des Nettovermögens führte. Man kann also
zu Recht davon ausgehen, daû die Fusion keine negati-
ven Auswirkungen auf die Ertragskraft der neuen
Bank im Vergleich zu den nur die Banco di Napoli
betreffenden Schätzungen haben wird; längerfristig
kann ein gewinnbringender Effekt erwartet werden.

Die Geschäftsbank Rothschild hat der Kommission
einen Bericht vorgelegt, in dem die Fortschritte hervor-
gehoben werden, die die BNL seit dem Führungswech-
sel 1993 erzielt hat. Neben den genannten Rückstel-
lungen sind in der BNL auch deutliche Anzeichen für
eine strukturelle Sanierung zu erkennen. Gemäû ihren
Strategien ist es ihr gelungen, den systemweiten Rück-
gang des Zinsüberschusses zu stoppen und die Erträge
aus Dienstleistungen dank des Schubs bei den Spar-
und Versicherungsleistungen zu steigern. Auf der
Kostenseite gelang es der BNL zudem, durch Personal-
abbau die realen Arbeitskosten zu verringern. Der lau-
fende Umstrukturierungsplan, der unter anderem eine
weitere Personal- und Kostenreduzierung vorsieht
(�3 700 Beschäftigte in den Jahren 1998Ð2000), läût
für die kommenden Jahre gute Aussichten auf eine Ver-
besserung der bisher erreichten Ergebnisse erkennen.

Laut Einschätzung der Rothschild-Bank würden sich
die Ergebnisse der Bank im Falle ihrer Fusion mit der
BNL verbessern. Der Zusammenschluû beider Banken
könnte maûgebliche Synergieeffekte in Höhe von ca.
500 Mrd. ITL bewirken, da sie sich hinsichtlich ihres
geographischen Einzugsgebiets und ihrer Funktionen
gegenseitig ergänzen. Synergien wären auch in bezug
auf die Personalkosten, die sonstigen allgemeinen Auf-
wendungen und die nichtfinanziellen Erträge möglich.
Im einzelnen wären dies Synergieeffekte in Höhe von

(8) Der private Charakter des INA wurde auf der Grundlage
der von den italienischen Behörden bereitgestellten Infor-
mationen über dessen Aktionäre bestimmt, insbesondere
aufgrund der maûgeblichen Beteiligung privater institutio-
neller Kapitalgeber und der betreffenden Stimmrechte.
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ca. 240 Mrd. ITL bei den Personalkosten (47,5% des
gesamten Personalaufwands), einhergehend mit einem
Personalabbau in den Generaldirektionen und einer
Rationalisierung des Netzes in- und ausländischer
Zweigstellen; 125 Mrd. ITL bei den sonstigen all-
gemeinen Aufwendungen (25% des Gesamtvolumens)
und 140 Mrd. ITL bei den nichtfinanziellen Erträgen
(27,5% der Gesamtsumme), insbesondere in den Zen-
tren der Finanz- und Provisionsgewinne.

Verglichen mit anderen Zusammenschlüssen scheint
bei den hier herangezogenen Annahmen das Vorsichts-
prinzip ausreichend berücksichtigt. Die Synergieeffekte
werden mehr oder weniger mit 30% der Geschäfts-
kosten angesetzt, wo in anderen Fällen, insbesondere
in Italien und im Vereinigten Königreich, solche
Effekte in Höhe von ca. 35% der Geschäftskosten
erreicht wurden.

Demnach könnte sich die Kapitalrentabilität der Bank
im Fall der Fusion mit der BNL von 76% auf 11,6%
erhöhen. Dieses Niveau ist angemessen, um insgesamt
die langfristige finanzwirtschaftliche Leistungsfähigkeit
zu gewährleisten. Wie von der Geschäftsbank Roth-
schild bestätigt wurde, ist ein solches Ergebnis offen-
sichtlich von der vollständigen Verwirklichung des
Umstrukturierungsplans der Bank und von deren
Zusammenschluû mit der BNL abhängig. Die Einbrin-
gung der Bank in die INA/BNL-Gruppe und die Mehr-
heitsbeteiligung der INA wird in jedem Falle auch
ohne eine reguläre Fusion zwischen der Bank und der
BNL die langfristige finanzwirtschaftliche Rentabilität
der Bank sichern.

Unter Berücksichtigung der vorstehend genannten
Erwägungen ist die Kommission zu der Auffassung
gelangt, daû im Falle einer Fusion der beiden Banken
die finanzwirtschaftliche Rentabilität der Gruppe
Banco di Napoli-BNL gewährleistet wäre und nicht
mehr auf staatliche Unterstützungsmaûnahmen zurück-
gegriffen werden muû.

5.3. Verhältnismäûigkeit der Beihilfe in bezug auf die
angestrebten Ziele

Was die Erfüllung der übrigen in den Vorschriften für
Umstrukturierungsbeihilfen enthaltenen Voraussetzun-
gen anbelangt, so leistet die Bank nach Ansicht der
Kommission einen erheblichen Beitrag aus eigenen
Mitteln zu den Umstrukturierungskosten. In diesem
Zusammenhang sei daran erinnert, daû die Bank die
Kosten zur Deckung aller auf die Auffangstruktur
übertragenen Verpflichtungen in Höhe von ca.
4 400 Mrd. ITL getragen hat; dieser Betrag ist mehr
als doppelt so hoch wie die vom Schatzamt übernom-
mene Kapitalerhöhung. Hinzu kommen die Abtretun-
gen (ohne die Ausgliederungsoperation) von mittelfri-

stigen Forderungen in Höhe von 5 300 Mrd. ITL in
zwei Jahren (1995 und 1996), von vorwiegend finan-
ziellen Beteiligungen in Höhe von ca. 210 Mrd. ITL
und von Immobilien im Wert von ca. 230 Mrd. ITL.

Darüber hinaus gebietet der Grundsatz der Beschrän-
kung der Beihilfe auf das notwendige Mindestmaû,
darauf zu achten, daû die Bank zum einen über ausrei-
chende Eigenmittel zur Erfüllung ihrer regulären Ver-
pflichtungen verfügt und daû sie zum anderen nicht
mit über das notwendige Mindestmaû hinausgehenden
Eigenmitteln ausgestattet ist. Hierzu stellt die Kommis-
sion fest, daû bei der Beurteilung der Mindestkapital-
ausstattung die Möglichkeit in Betracht zu ziehen ist,
daû nach der öffentlichen Intervention die übrigen
Aktionäre die notwendigen zusätzlichen Mittel zufüh-
ren. So ist beispielsweise denkbar, daû bei einer kurz-
fristigen Privatisierung im Wege einer Ausschreibung
der potentielle Erwerber für die Einhaltung der vor-
geschriebenen Verpflichtungen Sorge trägt.

Hierzu verweist die Kommission darauf, daû die mit
2 000 Mrd. ITL anzusetzende Kapitalerhöhung durch
das Schatzamt besonders gering war, denn aufgrund
der Ende 1996 verbuchten Verluste, durch die sich das
Eigenkapital der Bank auf ca. 1 000 Mrd. ITL verrin-
gerte, reichte sie nicht aus, um den notwendigen Solva-
bilitätskoeffizienten wiederherzustellen. Die vor-
geschriebene Kapitalausstattung des Konzerns wurde
durch die Erwerber und die anderen privaten Aktio-
näre gesichert, die 1997 eine Kapitalaufstockung vor-
nahmen. Demnach ist einzuschätzen, daû der Beitrag
des Schatzamtes tatsächlich auf das notwendige Min-
destmaû beschränkt war.

5.4. Erbringung von Gegenleistungen

Was die Gegenleistungen zum Ausgleich der wett-
bewerbsverfälschenden Wirkungen der Beihilfen für
die Wettbewerber betrifft, so sei an die diesbezügliche
Politik der Kommission erinnert. Mit diesen Gegenlei-
stungen sollen gemäû den gemeinschaftlichen Leit-
linien für die Beurteilung von staatlichen Beihilfen zur
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in
Schwierigkeiten die nachteiligen Auswirkungen auf
Konkurrenten nach Möglichkeit ausgeglichen werden.
Andernfalls würden die Beihilfen ¹dem gemeinschaftli-
chen Interesse zuwiderlaufenª und könnten nicht
gemäû Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag
freigestellt werden.

Die Gegenleistungen müssen tendenziell ein zusätzli-
ches Bemühen des Beihilfeempfängers zu den für seine
Sanierung notwendigen Umstrukturierungsmaûnahmen
darstellen. Folglich darf es sich vor allem weder um
direkt noch um indirekt durch staatliche Beihilfen
finanzierte Maûnahmen handeln.
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Die Kommission hat kürzlich im Falle einer anderen
Bank darauf verwiesen, daû die durch die Beihilfen
bewirkte theoretische Wettbewerbsverfälschung
geschätzt werden kann. Die im Bankensektor geltende
Solvabilitätspflicht, die ein direktes Verhältnis zwi-
schen der Kapitalausstattung einer Bank und den nach
dem Risiko gewichteten Verpflichtungen, die die Bank
übernehmen darf, festlegt, ermöglicht die direkte
Bestimmung der möglichen theoretischen Auswirkung
der Kapitalaufstockung einer Bank auf ihre Aktiva.
Nach Maûgabe der Richtlinie 89/647/EWG des Rates
vom 18. Dezember 1989 über einen Solvabilitätskoef-
fizienten für Kreditinstitute (9), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 96/10/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates (10), gilt für alle Banken in Europa die
gleiche Solvabilitätspflicht, was die Bewertung der
Auswirkungen einer Kapitalerhöhung oder eine Bei-
hilfe mit ähnlicher Wirkung erleichtert. Erfolgen die
Beihilfen in Form einer Kapitalerhöhung, kann die
Wettbewerbsverfälschung (nur als Richtwert) anhand
der nach dem Risiko gewichteten Aktiva bewertet wer-
den. Eine Kapitalzufuhr in Höhe von 1 Mrd. ITL oder
eine Maûnahme mit ähnlicher Wirkung (bei sonst glei-
chen Bedingungen) ermöglicht einer Bank, den Bestand
der gewichteten Aktiva (bei Einhaltung des Solvabili-
tätskoeffizienten von mindestens 8%, der anhand der
mindestens zur Hälfte aus eigenen Grundmitteln beste-
henden Eigenmittel zu berechnen ist) um 12,5 bis
25 Mrd. ITL zu erhöhen.

Im vorliegenden Fall entsprechen die Beihilfen in Höhe
von ca. 2 217 Mrd. ITL etwa der Hälfte der Eigenmit-
tel, die Ende 1994 zur Einhaltung des Solvabilitäts-
koeffizienten notwendig waren. Anders als in anderen
Fällen und wie bereits unter Punkt 5.3 dieser Entschei-
dung festgestellt, sind die fraglichen Beihilfen vorran-
gig zur Deckung der Verluste und für das Überleben
der Bank bestimmt, und nicht zur Aufrechterhaltung
einer Kapitalausstattung, die eine Fortführung der
Geschäfte auf dem vorherigen Niveau ermöglicht. Die
Einhaltung des Solvabilitätskoeffizienten wurde fak-
tisch durch die 1997 nach der Privatisierung gezeich-
nete Kapitalerhöhung gesichert. Trotzdem ermöglichen
die Beihilfen de facto der Bank eine Fortsetzung ihrer
Tätigkeit, wenngleich auf einem infolge der Abtretun-
gen niedrigeren Niveau.

In dieser Hinsicht scheinen die im Umstrukturierungs-
plan festgelegten Maûnahmen auszureichen, um die
durch die Beihilfen hervorgerufene Wettbewerbsverzer-
rung soweit wie möglich abzuschwächen.

Vor allem haben die bereits durchgeführten Maûnah-
men zu einem drastischen Kapazitätsabbau der Bank
geführt. Die Bilanzsumme hat sich von 121 000 Mrd.
ITL (Ende 1994) auf 69 000 Mrd. ITL (Ende 1997),
d. h. um 43% innerhalb von drei Jahren, verringert.
Bei den nach ihrem Risiko gewichteten Aktiva war

noch ein stärkerer Rückgang festzustellen. Der Kapazi-
tätsabbau entspricht, nachdem der Effekt der Ausglie-
derung von Aktiva in Höhe von 12 400 Mrd. ITL
zugunsten der SGA eliminiert wurde, einer Aktivaver-
ringerung um etwa 40 000 Mrd. ITL.

Allerdings kann die Schlieûung im Wege der freiwil-
ligen Liquidation der Tochtergesellschaft Isveimer (Ak-
tiva in Höhe von etwa 15 000 Mrd. ITL per Ende
1994) nicht völlig als Gegenleistung gewertet werden,
denn die Liquidation war eine im Rahmen des
Umstrukturierungsplans notwendige Maûnahme, für
die staatliche Mittel verwendet werden. Da es sich um
eine Liquidation handelt und die betreffenden Beträge
lediglich durch die Bank ¹hindurchflossenª, kam man
zu dem Schluû, daû die Unterstützungsmaûnahmen
zugunsten der Bank bei der Liquidation der Isveimer
keine Elemente staatlicher Beihilfen enthielten. Diese
Liquidation entspricht einer Kapazitätsstillegung. Die
Bank kann im Rahmen der Liquidation der Isveimer
keine Aktiva von dieser übernehmen, es sei denn, ihr
Verkauf an Dritte oder ihre Verwertung zu für die
Liquidation günstigeren Bedingungen erweisen sich als
unmöglich.

Die Bank hat auûerdem Immobilien im Wert von
300 Mrd. ITL und Beteiligungen in Höhe von über
200 Mrd. ITL abgetreten. Im einzelnen wurden die
Beteiligungen an den Banken IMI und Banca di Roma
gewinnbringend veräuûert. Weiterhin sind Immobilien-
verkäufe für ca. 100 Mrd. ITL vorgesehen.

In Italien hat die Bank 50 Zweigstellen an die Banca
Popolare di Brescia und 9 an die Banca Popolare Anto-
niana Veneta veräuûert. Darüber hinaus wurde der
Verkauf von weiteren 18 Zweigstellen eingeleitet, der
normalerweise bis Jahresende abgeschlossen sein dürf-
te. Die veräuûerten Zweigstellen stellen eine solide
Ertragskapazität dar, was sich in erster Linie in dem
auf dem Markt hervorgerufenen Interesse und dem
erzielten Preis (290 Mrd. ITL bzw. 34,5 Mrd. ITL)
und zweitens in dem dem Erwerber zugesprochenen
Geschäftswert (132 Mrd. ITL oder 46% des Wertes
der Transaktion bzw. 21,3 Mrd. ITL oder 62% des
Wertes) zeigt. Im einzelnen wurden mit dem Verkauf
der 59 Zweigstellen Forderungen in Höhe von mehr
als 2 500 Mrd. ITL abgetreten. Ein zusätzlicher Abbau
des Forderungsbestands um ca. 1 000 Mrd. ITL dürfte
durch die Veräuûerung von 18 weiteren Zweigstellen
ermöglicht werden. Folglich kann dieser Verkauf als
Ausgleich für die Beihilfen betrachtet werden. Nach
der Abtretung der 77 Zweigstellen, was ca. 10% des
Schalternetzes der Bank ausmacht, wird diese den Cha-
rakter einer Regionalbank mit nur wenigen Zweigstel-
len im Ausland und einer geringen Präsenz in Nordita-
lien annehmen. Im Falle der Fusion mit der BNL sind
zweifellos weitere Verkäufe oder Zusammenlegungen
von Zweigstellen denkbar.

International hat die Bank ihre Präsenz bereits maû-
geblich verringert: Die Zahl der kontrollierten Unter-

(9) ABl. L 386 vom 30.12.1989, S. 14.
(10) ABl. L 85 vom 3.4.1996, S. 17.
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nehmen und der Tochtergesellschaften ist innerhalb
von zwei Jahren von 13 auf 6 gesunken, während der
Geschäftsumfang um ca. 70% zurückging. Insbeson-
dere wurden die Ausleihungen um ca. 22 000 Mrd.
ITL abgebaut. Die Niederlassungen in Paris, Frankfurt,
Los Angeles, Moskau und Seoul wurden geschlossen
und andere (Barcelona) wurden verkauft. Der Rückzug
vom spanischen Markt dürfte schon bald abgeschlos-
sen sein. In den übrigen Niederlassungen wurden Per-
sonal und Kapazitäten abgebaut. Es sei bemerkt, daû
das internationale Netz der Bank bis auf wenige Aus-
nahmen rentabel war. Bei dieser Bewertung wurde
auûerdem die Übertragung der luxemburgischen Toch-
ter (Banco di Napoli International) auf die Ausglie-
derungsstruktur berücksichtigt, die augenscheinlich
nicht als Gegenleistung betrachtet werden kann, weil
die Schaffung der Ausgliederungsstruktur zur Rettung
der Bank beigetragen hat.

Nach Prüfung der vorstehenden Aspekte ist die Kom-
mission zu der Auffassung gelangt, daû die Bemühun-
gen der Bank und die Maûnamen der Behörden, auch
wenn sie die wettbewerbsverfälschenden Wirkungen
der der Bank gewährten Beihilfen nicht vollständig
beseitigen, doch einen erheblichen Ausgleich darstel-
len, der diese Wirkungen wesentlich verringern kann.

Im Lichte der vorstehenden Betrachtungen ist die
Kommission zu der Auffassung gelangt, daû die von
der Bank erbrachten Gegenleistungen angemessen sind
und dazu beitragen, daû die Beihilfe zugunsten der
Bank mit dem gemeinsamen Interesse vereinbar ist.

5.5. Sonstiges

Gemäû den gemeinschaftlichen Leitlinien für Umstruk-
turierungsbeihilfen hat die Kommission auch die Situa-
tion der Bank im Zusammenhang mit den Steuergut-
schriften geprüft. Kraft der einschlägigen Rechtsvor-
schriften dürfen Unternehmen, denen staatliche
Beihilfen zuteil wurden, nicht gleichzeitig in den
Genuû von Steuergutschriften in Höhe der Steuerver-
luste kommen, die durch Beihilfen darstellende Kapi-
talerhöhungen gedeckt werden. Hierzu haben die ita-
lienischen Behörden erklärt, daû die nach italienischem
Recht geltenden und insbesondere in Artikel 123 des
T.U. 917/86 festgelegten Bedingungen, nach denen der
Bank ein solcher Vorteil zuteil werden könnte, nicht
erfüllt sind.

Dies läût den Schluû zu, daû die Intervention des Staa-
tes nicht dazu beiträgt, die Position der Bank über das
notwendige Maû hinaus zu stärken, und die Möglich-
keiten der europäischen Konkurrenten, mit ihr in
Wettbewerb zu treten, nicht einschränkt. Vielmehr
wurde der Marktanteil der Bank maûgeblich verrin-

gert. Folglich können die in Rede stehenden Beihilfen
aufgrund des Beitrags, den die Bank durch ihre
Umstrukturierungsbemühungen und den Kapazitäts-
abbau geleistet hat, als mit den gemeinschaftlichen
Leitlinien für Umstrukturierungsbeihilfen übereinstim-
mend und als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
erklärt werden.

6. Schluûfolgerungen

Abschlieûend stellt die Kommission aufgrund der vor-
stehenden Anhaltspunkte und der verfügbaren Infor-
mationen fest, daû der Sanierungsplan der Banco di
Napoli umfangreiche Elemente staatlicher Beihilfen
enthält, insbesondere in Form einer Kapitalaufstok-
kung in Höhe von 2 000 Mrd. ITL, der Inanspruch-
nahme der Vorschüsse der Banca d'Italia im Sinne des
Ministerialerlasses vom 27. September 1974 zum Auf-
fangen der Verluste der SGA sowie in Form der Steuer-
erleichterungen zu einem Nettowert von 17 Mrd. ITL.
Unter Berücksichtigung des geschätzten Ertrages, den
der Staat aus der laufenden Privatisierung erzielt, wer-
den die aktualisierten Nettogesamtkosten für den Staat
mit 2 217 Mrd. ITL veranschlagt, wobei die theoreti-
sche Obergrenze bei 11 895 Mrd. ITL liegt. Dem-
gegenüber stellen die Vorschüsse, die die Banca d'Italia
der Banco di Napoli im Sinne des Erlasses vom
27. September 1974 im Rahmen der Liquidation der
Isveimer gewährt hat, keine staatlichen Beihilfen dar,
sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt werden.

Diese Maûnahmen wurden eingehend im Lichte von
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag geprüft,
um festzustellen, ob sie mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar sind. Aufgrund der vorstehenden Erwägun-
gen kann davon ausgegangen werden, daû bei den der
Bank gewährten Beihilfen die Bedingungen der gemein-
schaftlichen Leitlinien zur Beurteilung von staatlichen
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von
Unternehmen in Schwierigkeiten eingehalten werden,
sofern einige Auflagen erfüllt werden, von denen einige
unabdingbare Voraussetzungen für die finanzwirt-
schaftliche Rentabilität darstellen, während andere
notwendige Gegenleistungen sind, aus denen geschlos-
sen werden kann, daû die Beihilfe das gemeinsame
Interesse berücksichtigt.

Angesichts des Umfangs der Beihilfen muû darüber
hinaus die Durchführung des Plans, namentlich im
Hinblick auf die Umstrukturierungsbemühungen im
Rahmen des Fusionsvorhabens, kontrolliert werden,
damit der der Kommission vorgelegte Sanierungsplan
auch tatsächlich vollständig umgesetzt wird. Daher
werden die italienischen Behörden aufgefordert, die
Kommission halbjährlich ab dem Datum dieser Ent-
scheidung über den Fortgang der Plandurchführung
sowie über jede Abweichung der Ergebnisse von den
Prognosen zu informieren. Ohne vorherige Zustim-
mung der Kommission darf an dem Plan keine ¾nde-

L 116/54 4.5.1999Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



rung vorgenommen werden, durch die sich die staatli-
chen Beihilfen zugunsten der Bank erhöhen könnten.

Ausgehend von den Leitlinien für Umstrukturierungs-
beihilfen ist die Kommission der Auffassung, daû diese
Beihilfen normalerweise nur einmal gewährt werden
müssen.

Unter diesen Voraussetzungen können die in Rede ste-
henden Beihilfen von dem Verbot gemäû Artikel 92
Absatz 1 EG-Vertrag und Artikel 61 Absatz 1 EWR-
Abkommen ausgenommen werden, da sie gemäû
Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag und
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) EWR-Abkommen als
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar betrachtet
werden können Ð

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Maûnahmen zur Sanierung, Umstrukturie-
rung und Privatisierung der Banco di Napoli, enthalten
im Gesetzesdekret Nr. 163 vom 27. März 1996, das
später mehrfach, letztmalig mit dem Gesetzesdekret
Nr. 497 vom 24. September 1996, geändert und
schlieûlich in das Gesetz Nr. 588 vom 19. November
1996 umgewandelt wurde, insbesondere die Kapital-
aufstockung der Banco di Napoli in Höhe von
2 000 Mrd. ITL durch das Schatzamt, die Steuer-
erleichterungen und die Inanspruchnahme der Vor-
schüsse der Banca d'Italia gemäû dem Ministerialerlaû
vom 27. September 1974 zum Auffangen der Verluste
der SocietaÁ per la Gestione di AttivitaÁ Spa bis zu einer
Obergrenze von 14 395 Mrd. ITL, stellen staatliche
Beihilfen im Sinne von Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag
dar.

Diese Maûnahmen, deren geschätzte Nettokosten für
den Staat ca. 2 217 Mrd. ITL betragen, jedoch eine
Obergrenze von 11 895 Mrd. ITL erreichen können,
werden kraft Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) EG-
Vertrag und Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) EWR-
Abkommen als mit dem Gemeinsamen Markt und mit
dem Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum vereinbar erklärt.

(2) Die von der Banca d'Italia im Sinne des Ministe-
rialerlasses vom 27. September 1974 im Rahmen der
Liquidation der Isveimer gezahlten Vorschüsse stellen
keine staatlichen Beihilfen zugunsten der Banco di
Napoli dar, sofern ihre Verwendung nach für einen pri-
vaten Kapitalgeber annehmbaren Kriterien erfolgt und
die Auflage von Artikel 2 Buchstabe e) erfüllt wird.

Artikel 2

Die Genehmigung der unter Artikel 1 angeführten
Maûnahmen ist davon abhängig, ob Italien die Ver-
pflichtung der Banco di Napoli, bis Ende 1998 18
Zweigstellen in Nord- und Mittelitalien sowie die Nie-
derlassung in Madrid zu verkaufen bzw. zu schlieûen,
und die folgenden Auflagen erfüllt:

a) Es wird gewährleistet, daû alle Sanierungsmaûnah-
men und alle für das System vorgesehenen Bestim-
mungen, die in Artikel 1 und in dem der Kommis-
sion vorgelegten Umstrukturierungsplan enthalten
sind, umgesetzt werden.

b) Die im Umstrukturierungsplan enthaltenen Bedin-
gungen werden nach Berücksichtigung der mit die-
ser Entscheidung erteilten Auflagen nicht ohne vor-
herige Zustimmung der Kommission geändert.

c) Es wird verhindert, daû der Banco di Napoli Steu-
ergutschriften in Höhe der durch die Kapitalauf-
stockung seitens des Schatzamtes gedeckten Steuer-
verluste zugute kommen.

d) Die Erträge aus den Veräuûerungen von Zweigstel-
len, Beteiligungen und anderen Aktiva werden der
wirtschaftlichen und finanziellen Umstrukturierung
der Banco di Napoli zugeführt.

e) Es wird gewährleistet, daû die Banco di Napoli im
Rahmen der Liquidation der Isveimer keine Aktiva
erwirbt, es sei denn, deren Verkauf an Dritte oder
ihre Verwertung zu für die Liquidation günstigeren
Bedingungen erweisen sich als unmöglich.

Artikel 3

Die italienischen Behörden wirken vollständig an der
Kontrolle dieser Entscheidung mit und unterbreiten
der Kommission die folgenden Unterlagen:

a) einen ausführlichen Bericht der italienischen Behör-
den über die Umsetzung der Entscheidung der
Kommission und die Durchführung des Umstruktu-
rierungsplans. Im einzelnen muû dieser Bericht ent-
halten:

Ð eine Prüfung der finanzwirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit der gegebenenfalls unter staatli-
cher Kontrolle verbliebenen Unternehmen der
Gruppe anhand eines detaillierten Vergleichs
der Ergebnisse mit den im Plan enthaltenen
Schätzungen;
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Ð eine Spezifizierung jeder staatlichen Maûnahme
zugunsten dieser Unternehmen in Form von
Kapitalerhöhungen, Finanzierungen, Garantie-
leistungen, Forderungsverzicht u. a.;

Ð eine detaillierte Analyse des Ablaufs der eventu-
ellen Fusion zwischen der Banca Nazionale del
Lavoro und der Banco di Napoli;

Ð Angaben zum Stand der Umsetzung der unter
Artikel 2 genannten Verpflichtung und Auf-
lagen.

Der Bericht ist halbjährlich ab dem Datum der
Kommissionsentscheidung bis zur Erfüllung der
unter Artikel 2 genannten Verpflichtung und Auf-
lagen vorzulegen;

b) die Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen und
(Jahres-, Halbjahres-)Berichte der Verwaltungsräte
der an der Operation beteiligten Gesellschaften,
d. h. der Banco di Napoli und der Banca Nazionale
del Lavoro Ð bis zur Privatisierung der
letztgenannten Ð, der Auffanggesellschaft SocietaÁ
di Gestione di AttivitaÁ Spa Ð bis zur Erfüllung

ihres Auftrags Ð und der Isveimer Ð bis zum
Abschluû des Liquidationsverfahrens. Diese Unter-
lagen sind der Kommission unmittelbar nach ihrer
Annahme durch den Verwaltungsrat des betreffen-
den Unternehmens vorzulegen.

Die Kommission behält sich vor, spezielle Buchprüfun-
gen vornehmen zu lassen, um die Unterlagen und die
Durchführung des Plans gemäû den Buchstaben a) und
b) zu bewerten.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet.

Brüssel, den 29. Juli 1998

Für die Kommission

Monika WULF-MATHIES

Mitglied der Kommission
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